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SEHR GEEHRTE KUNDIN,
SEHR GEEHRTER KUNDE,

Sie haben ROLAND als Ihren Rechtsschutz-Partner gewählt. Danke für Ihr Vertrauen. Sie besitzen nun 
einen wertvollen Schutz, mit dem Sie im Ernstfall Ihr Recht verteidigen können.

Die nachfolgende Information gibt Ihnen einen Überblick über Ihre Rechte und Pflichten aus 
dem Versicherungsvertrag.

Dem jeweiligen Vertrag liegen zugrunde:

die Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutz-Versicherung (ARB 2015, Stand 09/2015) und

die zum jeweiligen Versicherungsvertrag vereinbarten Tarifbestimmungen und Besonderen Bedingungen.

Unter Bezugnahme auf den Anhang weisen wir ergänzend auf Folgendes hin:

Rücktrittsrecht 
Wir weisen ausdrücklich auf Ihr Rücktrittsrecht gemäß § 5 b und § 5 c Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) hin.

Konsumentenschutz 
Ihre Rechte entnehmen Sie bitte § 3 des Konsumentenschutzgesetzes.

Anwendbares Recht 
Auf das Vertragsverhältnis wird österreichisches Recht angewendet. Die entsprechenden 
Gesetzestexte entnehmen Sie bitte dem Anhang.

Beschwerdestelle 
Den Versicherungsvertrag betreffende Beschwerden können an die Finanzmarktaufsicht (FMA), 
Bereich Versicherungs- und Pensionskassenaufsicht, Otto-Wagner-Platz 5, 1090 Wien, gerichtet werden.

ROLAND 
Rechtsschutz-Versicherungs-AG

Direktion für Österreich 
Mariannengasse 14 
A-1090 Wien

Sitz der Gesellschaft: 
Deutz-Kalker Straße 46 
D-50679 Köln
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Einführung

Bitte beachten Sie, dass nur die Gemeinsamen, die Besonderen sowie die Ergänzenden Bestimmungen zusammen den Umfang und die 
Voraussetzungen des Versicherungsschutzes beschreiben. Die Gemeinsamen Bestimmungen gelten in jedem Fall, die Besonderen und Er-
gänzenden Bestimmungen nur so weit, als sie im jeweiligen Versicherungsvertrag vereinbart sind. Die in den Besonderen Bestimmungen 
beschriebenen Rechtsschutz-Bausteine (Risiken) werden in Form von Rechtsschutz-Kombinationen angeboten.

Umfang und Preis dieser Kombinationen sind im Tarif geregelt und werden im jeweiligen Versicherungsvertrag vereinbart.  
Jene Gesetzesstellen, auf die im Rahmen der Bedingungen Bezug genommen wird, finden Sie im Anhang.



4

Besondere Bestimmungen für die Rechtsschutz-Versicherung (ERB 2015)

Artikel 17	� Schadenersatz-, Herausgabe-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für Fahrzeuge (Fahrzeug-Rechtsschutz) – 
je nach Vereinbarung mit oder ohne Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz� 13

Artikel 18	 Schadenersatz-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für Fahrzeuglenker (Lenker-Rechtsschutz)� 15

Artikel 19	 Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz� 16

Artikel 20	 Straf-Rechtsschutz� 17

Artikel 21	 Arbeitsgerichts-Rechtsschutz� 18

Artikel 22	 Sozialversicherungs-Rechtsschutz� 19

Artikel 23	 Beratungs-Rechtsschutz� 20

Artikel 24	 Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz� 20

Artikel 25	 Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete� 21

Artikel 26	 Rechtsschutz in Erbrechtssachen� 22

Artikel 27	 Rechtsschutz in Familienrechtssachen� 22

Ergänzende Bestimmungen

Klausel 1	 Opfer- und Anti-Stalking-Rechtsschutz� 23

Klausel 2	 Daten-Rechtsschutz� 23

Klausel 3	 Steuer-Rechtsschutz� 24

Klausel 4	 Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz� 25

Klausel 5	 Pflege-Rechtsschutz für Eltern und Kinder (ohne Altersbegrenzung)� 25

Klausel 6	 Ausfallversicherung für gerichtlich bestimmte Ansprüche aus Körperschäden� 26

Klausel 7	 PVV (Patientenverfügungs- und Vorsorgeverfügungs-Rechtsschutz)� 27

Klausel 8	 Rechtsschutz gegen Mobbing und sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz� 27

Klausel 9	 Patienten-Rechtsschutz� 27

Klausel 10	 Gutachten-Rechtsschutz� 28

Anhang

Konsumentenschutzgesetz (KSchG)� 29

Versicherungsvertragsgesetz (VersVG)� 30

Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz (ASGG)� 33

Bankwesengesetz (BWG)� 33

Strafgesetzbuch (StGB)� 33

Strafprozessordnung (StPO)� 39

Finanzstrafgesetz� 39

Bundes-Verfassungsgesetz� 40

Außerstreitgesetz� 40

Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch (ABGB)� 41

Datenschutzgesetz� 41

Merkblatt zur Datenverarbeitung� 44

Verhalten im Schadenfall� 46

INHALTSVERZEICHNIS



5GEMEINSAME BESTIMMUNGEN

ARTIKEL 1
Was ist Gegenstand der Versicherung?

Der Versicherer sorgt für die Wahrnehmung der rechtlichen Interes-
sen des Versicherungsnehmers und trägt die dem Versicherungsneh-
mer dabei entstehenden Kosten.

Dieser Versicherungsschutz wird nach den Gemeinsamen, Besonde-
ren und Ergänzenden Bestimmungen geboten und bezieht sich auf 
die jeweils vereinbarten Risiken.

ARTIKEL 2
Was gilt als Versicherungsfall und wann gilt er als eingetreten?

1.	Für die Geltendmachung eines Personen-, Sach- oder 
Vermögensschadens, der auf einen versicherten Personen- oder 
Sachschaden zurückzuführen ist (Art. 17.2.1.1., Art. 18.2.1., 
Art. 19.2.1. und Art. 25.2.3.), gilt als Versicherungsfall das dem 
Anspruch zugrunde liegende Schadenereignis. Als Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls gilt der Eintritt dieses Schadenereignisses.

Bei Schäden infolge einer Umweltstörung, die auf einen vom ord-
nungsgemäßen, störungsfreien Betriebsgeschehen abweichenden 
einzelnen, plötzlich eingetretenen Vorfall zurückzuführen sind, gilt 
dieser Vorfall (= Störfall) als Versicherungsfall. Als Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls gilt der Eintritt dieses Störfalls.

Eine Umweltstörung ist die Beeinträchtigung der Beschaffenheit 
von Luft, Erdreich oder Gewässern.

Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Unfallver
sicherungsverträgen (Versicherungsvertragsstreitigkeiten) gilt als 
Versicherungsfall abweichend von Art. 2.3. der Zeitpunkt des 
Unfallereignisses.

2.	Im Beratungs-Rechtsschutz (Art. 23.3.) und in bestimmten Fällen 
des Rechtsschutzes für Grundstückseigentum und Miete  
(Art. 25.4.) sowie des Rechtsschutzes in Familienrechtssachen (Art. 
27.4.) gelten die dort beschriebenen Sonderregelungen.

3.	In den übrigen Fällen – insbesondere auch für die Geltend-
machung eines reinen Vermögensschadens (Art. 17.2.1.1., 
Art. 18.2.1., Art. 19.2.1.) sowie für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen wegen reiner Vermögensschäden (Art. 24.2.1.) – gilt 
als Versicherungsfall der tatsächliche oder behauptete Verstoß des 
Versicherungsnehmers, Gegners oder eines Dritten gegen Rechts-
pflichten oder Rechtsvorschriften; der Versicherungsfall gilt in dem 
Zeitpunkt als eingetreten, in dem eine der genannten Personen 
begonnen hat oder begonnen haben soll, gegen Rechtspflichten 
oder Rechtsvorschriften zu verstoßen.

4.	Bei mehreren Verstößen ist der erste adäquat ursächliche Verstoß 
maßgeblich, wobei Verstöße, die länger als ein Jahr vor Versiche-
rungsbeginn zurückliegen, für die Feststellung des Versicherungs-
falls außer Betracht bleiben. Im Führerschein-Rechtsschutz  
(Art. 17.2.3. und Art. 18.2.3.) ist bei mehreren Verstößen derje-
nige maßgeblich, der die Abnahme oder Entziehung des Führer-
scheins unmittelbar auslöst.

ARTIKEL 3
Für welchen Zeitraum gilt die Versicherung  
(zeitlicher Geltungsbereich)?

1.	Die Versicherung erstreckt sich auf Versicherungsfälle, die wäh-
rend der Laufzeit des Versicherungsvertrags eintreten.

2.	Löst eine Willenserklärung oder Rechtshandlung des Versiche-
rungsnehmers, des Gegners oder eines Dritten, die vor Versiche-
rungsbeginn vorgenommen wurde, den Versicherungsfall gemäß 

Art. 2.3. aus, besteht kein Versicherungsschutz.

Willenserklärungen oder Rechtshandlungen, die länger als ein Jahr 
vor Versicherungsbeginn vorgenommen wurden, bleiben dabei 
außer Betracht.

3.	Wird der Deckungsanspruch vom Versicherungsnehmer später 
als drei Jahre nach Beendigung des Versicherungsvertrags für das 
betreffende Risiko geltend gemacht, besteht unabhängig davon, 
wann der Versicherungsnehmer Kenntnis vom Eintritt eines 
Versicherungsfalls erlangt, kein Versicherungsschutz.

Für Verbraucher gilt abweichend von Art. 3.3. eine zeitlich 
unbegrenzte Nachhaftung.

4.	Darüber hinaus wird der Versicherungsschutz zeitlich begrenzt 
durch die Bestimmungen über Prämienzahlung und Beginn 
des Versicherungsschutzes (Art. 12) und die in den Besonderen 
beziehungsweise Ergänzenden Bestimmungen geregelten 
Wartefristen.

ARTIKEL 4
Wo gilt die Versicherung (örtlicher Geltungsbereich)?

Soweit nicht in den Besonderen Bestimmungen oder in der Polizze 
etwas anderes geregelt oder vereinbart ist, gilt:

Versicherungsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen in Europa (im geografischen Sinn) samt Island, 
den außereuropäischen Mittelmeeranrainerstaaten, auf den 
Kanarischen Inseln, Madeira oder den Azoren – auch auf Flug- und 
Schiffsreisen innerhalb des äußeren Geltungsbereichs – erfolgt, 
der Versicherungsfall in diesem örtlichen Geltungsbereich eintritt 
und ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde innerhalb dieses 
Geltungsbereichs zuständig ist oder wäre, würde ein gerichtliches 
oder behördliches Verfahren eingeleitet werden.

ARTIKEL 5
Wer ist versichert und unter welchen Voraussetzungen können 
mitversicherte Personen Deckungsansprüche geltend machen?

1.	Versichert sind der Versicherungsnehmer und die in den Beson-
deren beziehungsweise Ergänzenden Bestimmungen jeweils 
genannten mitversicherten Personen.

2.	Ist in den Besonderen beziehungsweise Ergänzenden Bestimmun-
gen und/oder in der Polizze die Mitversicherung von Angehörigen 
vorgesehen, so umfasst der Versicherungsschutz zusätzlich zu 
dem Versicherungsnehmer

–– seinen in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebenden Ehegatten 
oder verschieden- oder gleichgeschlechtlichen Lebensgefährten.

–– dessen beziehungsweise deren minderjährige sowie volljährige 
Kinder (auch Enkel-, Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; 
Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher Gemeinschaft 
mit dem Versicherungsnehmer leben), wenn diese das 27. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sich in Ausbildung 
beziehungsweise in einem Lehrverhältnis befinden, ledig 
und nicht erwerbstätig sind; eine Beschäftigung auf 
Geringfügigkeitsbasis im Sinne des § 5 Abs. 2 ASVG, der Bezug 
von Entgelt im Rahmen einer Lehrausbildung sowie eine 
Ferialpraxis beeinträchtigen den Versicherungsschutz nicht. 
Unter diesen Voraussetzungen besteht Versicherungsschutz 
auch für Kinder während der Ableistung des Präsenz- 
beziehungsweise Zivildienstes, wenn dieser innerhalb von 
sechs Monaten nach Beendigung der Ausbildung bzw. 
des Lehrverhältnisses angetreten wird oder die Ausbildung 
beziehungsweise das Lehrverhältnis durch die Ableistung des 
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Präsenz- beziehungsweise Zivildienstes unterbrochen wird.

–– volljährige Kinder sind ohne Altersbegrenzung mitversichert, 
wenn sie unter der Sachwalterschaft des Versicherungsneh-
mers oder seines in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebenden 
Ehegatten oder Lebensgefährten stehen.

Die für den Versicherungsnehmer getroffenen Bestimmungen 
gelten sinngemäß auch für die mitversicherten Personen; das  
trifft insbesondere auch für die Erfüllung von Obliegenheiten zu 
(Art. 8).

3.	Mitversicherte Personen können Deckungsansprüche gegenüber 
dem Versicherer nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers 
geltend machen. 

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, seine Zustimmung zu 
widerrufen, wenn mitversicherte Personen Versicherungsschutz für

–– die Einleitung eines Zivilverfahrens nach außergerichtlicher 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen oder

–– das Strafverfahren nach einem allenfalls versicherten  
Ermittlungsverfahren oder

–– die Anfechtung einer Entscheidung oder 

–– die Einleitung eines anderen Verfahrens

verlangen.

Der Versicherungsschutz entfällt ab dem Zeitpunkt, zu dem die 
Maßnahmen, für die der Versicherer zum Zeitpunkt des Widerrufs 
Versicherungsschutz bestätigt hat, abgeschlossen sind.

4.	Der Anspruch des Versicherungsnehmers auf Versicherungsschutz 
geht auf den Nachlass oder die eingeantworteten Erben des Ver-
sicherungsnehmers über, wenn der Versicherungsfall vor dessen 
Ableben eingetreten ist.

5.	Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Personen, für die 
der Versicherungsnehmer nach dem Gesetz unterhaltspflichtig 
war, wenn sie aufgrund des Ablebens des Versicherungsnehmers 
eigene Schadenersatzansprüche geltend machen.

ARTIKEL 5 a)
Non-Admitted-Regelung für gewerbliche Versicherungsnehmer/
Unternehmen

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – 
Versicherungsschutz, soweit und solange dem Versicherer aufgrund 
ausländischer Rechtsvorschriften die Gewährung von Versicherungs-
schutz nicht untersagt ist. Für den Fall, dass aufgrund vorstehender 
Regelung versicherte Personen, Tochtergesellschaften oder Betei-
ligungsunternehmen keinen Anspruch gegen den Versicherer auf 
Versicherungsschutz haben und der Versicherungsnehmer diese 
von den als Folge davon zu tragenden Kosten freistellt, umfasst der 
Versicherungsschutz den Ausgleich des dem Versicherungsnehmer 
dadurch entstandenen finanziellen Nachteils, maximal jedoch in 
Höhe der nach diesen Bedingungen versicherten Kosten.

ARTIKEL 6
Welche Leistungen erbringt der Versicherer?

1.	Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, übernimmt 
der Versicherer im Falle seiner Leistungspflicht die ab dem Zeit-
punkt der Geltendmachung des Deckungsanspruchs entstehenden 
Kosten gemäß Punkt 8., soweit sie für die Wahrnehmung der recht-
lichen Interessen des Versicherungsnehmers notwendig sind.

2.	Vor diesem Zeitpunkt entstandene Kosten sind nur dann vom 
Versicherungsschutz umfasst, wenn der Versicherer sie auch bei 
vorheriger Abstimmung und Prüfung zu tragen gehabt hätte.

3.	Notwendig sind die Kosten, wenn die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung zweckentsprechend und nicht mutwillig ist 
und hinreichende Aussicht auf deren Erfolg besteht.

Die Prüfung der Erfolgsaussichten gemäß Art. 9 unterbleibt im 
Straf-, Führerschein- und Beratungs-Rechtsschutz.

4.	Der Versicherungsschutz erstreckt sich, soweit die Besonderen 
beziehungsweise Ergänzenden Bestimmungen nichts anderes 
vorsehen, auf die

–– außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen durch 
den Versicherer oder durch den von ihm beauftragten Rechts-
anwalt und

–– auf die Vertretung vor staatlichen Gerichten, Verwaltungs
gerichten und Verwaltungsbehörden in allen Instanzen.

4.1.	Sofern und sobald für mehrere Versicherungsnehmer zur 
Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen Versicherungs-
schutz aus einem oder mehreren Versicherungsverträgen 
besteht und ihre Interessen aufgrund der gleichen oder einer 
gleichartigen Ursache gegen denselben Anspruchsgegner 
gerichtet sind, erstreckt sich die Versicherungsleistung

4.1.1.	 vorerst auf die außergerichtliche Wahrnehmung  
durch ein Aufforderungsschreiben;

4.1.2.	bei der gerichtlichen Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen auf

–– den Anschluss als Privatbeteiligter im Strafverfahren;

–– die Anmeldung der Forderungen in einem 
Insolvenzverfahren über das Vermögen des 
Anspruchsgegners;

–– soweit die Interessen des Versicherungsnehmers nicht 
unbillig, insbesondere durch drohende Verjährung 
beeinträchtigt werden, auf die Führung notwendiger 
Musterprozesse und die Teilnahme an der Gemein-
schaftsklage.

5.	Für das Verfahren vor dem Verfassungs- und Verwaltungs
gerichtshof besteht Versicherungsschutz nur dann, wenn dies 
in den Besonderen Bestimmungen ausdrücklich vorgesehen ist 
(Art. 17, 18, 21 und 22).

6.	Soweit in den Besonderen Bestimmungen ausdrücklich vorgesehen, 
besteht Versicherungsschutz auch für die Kosten außergerichtlicher 
Konfliktlösung durch Mediation, sofern es vor Einleitung eines 
Verfahrens vor staatlichen Gerichten, Verwaltungsgerichten 
oder Verwaltungsbehörden (Art. 19, 21, 24, 25, 26 und 27) 
oder während der Anhängigkeit eines Verfahrens vor staatlichen 
Gerichten (Art. 27) zu einem Mediationsverfahren kommt.

7.	Soweit in den Besonderen Bedingungen ausdrücklich vorgesehen, 
besteht Versicherungsschutz auch für Beratungs- und Vertretungs-
handlungen bei Diversionsmaßnahmen.

8.	Der Versicherer zahlt

8.1.	im Inland die angemessenen Kosten des für den Versi-
cherungsnehmer tätigen Rechtsanwalts bis zur Höhe des 
Rechtsanwaltstarifgesetzes oder, sofern dort die Entlohnung 
für anwaltliche Leistungen nicht geregelt ist, bis zur Höhe der 
Allgemeinen Honorar-Kriterien für Rechtsanwälte.

In gerichtlichen und verwaltungsbehördlichen Verfahren 
werden Nebenleistungen des Rechtsanwalts maximal in 
Höhe des nach dem jeweiligen Tarif zulässigen Einheitssatzes 
gezahlt.
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Wird anstelle des Rechtsanwalts eine andere zur berufsmäßi-
gen Parteienvertretung befugte Person tätig, werden deren 
Kosten nach den für sie geltenden Richtlinien, maximal 
jedoch bis zur Höhe des Rechtsanwaltstarifgesetzes, über-
nommen.

Im Ausland werden die angemessenen Kosten einer zur 
berufsmäßigen Parteienvertretung befugten Person nach den 
dort geltenden Richtlinien übernommen.

8.2.	die dem Versicherungsnehmer zur Zahlung auferlegten 
Vorschüsse und Gebühren für die von einem Gericht oder 
einer Verwaltungsbehörde beigezogenen Sachverständigen, 
Dolmetscher und Zeugen sowie Vorschüsse und Gebühren 
für das gerichtliche oder verwaltungsbehördliche Verfahren.

Nicht ersetzt werden Kosten für Urteilsveröffentlichungen 
und strafrechtliche Vollzugsmaßnahmen.

8.3.	im Zivilprozess auch die Kosten der Gegenseite, soweit der 
Versicherungsnehmer zu deren Zahlung verpflichtet ist.

Unter den gleichen Voraussetzungen trägt der Versicherer 
im Strafverfahren gegen den Versicherungsnehmer auch die 
Kosten des Schriftsatzes der Subsidiaranklage.

8.4.	die Kosten der Hin- und Rückfahrt des Versicherungsnehmers 
zu und von einem ausländischen Gericht, wenn sein Erschei-
nen als Beschuldigter oder Partei von diesem angeordnet 
wurde oder zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforder-
lich ist.

Eine Kostenerstattung erfolgt bis zur Höhe der Eisenbahn-
kosten zweiter Klasse einschließlich Zuschlägen. Steht dieses 
Transportmittel nicht zur Verfügung, ersetzt der Versicherer 
die Kosten eines vergleichbaren öffentlichen Verkehrsmittels 
(Autobus, Fähre) bis zum nächstgelegenen Bahnanschluss. Ist 
der Ort der Einvernahme mehr als 1.500 km vom Wohnsitz 
des Versicherungsnehmers entfernt, erfolgt eine Kostenerstat-
tung für einen Linienflug in der Economy-Class.

8.5.	darlehensweise bis zu der in der Polizze angegebenen Höhe 
jene Beträge, die vom Versicherungsnehmer im Ausland 
aufgewendet werden müssen, um einstweilen von Strafver-
folgungsmaßnahmen verschont zu bleiben (Strafkaution). 
Dieses Darlehen ist vom Versicherungsnehmer innerhalb von 
sechs Monaten ab Zahlung durch den Versicherer unverzinst 
zurückzuzahlen.

8.6.	Kosten gemäß Punkt 8.1., Punkt 8.2. und Punkt 8.4.

–– exklusive Umsatzsteuer, wenn der Versicherungsnehmer 
vorsteuerabzugsberechtigt ist;

–– unbeschadet anderer gesetzlicher Bestimmungen, wenn 
und solange Teilzahlungen durch die Gegenseite Kapital 
und Zinsen nicht übersteigen (ausgenommen Inkassofälle 
gemäß Art. 24.2.4.).

8.7.	Kosten des Mediators bis maximal 2.000 Euro, in Fällen einer 
Co-Mediation bis maximal 3.000 Euro.

8.8.	Der Versicherer hat die Leistungen nach Punkt 8. zum Zeit-
punkt ihrer Fälligkeit zu erbringen. Die Leistung gemäß Punkt 
8.1. ist fällig, sobald der Rechtsvertreter die Angelegenheit 
endgültig außergerichtlich erledigt hat oder das Verfahren 
rechtskräftig beendet ist und dem Versicherungsnehmer eine 
Honorarnote schriftlich gelegt wurde.

Der Versicherungsnehmer kann eine Zwischenabrechnung 
frühestens dann verlangen, wenn bei Verfahren über mehrere 

Instanzen eine Instanz beendet ist, dem Versicherer die 
diesbezügliche schriftliche Entscheidung übermittelt und dem 
Versicherungsnehmer eine Honorarnote schriftlich gelegt 
wurde.

Die Leistung gemäß Punkt 8.2. bis 8.5. ist fällig, sobald der 
Versicherungsnehmer zu deren Zahlung verpflichtet ist oder 
diese Verpflichtung bereits erfüllt hat.

9.	Die Leistungspflicht des Versicherers ist begrenzt wie folgt:

9.1.	Die Höchstgrenze der vom Versicherer in einem Versiche-
rungsfall für den Versicherungsnehmer und die mitversi-
cherten Personen zu erbringenden Leistungen bildet die im 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls laut Vertrag gültige Versiche-
rungssumme.

9.2.	Bei mehreren Versicherungsfällen, die einen ursächlich zu-
sammenhängenden einheitlichen Vorgang darstellen, steht 
die Versicherungssumme nur einmal zur Verfügung. Ihre 
Höhe bestimmt sich nach dem Zeitpunkt des ersten Versiche-
rungsfalls.

9.3.	Genießen mehrere Versicherungsnehmer zur Wahrnehmung 
ihrer rechtlichen Interessen Versicherungsschutz aus einem 
oder mehreren Versicherungsverträgen und sind ihre Interes-
sen aufgrund der gleichen oder einer gleichartigen Ursache 
gegen den-/dieselben Gegner gerichtet, ist der Versicherer 
bis zur rechtskräftigen Beendigung eines von einem Versiche-
rungsnehmer geführten Musterprozesses berechtigt, seine 
Leistung für die übrigen Versicherungsnehmer vorerst auf die 
außergerichtliche Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 
der Versicherungsnehmer zu beschränken.

Dies gilt nicht, wenn oder sobald die übrigen Versicherungs-
nehmer durch diese Maßnahmen nicht ausreichend gegen 
einen Verlust ihrer Ansprüche, insbesondere durch drohende 
Verjährung, geschützt sind.

Sofern der Versicherungsschutz die Vertretung in allgemeinen 
Verwaltungsverfahren beziehungsweise vor dem Verfassungs- 
oder Verwaltungsgerichtshof umfasst, können diese Bestim-
mungen sinngemäß angewandt werden.

9.4.	Bei einem Vergleich trägt der Versicherer die Kosten nur in 
dem Umfang, der dem Verhältnis des Obsiegens zum Unter-
liegen entspricht.

9.5.	Nach Vorliegen eines Exekutionstitels (zum Beispiel Urteil) 
trägt der Versicherer Kosten der Rechtsverwirklichung für ma-
ximal 5 Exekutionsversuche einschließlich der Anmeldung der 
Forderung in einem Insolvenzverfahren, insgesamt begrenzt 
auf 5.000 Euro.

Bei einem Insolvenzverfahren über das Vermögen des Geg-
ners vor dem Vorliegen eines rechtskräftigen Titels über-
nimmt der Versicherer neben den Kosten der Anmeldung der 
Forderung ausschließlich die Kosten des durch eine Bestrei-
tung notwendigen Zivilverfahrens.

9.6.	Treffen bei der Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
Ansprüche zusammen, für die teils Versicherungsschutz 
besteht, teils nicht, trägt der Versicherer nur jene 
Kosten, die auch ohne Berücksichtigung der nicht unter 
Versicherungsschutz stehenden Ansprüche von ihm zu 
übernehmen wären. Lässt sich die Leistungspflicht danach 
nicht bestimmen, trägt der Versicherer die Kosten anteilig 
im Verhältnis der Streitwerte (Bemessungsgrundlagen) 
zueinander.
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Werden bei der Wahrnehmung zivilrechtlicher Interessen vom 
Gegner Forderungen aufrechnungsweise geltend gemacht, 
für deren Abwehr kein Versicherungsschutz besteht, trägt der 
Versicherer nur die Kosten, die der Versicherungsnehmer nach 
den Kostenersatzbestimmungen der Zivilprozessordnung zu 
tragen hätte, wenn nur seine Aktivforderung Gegenstand der 
Interessenwahrnehmung gewesen wäre.

Bei einem Vergleich gilt Punkt 9.4., bezogen auf die unter  
Versicherungsschutz stehenden Ansprüche.

Sind mehrere Delikte Gegenstand eines Strafverfahrens, für 
die teils Versicherungsschutz besteht, teils nicht, trägt der 
Versicherer die Kosten der Verteidigung und des Verfahrens 
anteilig im Verhältnis der Bemessungsgrundlagen für die 
Honorierung anwaltlicher Leistungen.

9.7.	Erfolgt in demselben Verfahren die Wahrnehmung zivilrecht-
licher Interessen versicherter und nicht versicherter Personen, 
so trägt der Versicherer die Kosten anteilig.

9.8.	Ist vertraglich ein Selbstbehalt vereinbart, so trägt der Versi-
cherer nur die den Selbstbehalt übersteigenden Kosten.

ARTIKEL 7
Was ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen?

1.	Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtli-
cher Interessen

1.1.	im ursächlichen Zusammenhang mit

–– Kriegsereignissen, feindseligen und terroristischen Hand-
lungen, inneren Unruhen, Gewalttätigkeiten anlässlich 
einer öffentlichen Ansammlung oder Kundgebung;

–– Ereignissen, die in außergewöhnlichem Umfang Personen- 
oder Sachschäden bewirken (= Katastrophe im Sinne der 
Katastrophenhilfegesetze), sowie mit Ereignissen, die auf 
allmähliche Einwirkung zurückzuführen sind;

–– nuklearen Ereignissen;

–– 	genetischen Schäden, Veränderungen oder gentechnisch 
veränderten Organismen;

–– Auswirkungen elektromagnetischer Felder oder Infraschall.

Die drei letztgenannten Ausschlüsse gelten nicht, soweit die 
Auswirkungen oder Veränderungen auf einer humanmedizini-
schen Behandlung beruhen;

1.2.	im Zusammenhang mit

–– hoheitsrechtlichen Anordnungen, die aufgrund einer Aus-
nahmesituation an eine Personenmehrheit gerichtet sind;

–– Akten der Hoheitsverwaltung wie insbesondere in Enteig-
nungs-, Flurverfassungs-, Raumordnungs-, Grundverkehrs- 
und Grundbuchangelegenheiten;

1.3.	aus dem Bereich des Gesellschafts-, Genossenschafts- und 
Vereinsrechts, des Rechts der Stillen Gesellschaften sowie des 
Rechts der Kirchen und Religionsgemeinschaften;

1.4.	aus dem Bereich des Steuer-, Zoll- und sonstigen  
Abgabenrechts;

1.5.	aus Anstellungsverträgen gesetzlicher Vertreter juristischer  
Personen sowie aus dem Bereich des Handelsvertreterrechts;

1.6.	aus dem Bereich des

–– Immaterialgüterrechts und im Zusammenhang mit Verträ-
gen, die Immaterialgüterrechte zum Gegenstand haben. 
Dies beinhaltet ausdrücklich auch Sachverhalte und Verträ-

ge im Zusammenhang mit Patentrechten, Urheberrechten, 
Markenrechten, Musterrechten und die in den §§ 66 ff. 
UrHG normierten verwandten Schutzrechte;

–– Kartell- oder sonstigen Wettbewerbsrechts;

1.7.	im Zusammenhang mit der Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen als Eigentümer oder Pächter von Jagdgebieten, 
Fischereigewässern, Jagd- und Fischereirechten;

1.8.	im Zusammenhang mit

–– der Errichtung oder baubehördlich genehmigungspflichti-
gen Veränderung von Gebäuden, Gebäudeteilen, Grund-
stücken oder Wohnungen, die sich im Eigentum oder 
Besitz des Versicherungsnehmers befinden oder von ihm 
erworben werden;

–– der Planung derartiger Maßnahmen;

–– der Finanzierung des Bauvorhabens einschließlich des 
Grundstückerwerbs.

Dieser Ausschluss gilt nicht für die gerichtliche Geltend
machung von Personenschäden sowie im Straf-Rechtsschutz;

1.9.	im Zusammenhang mit

–– Spiel- oder Wettverträgen, Termin-, Options- oder Speku-
lationsgeschäften sowie Auseinandersetzungen darüber 
mit Kreditgebern, Vermittlern, Beauftragten oder sonstigen 
Anspruchsgegnern;

–– der Veranlagung von Vermögensgegenständen und Geld 
(auch in betriebliche Vorsorgekassen und Pensionskassen) 
und der damit im Zusammenhang stehenden Beratung, 
Vermittlung und Verwaltung. Dieser Ausschluss gilt 
nicht für Kapitalanlagen in Form von Spareinlagen nach 
§ 31 Abs. 1 Bankwesengesetz und für klassische (nicht 
fondsgebundene) Lebensversicherungsverträge;

–– Gewinnzusagen oder anderen vergleichbaren Mitteilungen;

–– Timesharing- und Teilnutzungsverträgen; 

–– Vorkaufsrechten, Wiederverkaufsrechten und Vorverträgen 
zu Verträgen über unbewegliche Sachen;

–– Unternehmenspachtverträgen;

1.10.	aus Versicherungsverträgen mit der ROLAND Rechtsschutz-
Versicherungs-AG.

2.	Vom Versicherungsschutz sind ferner ausgeschlossen

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mitversicherter Per-
sonen untereinander und gegen den Versicherungsnehmer;
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen zwischen Lebens-
gefährten auch dann, wenn die häusliche Gemeinschaft 
aufgehoben ist, sofern die Interessenwahrnehmung im 
Zusammenhang mit der Lebensgemeinschaft steht. Die gege-
benenfalls vereinbarte ergänzende Bestimmung „Opfer- und 
Anti-Stalking-Rechtsschutz“ bleibt davon unberührt;

2.2.	Auseinandersetzungen aus Verträgen, mit denen durch Wech-
selbegebung, Vergleich, Anerkenntnis oder ähnliche Ver-
einbarungen eine neue Rechtsgrundlage geschaffen wurde, 
es sei denn, ohne die neue Rechtsgrundlage wäre Versiche-
rungsschutz gegeben;

2.3.	die Geltendmachung von Forderungen, die an den Versi-
cherungsnehmer abgetreten wurden, und die Abwehr von 
Haftungen aus Verbindlichkeiten anderer Personen, die der 
Versicherungsnehmer übernommen hat, wenn die Abtretung 
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oder Haftungsübernahme erfolgte, nachdem der Versiche-
rungsfall eingetreten ist oder nachdem vom Versicherungs-
nehmer, Gegner oder von einem Dritten eine den Versiche-
rungsfall auslösende Rechtshandlung oder Willenserklärung 
vorgenommen wurde;

2.4.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang 
mit einem über das Vermögen des Versicherungsnehmers 
beantragten Insolvenzverfahren;

2.5.	Versicherungsfälle, die der Versicherungsnehmer vorsätzlich 
und rechtswidrig herbeigeführt hat, sowie solche, die unmit-
telbar oder im Zusammenhang mit der Begehung oder dem 
Vorwurf der Begehung eines Verbrechens durch den Versiche-
rungsnehmer eintreten.

3.	Neben diesen allgemeinen Ausschlüssen sind in den Besonderen 
beziehungsweise Ergänzenden Bestimmungen spezielle Aus-
schlussregelungen enthalten.

ARTIKEL 8
Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer zur Sicherung 
seines Deckungsanspruchs zu beachten (Obliegenheiten)?

1.	Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, ist er 
verpflichtet,

1.1.	den Versicherer unverzüglich, vollständig und wahrheitsge-
mäß über die jeweilige Sachlage aufzuklären und ihm alle 
erforderlichen Unterlagen auf Verlangen vorzulegen; vor 
Ergreifung von Maßnahmen zur Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen ist unbeschadet der Bestimmungen des Art. 6.2. 
die Bestätigung des Versicherungsschutzes durch den Versi-
cherer einzuholen; 

1.2.	dem Versicherer die Beauftragung des Rechtsvertreters  
(Art. 10) zu überlassen, dem Rechtsvertreter Vollmacht  
zu erteilen, ihn vollständig und wahrheitsgemäß über die 
jeweilige Sachlage zu unterrichten und ihm auf Verlangen alle 
erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen;

1.3.	Kostenvorschreibungen, die ihm zugehen, vor ihrer Beglei-
chung unverzüglich dem Versicherer zur Prüfung zu übermit-
teln;

1.4.	alles zu vermeiden, was die Kosten unnötig erhöht oder die 
Kostenerstattung durch Dritte ganz oder teilweise verhindert;

1.5.	bei der Geltendmachung oder Abwehr von zivilrechtlichen 
Ansprüchen außerdem

1.5.1.	dem Versicherer vorerst die Möglichkeit einzuräumen, 
Ansprüche selbst innerhalb angemessener Frist 
außergerichtlich durchzusetzen oder abzuwehren;

1.5.2.	 vor der gerichtlichen Geltendmachung oder Abwehr 
von Ansprüchen und vor der Anfechtung einer 
gerichtlichen Entscheidung die Stellungnahme des 
Versicherers, insbesondere zur Aussicht auf Erfolg, 
einzuholen; der Abschluss von Vergleichen ist mit dem 
Versicherer abzustimmen;

1.5.3.	 vor der gerichtlichen Geltendmachung von Ansprü
chen die Rechtskraft eines Strafverfahrens oder  
eines anderen Verfahrens, insbesondere eines 
Musterverfahrens, abzuwarten, das tatsächliche  
oder rechtliche Bedeutung für den beabsichtigten 
Rechtsstreit haben kann;

1.5.4.	 vorerst nur einen Teil der Ansprüche geltend zu 
machen und die Geltendmachung der verbleibenden 
Ansprüche bis zur rechtskräftigen Entscheidung über 
den Teilanspruch zurückzustellen.

2.	Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehend genannten 
Obliegenheiten, ist der Versicherer gemäß § 6 Versicherungsver-
tragsgesetz (VersVG) von der Verpflichtung zur Leistung frei.

3.	Neben diesen allgemeinen Obliegenheiten sind in den Art. 13, 
17, 18, 19 und 20 spezielle Obliegenheiten geregelt.

ARTIKEL 9
Wann und wie hat der Versicherer zum Deckungsanspruch des 
Versicherungsnehmers Stellung zu nehmen?

Was hat bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
Versicherer und dem Versicherungsnehmer über die Art der 
Vorgangsweise oder die Erfolgsaussichten zu geschehen 
(Schiedsgutachterverfahren)?

1.	Der Versicherer hat binnen zwei Wochen nach Geltendmachung 
des Deckungsanspruchs in geschriebener Form durch den Ver
sicherungsnehmer und Erhalt der zur Prüfung dieses Anspruchs 
notwendigen Unterlagen und Informationen dem Versicherungs
nehmer gegenüber in geschriebener Form zu bestätigen oder 
begründet abzulehnen.

Der Versicherer ist innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist 
berechtigt, diese durch einseitige Erklärung um weitere zwei 
Wochen zu verlängern.

2.	Davon unabhängig hat der Versicherer das Recht, jederzeit 
Erhebungen über den mutmaßlichen Erfolg der Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung anzustellen. Kommt er nach Prüfung des 
Sachverhalts unter Berücksichtigung der Rechts- und Beweislage 
zum Ergebnis,

2.1.	dass hinreichende Aussicht besteht, in einem Verfahren im 
angestrebten Umfang zu obsiegen, hat er sich zur Übernah-
me aller Kosten nach Maßgabe des Art. 6 (Versicherungs
leistungen) bereit zu erklären;

2.2.	dass diese Aussicht auf Erfolg nicht hinreichend, das heißt 
ein Unterliegen in einem Verfahren wahrscheinlicher ist als 
ein Obsiegen, ist er berechtigt, die Übernahme der an die 
Gegenseite zu zahlenden Kosten abzulehnen;

2.3.	dass erfahrungsgemäß keine Aussicht auf Erfolg besteht, hat 
er das Recht, die Kostenübernahme zur Gänze abzulehnen.

3.	Für den Fall von Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versi-
cherer und dem Versicherungsnehmer über die Erfolgsaussichten 
der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung oder das Vorgehen 
zur Beilegung des Streitfalls, für den Deckung begehrt wird, kann 
der Versicherungsnehmer seinen Anspruch auf Versicherungs-
schutz durch Beantragung eines Schiedsgutachterverfahrens oder 
ohne Durchführung eines Schiedsgutachterverfahrens gemäß 
§ 12 VersVG gerichtlich geltend machen.

4.	Die gänzliche oder teilweise Ablehnung der Kostenübernahme 
wegen nicht hinreichender oder fehlender Aussicht auf Erfolg 
oder sonstiger Meinungsverschiedenheiten im Sinne des 
Punkt 3. ist dem Versicherungsnehmer unter Bekanntgabe 
der Gründe und unter Hinweis auf die Möglichkeit eines 
Schiedsgutachterverfahrens gemäß Punkt 5. in geschriebener 
Form mitzuteilen. Die bis zu diesem Zeitpunkt aufgelaufenen 
Kosten sind vom Versicherer zu tragen, sofern die sonstigen 
Voraussetzungen des Versicherungsschutzes vorliegen.
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Unterlässt der Versicherer den Hinweis gemäß Absatz 1, gilt der 
Versicherungsschutz für die begehrte Maßnahme als anerkannt.

5.	Verlangt der Versicherungsnehmer die Durchführung eines 
Schiedsgutachterverfahrens, so muss er innerhalb von 4 Wochen 
nach Erhalt der (Teil-)Ablehnung des Versicherers unter gleich
zeitiger Benennung eines Rechtsanwalts die Einleitung des 
Schiedsgutachterverfahrens in geschriebener Form beantragen.

Der Versicherer hat nach Einlangen des Antrags innerhalb 
von 14 Tagen seinerseits einen Rechtsanwalt in geschriebener 
Form namhaft zu machen und diesen mit der Einleitung des 
Schiedsgutachterverfahrens zu beauftragen.

Versicherungsnehmer und Versicherer dürfen nur solche Rechtsan-
wälte als Schiedsgutachter benennen, die im konkreten Streitfall 
noch nicht als Rechtsvertreter tätig waren. Bei Anwaltsgesellschaf-
ten schließt die Vertretungstätigkeit eines Anwalts alle anderen 
von der Nominierung als Schiedsgutachter aus.

Kommen die beiden Rechtsanwälte zu einer einheitlichen Mei-
nung, so sind Versicherer und Versicherungsnehmer an diese 
Entscheidung gebunden.

Weicht diese Entscheidung jedoch von der wirklichen Sachlage er-
heblich ab, können Versicherungsnehmer oder Versicherer gemäß 
§ 64 (2) VersVG diese Entscheidung gerichtlich anfechten.

Treffen die beauftragten Rechtsanwälte innerhalb von vier Wo-
chen keine oder keine übereinstimmende Entscheidung, kann der 
Versicherungsnehmer seinen Anspruch auf Versicherungsschutz 
gerichtlich geltend machen.

6.	Die Kosten des Schiedsgutachterverfahrens sind im Verhältnis des 
Obsiegens zum Unterliegen in diesem Verfahren vom Versicherer 
beziehungsweise Versicherungsnehmer zu tragen, wobei die Kos
tentragungspflicht des Versicherungsnehmers mit der Höhe seiner 
eigenen Anwaltskosten begrenzt ist.

Kommt es zu keiner Einigung, trägt jede Seite die Kosten ihres 
Rechtsanwalts. Diese Kosten teilen das Schicksal der Kosten eines 
allfälligen Deckungsprozesses.

7.	Im Falle der Inanspruchnahme eines Schiedsgutachterverfahrens wird 
die Frist des § 12 Absatz 3 VersVG bis zum Abschluss dieses Verfahrens, 
längstens jedoch für den Zeitraum von 2 Monaten, gehemmt.

ARTIKEL 10
Wer wählt den Rechtsvertreter oder Mediator aus, durch wen 
und wann wird dieser beauftragt und was hat bei Vorliegen 
einer Interessenkollision zu geschehen?

1.	Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, zu seiner Vertretung vor 
Gerichten oder Verwaltungsbehörden eine zur berufsmäßigen 
Parteienvertretung befugte Person (Rechtsanwalt, Notar etc.) frei 
zu wählen. Der Versicherer ist verpflichtet, den Versicherungsneh-
mer auf sein Wahlrecht hinzuweisen, sobald dieser Versicherungs-
schutz für die Einleitung eines Gerichts- oder verwaltungsbehörd-
lichen Verfahrens verlangt.

2.	Darüber hinaus kann der Versicherungsnehmer zur sonstigen 
Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen einen Rechtsanwalt 
frei wählen, wenn beim Versicherer eine Interessenkollision ent-
standen ist.

Eine Interessenkollision liegt vor, wenn in einer Zivilsache ein 
Gegner auftritt, dem der Versicherer aufgrund eines anderen Ver-
sicherungsvertrags für dasselbe Ereignis den Versicherungsschutz 
bestätigt hat.

Tritt eine Interessenkollision ein, hat der Versicherer dem Versiche-
rungsnehmer von diesem Sachverhalt unverzüglich Mitteilung zu 
machen und ihn auf sein Wahlrecht hinzuweisen.

3.	Das Wahlrecht nach Punkt 1. und 2. bezieht sich – soweit nichts 
anderes vereinbart ist – nur auf Personen, die ihren Kanzleisitz am 
Ort des Gerichts oder der Verwaltungsbehörde haben, das/die 
für das durchzuführende Verfahren in erster Instanz zuständig 
ist. Wenn am Ort dieses Gerichts oder der Verwaltungsbehörde 
nicht mindestens vier solcher Personen ihren Kanzleisitz haben, 
erstreckt sich das Wahlrecht auf eine im Sprengel des zuständigen 
Landesgerichts ansässige vertretungsbefugte Person.

4.	Der Versicherer ist berechtigt, einen Rechtsvertreter auszuwählen,

4.1.	wenn die versicherte außergerichtliche Wahrnehmung recht- 
licher Interessen nicht durch den Versicherer selbst vorge-
nommen wird;

4.2.	wenn innerhalb von einem Monat vom Versicherungsnehmer 
kein Rechtsvertreter namhaft gemacht wird, nachdem ihn der 
Versicherer auf sein Wahlrecht und die Folgen des Fristablaufs 
hingewiesen hat.

5.	Der Versicherer ist verpflichtet, einen Rechtsvertreter auszuwählen, 
wenn der Versicherungsnehmer bei der Geltendmachung seines 
Deckungsanspruchs keinen Rechtsvertreter namhaft macht und 
die sofortige Beauftragung eines Rechtsvertreters zur Wahrung der 
rechtlichen Interessen erforderlich ist.

6.	Die Beauftragung des Rechtsvertreters erfolgt durch den Versiche-
rer im Namen und im Auftrag des Versicherungsnehmers

6.1.	im Strafverfahren, im Verfahren wegen Entziehung der Lenk-
berechtigung, bei Inanspruchnahme des Beratungs-Rechts-
schutzes und bei Vorliegen einer Interessenkollision sofort;

6.2.	in allen anderen Fällen nach Scheitern seiner außergerichtli-
chen Bemühungen (Art. 8.1.5.).

7.	In Fällen der Mediation ist der Versicherer berechtigt, den Media-
tor auszuwählen.

8.	Der Rechtsvertreter und der Mediator tragen dem Versicherungs-
nehmer gegenüber unmittelbar die Verantwortung für die 
Durchführung seines Auftrags. Eine diesbezügliche Haftung des 
Versicherers besteht nicht. Der Versicherer haftet aber für ein 
allfälliges Verschulden bei der Auswahl eines Rechtsvertreters. 

ARTIKEL 11
Wann können Versicherungsansprüche abgetreten oder 
verpfändet werden und wann gehen Ansprüche auf den 
Versicherer über?

1.	Versicherungsansprüche können erst abgetreten oder verpfändet 
werden, wenn sie dem Grunde und der Höhe nach endgültig 
festgestellt sind.

2.	Ansprüche des Versicherungsnehmers auf Erstattung von Beträ-
gen, die der Versicherer für ihn geleistet hat, gehen mit ihrer Ent-
stehung auf den Versicherer über. Bereits an den Versicherungs-
nehmer zurückgezahlte Beträge sind dem Versicherer zu erstatten.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Versicherer bei der 
Geltendmachung dieser Ansprüche zu unterstützen und ihm auf 
Verlangen eine Abtretungsurkunde auszustellen.

3.	Für die Verjährung von Ansprüchen aus dem Versicherungsvertrag 
und die Geltendmachung von Ansprüchen auf Leistung gilt § 12 
VersVG.
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ARTIKEL 12
Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu  
bezahlen und wann beginnt der Versicherungsschutz?

1.	Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag 
nicht für eine kürzere Zeit abgeschlossen ist, der Zeitraum eines 
Jahrs, und zwar auch dann, wenn die Jahresprämie vertragsgemäß 
in Teilbeträgen zu entrichten ist.

2.	Die erste oder einmalige Prämie, einschließlich Gebühren und 
Versicherungssteuer, ist vom Versicherungsnehmer gegen  
Aushändigung der Polizze zu zahlen (Einlösung der Polizze).  
Die Folgeprämien, einschließlich Gebühren und Versicherungs-
steuer, sind zum in der Polizze angeführten Hauptfälligkeitstermin 
beziehungsweise zu den vereinbarten unterjährigen Fälligkeiten 
zu entrichten.

Die Folgen des Zahlungsverzugs sind in den §§ 38 ff. VersVG  
geregelt.

3.	Der Versicherungsschutz tritt mit der Einlösung der Polizze (Punkt 2.) 
in Kraft, jedoch nicht vor dem vereinbarten Versicherungsbeginn. 
Wird die Polizze erst danach ausgehändigt, dann aber die Prämie 
binnen 14 Tagen oder danach ohne schuldhaften Verzug gezahlt, 
ist Versicherungsschutz ab dem vereinbarten Versicherungsbeginn 
gegeben. Sind in den Besonderen beziehungsweise Ergänzenden 
Bestimmungen Wartefristen vorgesehen, dann beginnt der Versiche-
rungsschutz erst nach Ablauf dieser Wartefristen.

ARTIKEL 13
Was gilt bei Vergrößerung oder Verminderung des versicherten 
Risikos?

1.	Die Versicherung erstreckt sich auch auf Erhöhungen und Erwei-
terungen des versicherten Risikos. Der Versicherungsnehmer ist 
jedoch verpflichtet, einen nach Abschluss des Versicherungsver-
trags eingetretenen für die Übernahme der Gefahr erheblichen 
Umstand dem Versicherer längstens innerhalb eines Monats 
anzuzeigen.

2.	Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gefahr 
erheblicher Umstand ein, der nach dem Tarif eine höhere als die 
vereinbarte Prämie rechtfertigt, kann der Versicherer die erhöhte 
Prämie vom Eintritt dieses Umstands an verlangen.

Unrichtige oder unterbliebene Angaben zum Nachteil des 
Versicherers berechtigen diesen, die Leistungen nur insoweit zu 
erbringen, als es dem Verhältnis der vereinbarten Prämie zu der 
Prämie entspricht, die bei richtigen und vollständigen Angaben 
hätte gezahlt werden müssen. Diese Kürzung der Leistungen tritt 
nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass die Un-
richtigkeit oder das Unterbleiben der Angaben nicht auf seinem 
Verschulden beruht.

3.	Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbetrieb des 
Versicherers maßgebenden Grundsätzen auch gegen eine höhere 
Prämie nicht übernommen, kann der Versicherer innerhalb eines 
Monats von dem Zeitpunkt an, in dem er von dem für die höhere 
Gefahr erheblichen Umstand Kenntnis erlangt hat, den Versiche-
rungsvertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem 
Monat kündigen.

Bei unrichtigen oder unterbliebenen Angaben zum Nachteil des 
Versicherers ist dieser von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
außer der Versicherungsnehmer beweist, dass die Unrichtigkeit 
oder das Unterbleiben der Angaben nicht auf seinem Verschulden 
beruht.

4.	Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gefahr 
erheblicher Umstand ein, der nach dem Tarif eine geringere als 
die vereinbarte Prämie rechtfertigt, kann der Versicherungsneh-
mer verlangen, dass die Prämie vom Eintritt dieses Umstands an 
herabgesetzt wird. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Um-
stand dem Versicherer später als einen Monat nach dem Eintritt 
des Umstandes an, wird die Prämie vom Eingang der Anzeige an 
herabgesetzt.

5.	Wird eine Erhöhung des versicherten Risikos durch Änderung oder 
Neuschaffung von Rechtsnormen oder durch eine Änderung der 
Judikatur der Höchstgerichte bewirkt, so kann der Versicherer 
innerhalb eines Jahres ab Inkrafttreten der Rechtsnormen oder 
Veröffentlichung der geänderten Judikatur mittels eingeschriebe-
nen Briefs

5.1.	dem Versicherungsnehmer eine Änderung des Versicherungs-
vertrags anbieten oder

5.2.	den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 

Das Angebot zur Änderung des Versicherungsvertrags gilt als 
angenommen, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach  
seinem Empfang schriftlich abgelehnt wird.

Bei Ablehnung des Angebots gilt der Versicherungsvertrag als 
vom Versicherer gekündigt. In diesem Fall endet der Versiche-
rungsvertrag einen Monat nach Empfang der Ablehnung.

Im Angebot zur Vertragsänderung hat der Versicherer auf diese 
Rechtsfolgen ausdrücklich hinzuweisen.

Für die Prämienberechnung ist Art. 15.3.2. sinngemäß anzuwen-
den.

ARTIKEL 14
Wann verändern sich Prämie und Versicherungssumme  
(Wertanpassung)?

Die Bestimmung in Art. 14 findet in den Allgemeinen Rechts-
schutzbedingungen keine Anwendung.

ARTIKEL 15
Unter welchen Voraussetzungen verlängert sich der Versiche-
rungsvertrag oder endet er vorzeitig?

1.	Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer mindestens ein Jahr, ver-
längert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht drei 
Monate vor Ablauf gekündigt wird. Beträgt die Vertragsdauer 
weniger als ein Jahr, endet der Vertrag ohne Kündigung.

2.	Weist der Versicherungsnehmer nach, dass ein versichertes Risiko 
vor Ende der Vertragszeit weggefallen ist, wird auf seinen Antrag 
der Vertrag hinsichtlich dieses Risikos vorzeitig beendet.

Fällt eines von mehreren versicherten Risiken weg, so bleibt der 
Vertrag in entsprechend eingeschränktem Umfang bestehen.

Dem Versicherer gebührt die Prämie, die er hätte einheben 
können, wenn die Versicherung von vornherein nur bis zu diesem 
Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer Kennt
nis vom Risikowegfall erlangt. Der Versicherer ist berechtigt, die 
für die längere Vertragsdauer eingeräumten Prämiennachlässe 
(Laufzeitrabatt) nachzuverrechnen.
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3.	Im Zusammenhang mit dem Eintritt eines Versicherungsfalls 
kann der Versicherungsvertrag unter folgenden Voraussetzungen 
gekündigt werden:

3.1.	Der Versicherungsnehmer kann kündigen, wenn der Versicherer

–– die Bestätigung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.) verzö-
gert hat;

–– die Ablehnung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.) ver-
spätet, ohne Begründung oder zu Unrecht ausgesprochen 
hat;

–– die Ablehnung der Kostenübernahme gemäß Art. 9.4. 
ohne Angabe von Gründen und/oder ohne Hinweis auf die 
Möglichkeit eines Schiedsgutachterverfahrens ausgespro-
chen hat.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzunehmen

–– nach Ablauf der Frist für die Bestätigung und/oder Ableh-
nung des Versicherungsschutzes (Art. 9.1.),

–– nach Zugang der unbegründeten oder ungerechtfertigten 
Ablehnung des Versicherungsschutzes beziehungsweise 
nach Zugang der Ablehnung der Kostenübernahme ohne 
Begründung und/oder Rechtsbelehrung,

–– nach Rechtskraft des stattgebenden Urteils im Falle einer 
Deckungsklage.

Die Kündigung kann mit sofortiger Wirkung oder zum Ende 
der laufenden Versicherungsperiode erfolgen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene Versiche-
rungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Versicherer ver-
zichtet darauf, die für die längere Vertragsdauer eingeräum-
ten Prämiennachlässe (Laufzeitrabatt) nachzuverrechnen.

3.2.	Der Versicherer kann zum Schutz der Versichertengemein-
schaft vor überdurchschnittlicher oder ungerechtfertigter 
Inanspruchnahme der Versicherung kündigen, wenn

–– er den Versicherungsschutz bestätigt oder eine Leistung 
erbracht hat,

–– der Versicherungsnehmer einen Anspruch arglistig oder 
mutwillig erhoben hat,

–– der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich 
oder grob fahrlässig herbeigeführt hat.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzunehmen

–– nach Bestätigung des Versicherungsschutzes,

–– nach Erbringung einer Versicherungsleistung,

–– nach Kenntnis der Arglistigkeit, der Mutwilligkeit, des 
Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit.

Die Kündigung kann grundsätzlich nur unter Einhaltung einer 
einmonatigen Kündigungsfrist erfolgen. Falls der Versiche-
rungsnehmer einen Anspruch arglistig erhoben hat, kann der 
Versicherer mit sofortiger Wirkung kündigen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene Versiche-
rungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Versicherer ver-
zichtet darauf, die für die längere Vertragsdauer eingeräum-
ten Prämiennachlässe (Laufzeitrabatt) nachzuverrechnen.

3.3.	Bei Verbraucherverträgen ist auch der Versicherungsnehmer 
nach überdurchschnittlicher Inanspruchnahme der Versiche-
rung berechtigt, den Versicherungsvertrag im Schadenfall zu 
kündigen. Als überdurchschnittliche Inanspruchnahme der 
Versicherung gilt bei Verbraucherverträgen der Eintritt von 

drei oder mehr Versicherungsfällen innerhalb von längstens 
drei Versicherungsperioden.

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzunehmen

–– nach Bestätigung des Versicherungsschutzes;

–– nach Erbringung einer Versicherungsleistung.

Die Kündigung kann grundsätzlich nur unter Einhaltung einer 
einmonatigen Kündigungsfrist erfolgen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene Versiche-
rungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Versicherer ver-
zichtet darauf, die für die längere Vertragsdauer eingeräum-
ten Prämiennachlässe (Laufzeitrabatt) nachzuverrechnen.

4.	Erlangt der Versicherer Kenntnis von der Eröffnung eines Insolvenz
verfahrens über das Vermögen des Versicherungsnehmers, kann er 
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis mit 
einer Frist von einem Monat kündigen.

5.	Hat der Versicherer mit Rücksicht auf die vereinbarte 
Vertragsdauer eine Ermäßigung der Prämie gewährt, so kann er 
bei einer vorzeitigen Auflösung des Vertrags die Nachzahlung 
des Betrags fordern, um den die Prämie höher bemessen worden 
wäre, während dessen er tatsächlich bestanden hat. Wird der 
Versicherungsvertrag nach Eintritt eines Versicherungsfalls durch 
den Versicherer gemäß Punkt 3.2. gekündigt, kann eine solche 
Nachzahlung nicht gefordert werden.

ARTIKEL 16
In welcher Form sind Erklärungen abzugeben?

1.	Für sämtliche Erklärungen, Anzeigen und Informationen des 
Versicherungsnehmers, Versicherten und sonstiger Dritter ist für 
ihre Gültigkeit die geschriebene Form erforderlich (schriftlich, 
ohne Unterschrift). Der geschriebenen Form wird durch Zugang 
eines Textes in Schriftzeichen entsprochen, aus dem die Person 
des Erklärenden zweifelsfrei hervorgeht (z.B. Telefax oder E-Mail, 
nicht aber SMS). Die Erklärungen, Anzeigen und Informationen 
müssen dem Empfänger zugehen und von ihm auf Dauer auf
bewahrt werden können.

Schriftliche Erklärungen, Anzeigen und Informationen  
(Original mit Unterschrift) sind auch gültig. Lediglich münd-
lich abgegebene Erklärungen, Anzeigen und Informationen des 
Versicherungsnehmers, des Versicherten oder sonstiger Dritter 
sind nicht wirksam.

Dem Versicherer sind Änderungen der Anschrift des Versiche
rungsnehmers bekannt zu geben. Solange der Versicherungs
nehmer die Änderung seiner Anschrift nicht bekannt gibt, gelten 
Zusendungen des Versicherers an die zuletzt bekannt gegebene 
Adresse als dem Versicherungsnehmer zugegangen.



13BESONDERE BESTIMMUNGEN

BESONDERE BESTIMMUNGEN

ARTIKEL 17
Schadenersatz-, Herausgabe-, Straf- und Führerschein-Rechts-
schutz (Fahrzeug-Rechtsschutz) – je nach Vereinbarung mit  
oder ohne Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.) 
für alle nicht betrieblich genutzten Motorfahrzeuge zu Lande 
und (soweit vereinbart) zu Wasser sowie Anhänger oder

1.2.	der Versicherungsnehmer und – wenn vereinbart – sei-
ne Angehörigen (Art. 5.2.) für alle betrieblich und privat 
genutzten Motorfahrzeuge zu Lande sowie Anhänger und 
(soweit vereinbart) für alle nicht betrieblich genutzten 
Motorfahrzeuge zu Wasser oder

1.3.	der Versicherungsnehmer für ein oder mehrere in der Polizze 
bezeichnete Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft sowie Anhänger,

die in seinem/ihrem Eigentum stehen, von ihm/ihnen gehalten 
werden, auf ihn/sie zugelassen oder von ihm/ihnen geleast sind.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich in allen drei Varianten auch 
auf den berechtigten Lenker und die berechtigten Insassen dieser 
Fahrzeuge.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von

2.1.1.	Ansprüchen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim
mungen privatrechtlichen Inhalts wegen eines erlitte
nen Personen-, Sach- oder Vermögensschadens, soweit 
diese aus der bestimmungsgemäßen Verwendung des 
versicherten Motorfahrzeugs entstehen;

2.1.2.	dinglichen Herausgabeansprüchen, die versicherte 
Motorfahrzeuge und versichertes Zubehör betreffen;

2.1.3.	 Schadenersatzansprüchen für geschäftlich oder privat 
befördertes Gut. Abweichend von Art. 7 Punkt 2.3. 
auch nach Abtretung versichert.

Kein Versicherungsschutz besteht für die Geltendmachung 
von Ansprüchen aus schuldrechtlichen Verträgen sowie 
für die Geltendmachung von Ansprüchen wegen reiner 
Vermögensschäden, die aus der Verletzung gesetzlicher 
oder vertraglicher Pflichten entstehen und über das 
Erfüllungsinteresse hinausgehen oder aus der Verletzung 
vorvertraglicher Pflichten entstehen (versicherbar gemäß 
Punkt 2.4.).

2.2.	Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten oder 
Verwaltungsbehörden wegen eines Verkehrsunfalls oder der 
Übertretung von Verkehrsvorschriften.

Unter Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit 
der Haltung und bestimmungsgemäßen Verwendung des 

Motorfahrzeugs geltenden Rechtsnormen zu verstehen.

2.2.1.	 Für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten 
besteht Versicherungsschutz bei Anklage wegen straf-
barer Handlungen und Unterlassungen, abweichend 
von Art. 7.2.2.5., unabhängig von der Verschuldens-
form. Wird rechtskräftig festgestellt, dass der Versiche-
rungsnehmer vorsätzlich gehandelt hat, ist er ver-
pflichtet, dem Versicherer die Kosten zu erstatten, die 
dieser für die Verteidigung wegen des Vorwurfs eines 
vorsätzlichen Verhaltens getragen hat.

2.2.2.	 Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz 
Für die Verteidigung in Verfahren vor der Anklage
erhebung (Ermittlungsverfahren) besteht Versiche
rungsschutz ab der ersten Ermittlungs- oder Verfol
gungshandlung gegen den Versicherungsnehmer. 
Der Versicherer übernimmt in diesen Fällen im 
Ermittlungsverfahren wegen gerichtlich strafbarer 
Delikte die notwendigen Kosten der Verteidigungs
handlungen und die Verfahrenskosten bis maximal 
15.000 Euro.

2.2.3.	Bei staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen im 
Zusammenhang mit einem Verkehrsunfall besteht 
Versicherungsschutz für die Beratungs- und 
Vertretungshandlungen sowie einen allfälligen 
Pauschalkostenersatz bis 1.500 Euro.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt der 
Mitteilung des Staatsanwalts über die Möglichkeit 
einer Diversionsmaßnahme oder ab dem Zeitpunkt der 
Kontaktaufnahme durch einen Konfliktregler in Fällen 
des außergerichtlichen Tatausgleichs.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines 
vom Staatsanwalt beigezogenen Sachverständigen 
oder Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das Kosten
limit auf 3.000 Euro.

2.2.4.	 In Strafverfahren vor Verwaltungsbehörden und Ver
waltungsgerichten besteht Versicherungsschutz nur 
dann, wenn mit Strafverfügung eine Freiheitsstrafe 
(nicht Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine Geldstrafe von 
mehr als 195 Euro verhängt wird.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstrafen 
verhängt, besteht Versicherungsschutz für das gesamte 
Verfahren, wenn zumindest eine Geldstrafe von mehr 
als 195 Euro festgesetzt wird.

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung zur 
Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, besteht Ver
sicherungsschutz zunächst nur für eine Kommission 
und einen Schriftsatz. Für darüber hinausgehende 
Maßnahmen besteht Versicherungsschutz nur, wenn 
das Verfahren vor Erlassung eines Bescheides eingestellt 
oder wenn mit Bescheid eine Strafe gemäß Absatz 1 
festgesetzt wird.

Unabhängig von der Höhe der Geldstrafe besteht 
Versicherungsschutz bei Delikten, die eine Vormerkung 
im örtlichen Führerscheinregister oder den Entzug der 
Lenkerberechtigung bewirken.

Die Verletzung von Verkehrsvorschriften fällt unab
hängig von der Verschuldensform und unabhängig vom 
Ausgang des Verfahrens unter Versicherungsschutz.
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2.3.	Führerschein-Rechtsschutz

für die Vertretung im Verfahren wegen Entziehung der be-
hördlichen Berechtigung zum Lenken von Motorfahrzeugen 
zu Lande, zu Wasser oder in der Luft, wenn das Verfahren in 
Zusammenhang mit einem Verkehrsunfall oder einer Übertre-
tung von Verkehrsvorschriften eingeleitet wurde.

In diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch die 
Vertretung im Verfahren zur Wiederausfolgung des Führer-
scheins.

2.4.	Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz

Wenn vereinbart, umfasst der Versicherungsschutz auch die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen 
Verträgen (einschließlich Versicherungsverträgen), die versi-
cherte Fahrzeuge und Anhänger einschließlich Ersatzteilen und 
Zubehör betreffen. Der Versicherungsschutz umfasst auch die 
Geltendmachung von Ansprüchen des Versicherungsnehmers 
(in der Variante des Art. 17.1.1. auch seiner Angehörigen) als 
Bezugsberechtigter von Insassenunfall-Versicherungsverträgen.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtli-
chen Verträgen gilt auch die Geltendmachung und Abwehr 
von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die aus 
der Verletzung gesetzlicher oder vertraglicher Pflichten ent
stehen und über das Erfüllungsinteresse hinausgehen oder 
die aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten entstehen.

In Verbindung mit dem Fahrzeug-Rechtsschutz gemäß 
Punkt 1.1. und 1.2. erstreckt sich dieser Versicherungsschutz 
auch auf die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

2.4.1.	 	aus der Anmietung von Selbstfahrer-Vermietfahrzeu-
gen,

2.4.2.	 aus Verträgen über die Anschaffung weiterer Motor-
fahrzeuge zu Lande oder zu Wasser sowie Anhänger 
und von Folgefahrzeugen,

wenn diese Fahrzeuge für die gemäß Punkt 1. jeweils verein-
barte Nutzung vorgesehen sind.

Versicherungsschutz besteht ferner für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen aus Verträgen über

–– den Ankauf eines in den Versicherungsschutz eintreten-
den Motorfahrzeugs zu Lande oder zu Wasser, sofern der 
Rechtsschutz-Versicherungsvertrag binnen einer Woche 
nach dem Abschluss der Haftpflichtversicherung für dieses 
Motorfahrzeug abgeschlossen wird, oder eines Folge-
fahrzeugs, auf das der Fahrzeug-Rechtsschutz übergeht 
(Art. 17 Punkt 5.2.);

–– die Veräußerung des aus dem Versicherungsschutz aus
scheidenden Motorfahrzeugs zu Lande oder zu Wasser, 
sofern der Versicherungsfall innerhalb von sechs Monaten ab 
Kündigung des Vertrags hinsichtlich dieses Risikos eintritt.

Erweiterte Deckung zu 2.1. bis 2.3.

Im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schadenersatz-
ansprüchen oder einem Strafverfahren nach einem Verkehrsunfall 
sowie im Verfahren wegen Entziehung der Lenkberechtigung 
umfasst der Versicherungsschutz auch die Kosten für Verfassungs- 
und Verwaltungsgerichtshofbeschwerden.

3.	Was ist nicht versichert?

Im Fahrzeug-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 genann-
ten Fällen – kein Versicherungsschutz für

–– die Beteiligung an motorsportlichen Wettbewerben (auch 
Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazugehörenden 
Trainingsfahrten;

–– Selbstfahrer-Vermietfahrzeuge gemäß Punkt 1.3., wenn dies 
nicht besonders vereinbart ist;

–– die Verteidigung wegen des Vorwurfs der vorsätzlichen Verlet-
zung einer Verkehrsvorschrift, wenn diese Verletzung zum Zwe-
cke der Erzielung eines kommerziellen Vorteils begangen wurde;

–– im Straf-Rechtsschutz gemäß Punkt 2.2.1. bei Anklage 
wegen vorsätzlicher Begehung oder Unterlassung, wenn eine 
gerichtliche Diversionsmaßnahme ergriffen wird;

–– die Interessenwahrnehmung im Führerschein-Rechtsschutz, 
wenn das Verfahren wegen fehlender geistiger oder körperli-
cher Eignung eingeleitet wurde;

–– die Interessenwahrnehmung zwischen Miteigentümern im 
Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz (Punkt 2.1.);

–– im Schadenersatz-Rechtsschutz für die Geltendmachung von 
Schadenersatzansprüchen wegen eines erlittenen immateriel-
len Schadens, ausgenommen Personenschäden und Trauer-
schäden.

4.	Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1.	Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des 
Versicherers bewirkt, gelten,

4.1.1.	dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, das 
Fahrzeug zu lenken;

4.1.2.	dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versicherungs-
falls nicht in einem durch Alkohol, Suchtgift oder 
Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zustand 
befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflichtung 
entspricht, seine Atemluft auf Alkohol untersuchen, 
sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich 
Blut abnehmen zu lassen;

4.1.3.	dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen ge-
setzlichen Verständigungs- oder Hilfeleistungspflichten 
entspricht.

Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Versi-
cherungsnehmer und den mitversicherten Personen beste-
hen, soweit diese die Verletzung dieser Obliegenheiten weder 
kannten noch kennen mussten.

4.2.	Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten nach 
den Punkten 4.1.2. und 4.1.3. besteht nur dann, wenn der 
angeführte Umstand im Spruch oder in der Begründung 
einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall ergange-
nen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichts oder einer 
Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. Vom Versicherer 
erbrachte Leistungen sind zurückzuzahlen.

5.	Wann geht der Vertrag auf ein Folgefahrzeug über und wann 
endet der Vertrag vorzeitig?

Ergänzend zu Art. 15 gilt:

5.1.	Sind der Versicherungsnehmer und die mitversicherten Perso-
nen gemäß Punkt 1.1. oder Punkt 1.2. seit mindestens einem 
Monat nicht mehr Eigentümer, Halter, Zulassungsbesitzer 
oder Leasingnehmer eines Fahrzeugs, kann der Versiche-
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rungsnehmer die Aufhebung des Versicherungsvertrags mit 
sofortiger Wirkung verlangen.

Wird ein gemäß Punkt 1.3. versichertes Fahrzeug vorüber-
gehend aus dem Verkehr genommen, so wird dadurch der 
Versicherungsvertrag nicht berührt.

Wird ein gemäß Punkt 1.3. versichertes Fahrzeug veräußert 
oder fällt es auf sonstige Weise weg, geht der Versiche-
rungsschutz frühestens ab dem Zeitpunkt der behördlichen 
Abmeldung des ursprünglich versicherten Fahrzeugs auf ein 
vorhandenes oder innerhalb von drei Monaten anzuschaffen-
des Fahrzeug der gemäß dem Prämientarif gleichen Katego-
rie über, das an die Stelle des bisher versicherten Fahrzeugs 
tritt (Folgefahrzeug).

Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeugs 
und die Daten des Folgefahrzeugs sind dem Versicherer 
jeweils innerhalb eines Monats anzuzeigen.

Unterlässt der Versicherungsnehmer diese Anzeige, ist der 
Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei 
denn, für das Folgefahrzeug wurde das gleiche amtliche 
Kennzeichen ausgegeben oder es waren im Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls beim Versicherungsnehmer nicht mehr 
Fahrzeuge vorhanden, als bei ein und demselben Versicherer 
versichert waren.

Hat oder erwirbt der Versicherungsnehmer kein Folgefahr-
zeug oder wünscht er keinen Versicherungsschutz für das 
Folgefahrzeug, ist er berechtigt, den Vertrag hinsichtlich 
dieses Risikos mit sofortiger Wirkung zu kündigen. Die Kün-
digung ist innerhalb von drei Monaten ab dem Zeitpunkt 
der behördlichen Abmeldung des versicherten Fahrzeugs 
vorzunehmen.

ARTIKEL 18
Schadenersatz-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für Fahr-
zeuglenker (Lenker-Rechtsschutz)

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2.) 
oder

1.2.	der Versicherungsnehmer als berechtigter Lenker von Fahr-
zeugen, die nicht im Eigentum einer versicherten Person 
stehen, nicht auf sie zugelassen sind beziehungsweise nicht 
von ihr gehalten oder geleast werden.

Als Fahrzeug im Sinne dieser Bestimmungen gelten Motor
fahrzeuge zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhän-
ger.

1.3.	der Versicherungsnehmer – und die bei ihm beschäftigten 
Arbeitnehmer bei Dienstfahrten – als berechtigter Lenker von 
Motorfahrzeugen zu Lande, die nicht im Eigentum des Versi-
cherungsnehmers stehen, nicht auf ihn zugelassen sind bezie-
hungsweise nicht von ihm gehalten oder geleast werden.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	Schadenersatz-Rechtsschutz 

für die Geltendmachung von eigenen Schadenersatz

ansprüchen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts wegen eines erlittenen Personen-, 
Sach- oder Vermögensschadens, soweit sie nicht das vom 
Versicherungsnehmer gelenkte Fahrzeug betreffen.

2.2.	Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten oder 
Verwaltungsbehörden wegen eines Verkehrsunfalls oder der 
Übertretung von Verkehrsvorschriften.

Unter Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit 
der Haltung und bestimmungsgemäßen Verwendung des 
Motorfahrzeugs geltenden Rechtsnormen zu verstehen. 

2.2.1.	 Für die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten 
besteht Versicherungsschutz bei Anklage wegen straf-
barer Handlungen und Unterlassungen, abweichend 
von Art. 7.2.2.5., unabhängig von der Verschuldens-
form. Wird rechtskräftig festgestellt, dass der Versiche-
rungsnehmer vorsätzlich gehandelt hat, ist er ver-
pflichtet, dem Versicherer die Kosten zu erstatten, die 
dieser für die Verteidigung wegen des Vorwurfs eines 
vorsätzlichen Verhaltens getragen hat.

2.2.2.	 Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz

Für die Verteidigung in Verfahren vor der Anklage
erhebung (Ermittlungsverfahren) besteht Versiche
rungsschutz ab der ersten Ermittlungs- oder Verfol
gungshandlung gegen den Versicherungsnehmer. Der 
Versicherer übernimmt in diesen Fällen im Ermittlungs
verfahren wegen gerichtlich strafbarer Delikte die 
notwendigen Kosten der Verteidigungshandlungen 
und die Verfahrenskosten bis maximal 15.000 Euro.

2.2.3.	Bei staatsanwaltlichen Diversionsmaßnahmen im 
Zusammenhang mit einem Verkehrsunfall besteht 
Versicherungsschutz für die Beratungs- und Vertre
tungshandlungen sowie einen allfälligen Pauschal
kostenersatz bis 1.500 Euro.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt der 
Mitteilung des Staatsanwalts über die Möglichkeit 
einer Diversionsmaßnahme oder ab dem Zeitpunkt der 
Kontaktaufnahme durch einen Konfliktregler in Fällen 
des außergerichtlichen Tatausgleichs.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines 
vom Staatsanwalt beigezogenen Sachverständigen 
oder Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das Kosten-
limit auf 3.000 Euro.

2.2.4.	 In Strafverfahren vor Verwaltungsbehörden und 
Verwaltungsgerichten besteht Versicherungsschutz nur 
dann, wenn mit Strafverfügung eine Freiheitsstrafe 
(nicht Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine Geldstrafe von 
mehr als 195 Euro verhängt wird.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstrafen 
verhängt, besteht Versicherungsschutz für das gesamte 
Verfahren, wenn zumindest eine Geldstrafe von mehr 
als 195 Euro festgesetzt wird.

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung zur 
Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, besteht 
Versicherungsschutz zunächst nur für eine Kommission 
und einen Schriftsatz. Für darüber hinausgehende 
Maßnahmen besteht Versicherungsschutz nur, wenn 
das Verfahren vor Erlassung eines Bescheides einge
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stellt oder wenn mit Bescheid eine Strafe gemäß 
Absatz 1 festgesetzt wird.

Unabhängig von der Höhe der Geldstrafe besteht 
Versicherungsschutz bei Delikten, die eine Vormerkung 
im örtlichen Führerscheinregister oder den Entzug der 
Lenkerberechtigung bewirken.

Die Verletzung von Verkehrsvorschriften fällt unabhän
gig von der Verschuldensform und unabhängig vom 
Ausgang des Verfahrens unter Versicherungsschutz.

2.3.	Führerschein-Rechtsschutz

für die Vertretung im Verfahren wegen Entziehung der be-
hördlichen Berechtigung zum Lenken von Motorfahrzeugen 
zu Lande, zu Wasser oder in der Luft, wenn das Verfahren im 
Zusammenhang mit einem Verkehrsunfall oder einer Übertre-
tung von Verkehrsvorschriften eingeleitet wurde.

In diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch die 
Vertretung im Verfahren zur Wiederausfolgung des Führer-
scheins.

2.4.	Lenker-Vertrags-Rechtsschutz

Wenn vereinbart umfasst der Versicherungsschutz auch die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen 

2.4.1.	 aus Verträgen über die Anmietung von Selbstfahrer-
Vermietfahrzeugen;

2.4.2.	 aus Reparaturverträgen, die während des Gewahrsams 
des Versicherungsnehmers über ein geliehenes oder 
angemietetes Fahrzeug zur Wiederherstellung des fahr-
bereiten Zustands erforderlich werden;

2.4.3.	 für die Geltendmachung von Ansprüchen des Ver-
sicherungsnehmers (in der Variante des Art. 17.1.1. 
auch seiner Angehörigen) als Bezugsberechtigter von 
Insassenunfall-Versicherungsverträgen für geliehene 
oder angemietete Fahrzeuge.

2.5.	Erweiterte Deckung zu 2.1. bis 2.3.

Im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schaden
ersatzansprüchen oder einem Strafverfahren nach einem 
Verkehrsunfall sowie im Verfahren wegen Entziehung der 
Lenkberechtigung umfasst der Versicherungsschutz auch 
die Kosten für Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof
beschwerden.

3.	Was ist nicht versichert?

Im Lenker-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 genannten 
Fällen – kein Versicherungsschutz für

–– die Beteiligung an motorsportlichen Wettbewerben (auch 
Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazugehörenden 
Trainingsfahrten;

–– die Geltendmachung von Ansprüchen aus schuldrechtlichen 
Verträgen (mit Ausnahme von Verträgen gemäß Punkt 2.4., 
soweit vereinbart) sowie die Geltendmachung von Ansprüchen 
wegen reiner Vermögensschäden, die aus der Verletzung ver-
traglicher Pflichten entstehen und über das Erfüllungsinteresse 
hinausgehen oder die aus der Verletzung vorvertraglicher 
Pflichten entstehen;

–– die Verteidigung wegen des Vorwurfs der vorsätzlichen Ver-
letzung einer Verkehrsvorschrift, wenn diese Verletzung zum 

Zwecke der Erzielung eines kommerziellen Vorteils begangen 
wurde;

–– die Interessenwahrnehmung im Führerschein-Rechtsschutz, 
wenn das Verfahren wegen fehlender geistiger oder körper
licher Eignung eingeleitet wurde.

–– im Schadenersatz-Rechtsschutz für die Geltendmachung von 
Schadenersatzansprüchen wegen eines erlittenen immateriel-
len Schadens, ausgenommen Personenschäden und Trauer-
schäden.

4.	Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1.	Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des 
Versicherers bewirkt, gelten,

4.1.1.	dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, das 
Fahrzeug zu lenken;

4.1.2.	dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versicherungs-
falls nicht in einem durch Alkohol, Suchtgift oder 
Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zustand 
befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflichtung 
entspricht, seine Atemluft auf Alkohol untersuchen, 
sich einem Arzt vorführen, sich untersuchen oder sich 
Blut abnehmen zu lassen;

4.1.3.	dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen ge-
setzlichen Verständigungs- oder Hilfeleistungspflichten 
entspricht.

4.2.	Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten nach 
den Punkten 4.1.2. und 4.1.3. besteht nur dann, wenn der 
angeführte Umstand im Spruch oder in der Begründung 
einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall ergange-
nen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichts oder einer 
Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. Vom Versicherer 
erbrachte Leistungen sind zurückzuzahlen.

5. Wann endet der Versicherungsvertrag vorzeitig?

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er voraussichtlich 
dauernd daran gehindert ist, ein Fahrzeug zu lenken, wird über 
sein Verlangen in geschriebener Form der Vertrag hinsichtlich 
dieses Risikos aufgelöst.

ARTIKEL 19
Schadenersatz- und Herausgabe-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf den 
Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privatbereich der Versicherungsnehmer und seine Ange-
hörigen (Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, die den privaten 
Lebensbereich, also nicht den Berufs- oder Betriebsbereich 
oder eine sonstige Erwerbstätigkeit, betreffen;

1.2.	im Berufsbereich der Versicherungsnehmer und seine Ange-
hörigen (Art. 5.2.) in ihrer Eigenschaft als unselbstständig 
Erwerbstätige für Versicherungsfälle, die mit der Berufsaus-
übung unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direkten 
Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten;

1.3.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für den ver-
sicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 
Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz (ASGG) für Versicherungs-
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fälle, die mit dem Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb 
unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direkten Weg 
von und zur Arbeitsstätte eintreten.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Geltendmachung von Ansprüchen aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts wegen 
eines erlittenen Schadens;

2.2.	im Privat- und Berufsbereich die Geltendmachung von ding-
lichen Herausgabeansprüchen an beweglichen körperlichen 
Sachen;

2.3.	vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens die Kosten au-
ßergerichtlicher Konfliktlösung durch Mediation (Art. 6.8.7.).

3.	Was ist nicht versichert?

3.1.	Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Rechts-
schutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz nicht

3.1.1.	 Fälle, die beim Versicherungsnehmer und bei den mit
versicherten Personen in ihrer Eigenschaft als Eigen
tümer, Halter, Zulassungsbesitzer, Leasingnehmer oder 
Lenker von Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser und 
in der Luft sowie Anhängern einschließlich Ersatzteilen 
und Zubehör eintreten (versicherbar in Art. 17 oder 18);

3.1.2.	die Geltendmachung von Schadenersatz- oder Heraus-
gabeansprüchen zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer (versicherbar in Art. 21);

3.1.3.	die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden 
gegen den Sozialversicherungsträger (versicherbar in 
Art. 22);

3.1.4.	die Geltendmachung von Ansprüchen aus schuld-
rechtlichen Verträgen sowie die Geltendmachung von 
Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die aus 
der Verletzung vertraglicher Pflichten entstehen und 
über das Erfüllungsinteresse hinausgehen oder die aus 
der Verletzung vorvertraglicher Pflichten entstehen 
(versicherbar in Art. 24);

3.1.5.	 Fälle, die beim Versicherungsnehmer und bei den mit-
versicherten Personen in ihrer Eigenschaft als Eigentü-
mer oder Besitzer von Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen entstehen (versicherbar in Art. 25);

3.1.6.	die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden 
oder Herausgabeansprüchen im Zusammenhang mit 
einer Erb- oder Familienrechtssache (versicherbar in 
Art. 26 oder 27).

3.2.	Im Schadenersatz-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 
genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die Geltend-
machung von

3.2.1.	 immateriellen Schadenersatzansprüchen aus der 
Verletzung von Persönlichkeitsrechten, ausgenommen 
Personenschäden, Schäden aus der Verletzung der 
persönlichen Freiheit, der geschlechtlichen Selbstbe-
stimmung und Trauerschäden;

3.2.2.	 Schadenersatz- oder Herausgabeansprüchen zwischen 
Miteigentümern oder Pfandrechtgläubigern.

4.	Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des 
Versicherers bewirkt, gilt, dass der Versicherungsnehmer sich im 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls nicht in einem durch Alkohol, 
Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zu-
stand befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflichtung ent-
spricht, seine Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem Arzt 
vorführen, sich untersuchen oder sich Blut abnehmen zu lassen.

Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheit besteht 
nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch oder in der 
Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall 
ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichts oder 
einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. Vom Versicherer 
erbrachte Leistungen sind zurückzuzahlen.

ARTIKEL 20
Straf-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf den 
Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privatbereich der Versicherungsnehmer und seine Ange-
hörigen (Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, die den privaten 
Lebensbereich, also nicht den Berufs- oder Betriebsbereich 
oder eine sonstige Erwerbstätigkeit, betreffen;

1.2.	im Berufsbereich der Versicherungsnehmer und seine Ange-
hörigen (Art. 5.2.) in ihrer Eigenschaft als unselbstständig 
Erwerbstätige für Versicherungsfälle, die mit der Berufsaus-
übung unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direkten 
Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten;

1.3.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für den ver-
sicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 
Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz (ASGG) für Versicherungs-
fälle, die mit dem Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb 
unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direkten Weg 
von und zur Arbeitsstätte eintreten.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Verteidigung in Strafverfahren vor Gerichten

2.1.1.	bei Anklage wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen 
und Unterlassungen unabhängig vom Ausgang des 
Verfahrens;

2.1.2.	bei Handlungen und Unterlassungen, die sowohl bei 
fahrlässiger als auch bei vorsätzlicher Begehung straf-
bar sind, besteht bei Anklage wegen vorsätzlicher straf-
barer Handlungen und Unterlassungen rückwirkend ab 
Anklage Versicherungsschutz, wenn eine endgültige 
Einstellung des Verfahrens, ein rechtskräftiger Frei
spruch oder eine rechtskräftige Verurteilung wegen 
Fahrlässigkeit erfolgt. Wird das Strafverfahren end
gültig eingestellt, besteht jedoch nur dann Versiche
rungsschutz, wenn die Einstellung nicht aufgrund des 
Rücktritts von der Verfolgung (Diversion) erfolgt;

2.1.3.	bei Handlungen und Unterlassungen, die nur bei 
vorsätzlicher Begehung strafbar sind, rückwirkend 
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ab Anklage die Verteidigung in Strafverfahren vor 
Gerichten, wenn eine endgültige Einstellung des 
Verfahrens oder ein rechtskräftiger Freispruch erfolgt. 
Wird das Strafverfahren endgültig eingestellt, besteht 
jedoch nur dann Versicherungsschutz, wenn die 
Einstellung nicht aufgrund des Rücktritts von der 
Verfolgung (Diversion) erfolgt.

Unabhängig vom Ausgang des Strafverfahrens besteht –  
neben den in Art. 7 genannten Fällen – jedoch kein 
Versicherungsschutz

–– für gewerbsmäßige Begehung gemäß § 70 Strafge-
setzbuch;

–– für Delikte gegen die Ehre;

–– für Delikte des Versicherungsnehmers gegen mitver-
sicherte Personen und umgekehrt sowie für Delikte 
mitversicherter Personen untereinander;

–– für Delikte, die ein nach Punkt 1.3. mitversicherter 
Arbeitnehmer zum Nachteil des versicherten 
Unternehmens begangen haben soll.

2.2.	die Beratungs- und Vertretungshandlungen bei staatsanwaltli-
chen Diversionsmaßnahmen sowie einen allfälligen Pauschal-
kostenersatz bis 1.500 Euro unter der Voraussetzung, dass 
dem Versicherungsnehmer ausschließlich fahrlässige strafbare 
Handlungen vorgeworfen werden.

Versicherungsschutz besteht ab dem Zeitpunkt der Mitteilung 
des Staatsanwalts über die Möglichkeit einer Diversionsmaß
nahme oder ab dem Zeitpunkt der Kontaktaufnahme durch einen 
Konfliktregler in Fällen des außergerichtlichen Tatausgleichs.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines vom 
Staatsanwalt beigezogenen Sachverständigen oder Dolmet
schers auferlegt, erhöht sich das Kostenlimit auf 3.000 Euro.

2.3.	die Verteidigung in Strafverfahren vor Verwaltungsbehörden

2.3.1.	wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen und Unter-
lassungen unabhängig vom Ausgang des Verfahrens 
ab der ersten Verfolgungshandlung;

2.3.2.	wegen vorsätzlich strafbarer Handlungen und 
Unterlassungen rückwirkend ab der ersten 
Verfolgungshandlung, wenn die Handlung oder 
Unterlassung strafbar ist und eine endgültige 
Einstellung des Verfahrens oder eine rechtskräftige 
Verurteilung wegen Fahrlässigkeit erfolgt;

2.3.3.	 sofern in diesen Fällen (Art. 20.2.3.1., Art. 20.2.3.2.) 
mit Strafverfügung eine Freiheitsstrafe (nicht Ersatz
freiheitsstrafe) oder eine Geldstrafe von mehr als 195 
Euro verhängt wird.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstrafen 
verhängt, besteht Versicherungsschutz für das gesamte 
Verfahren, wenn zumindest eine Geldstrafe von mehr 
als 195 Euro festgesetzt wird.

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung zur 
Einleitung eines ordentlichen Verfahrens, besteht 
Versicherungsschutz zunächst nur für eine Kommission 
und einen Schriftsatz. Für darüber hinausgehende 
Maßnahmen besteht Versicherungsschutz nur, 
wenn das Verfahren vor Erlassung eines Bescheides 
eingestellt oder wenn mit Bescheid eine Strafe gemäß 
Absatz 1 festgesetzt wird.

2.4.	die Vertretung in Disziplinarverfahren und Standesverfahren 
ab Einleitungsbeschluss. Die Leistungen des Versicherers sind 
mit 2.000 Euro limitiert.

3.	Was ist nicht versichert?

3.1.	Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen 
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz 
nicht Fälle, die beim Versicherungsnehmer und bei den 
mitversicherten Personen in ihrer Eigenschaft als Eigentümer, 
Halter, Zulassungsbesitzer, Leasingnehmer oder Lenker von 
Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie 
Anhängern einschließlich Ersatzteilen und Zubehör eintreten 
(versicherbar in Art. 17 oder 18).

3.2.	Im Straf-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 genann
ten Fällen – kein Versicherungsschutz bei Anklage wegen 
vorsätzlicher Begehung einer Handlung oder Unterlassung 
oder bei Anklage wegen Handlungen und Unterlassungen, 
die sowohl bei vorsätzlicher oder fahrlässiger Begehung 
strafbar sind, wenn eine gerichtliche Diversionsmaßnahme 
ergriffen wird.

4.	Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des 
Versicherers bewirkt, gilt, dass der Versicherungsnehmer sich im 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls nicht in einem durch Alkohol, 
Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zu-
stand befindet und dass er seiner gesetzlichen Verpflichtung ent-
spricht, seine Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem Arzt 
vorführen, sich untersuchen oder sich Blut abnehmen zu lassen.

Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheit besteht 
nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch oder in der 
Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall 
ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichts oder 
einer Verwaltungsbehörde festgestellt worden ist. Vom Versicherer 
erbrachte Leistungen sind zurückzuzahlen.

ARTIKEL 21
Arbeitsgerichts-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf den 
Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Berufsbereich der Versicherungsnehmer und seine Ange-
hörigen (Art. 5.2.) in ihrer Eigenschaft als Arbeitnehmer im 
Sinne des § 51 Abs. 1 ASGG gegenüber ihrem Arbeitgeber;

1.2.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer in seiner 
Eigenschaft als Arbeitgeber im Sinne des § 51 Abs. 1 ASGG 
gegenüber seinen Arbeitnehmern.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor 
Arbeitsgerichten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
im Zusammenhang mit Arbeits- oder Lehrverhältnissen oder 
deren Anbahnung;

2.2.	bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen in dienst-, besoldungs- und pen-
sionsrechtlichen Verfahren sowie die Wahrnehmung rechtli-
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cher Interessen im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis 
gegenüber dem Dienstgeber in Verfahren vor Gerichten;

2.3.	vor Einleitung eines gerichtlichen oder verwaltungsbehörd
lichen Verfahrens

–– Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Mediation 
gemäß Art. 6.8.7.;

–– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung recht
licher Interessen bis 1.500 Euro, sofern die Angelegenheit 
dadurch endgültig beendet ist.

2.4.	Erweiterte Deckung

Der Versicherungsschutz umfasst

–– bei Insolvenz des Arbeitgebers auch die Anmeldung von 
Forderungen und die Geltendmachung bestrittener Forde-
rungen vor dem Konkurs- beziehungsweise Ausgleichsge-
richt sowie den Antrag auf Insolvenz-Ausfallgeld durch den 
versicherten Arbeitnehmer;

–– bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen auch die 
Kosten für Verwaltungsgerichtshofbeschwerden bis 
maximal 5.000 Euro;

–– bei Arbeitsverhältnissen mit den Europäischen Gemein
schaften auch die Kosten der Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen in dienstrechtlichen Verfahren vor den Gerichten 
der Europäischen Gemeinschaft.

3.	Was ist nicht versichert?

3.1.	Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Rechts-
schutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz nicht

3.1.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusam-
menhang mit der Geltendmachung von Schadener-
satz- oder dinglichen Herausgabeansprüchen gemäß 
Art. 17.2.1., Art. 18.2.1. und Art. 19 (versicherbar in 
Art. 17, 18 und 19);

3.1.2.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Versiche-
rungsverträgen (versicherbar in Art. 24).

3.2.	Im Arbeitsgerichts-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 
genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen aus dem kollektiven Arbeitsrecht.

4.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem 
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versi-
cherungsschutz.

Die Wartezeit gilt nicht für die Geltendmachung von Schaden
ersatzansprüchen aus Unfallereignissen.

5.	Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsgemäß 
auf den Betriebsbereich und wird das Unternehmen an einen 
Dritten veräußert oder aufgrund eines Fruchtnießungsrechts, 
eines Pachtvertrags oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem 
Dritten übernommen, so tritt anstelle des Versicherungsnehmers 
der Dritte in die sich während der Dauer seiner Berechtigung aus 
dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten 
ein.  
§ 69 Absatz 2 und Absatz 3 und §§ 70, 71 VersVG sind 
entsprechend anzuwenden.

ARTIKEL 22
Sozialversicherungs-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf den 
Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privat- und Berufsbereich der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, die den 
privaten Lebensbereich betreffen, unmittelbar mit der Berufs-
ausübung zusammenhängen oder auf dem direkten Weg von 
und zur Arbeitsstätte eintreten;

1.2.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für den ver-
sicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 
ASGG für Versicherungsfälle, die mit dem Betrieb oder der 
Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar zusammenhängen oder 
auf dem direkten Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen des Versicherungsnehmers

2.1.	in gerichtlichen Verfahren

–– wegen Streitigkeiten mit Sozialversicherungsträgern in 
sozialversicherungsrechtlichen Leistungssachen;

–– wegen Streitigkeiten über Pflegegeld mit Sozialversiche
rungsträgern sowie Körperschaften, die nicht Sozialver
sicherungsträger sind.

2.2.	in Verwaltungsverfahren vor dem Sozialversicherungsträger 
und dem Verwaltungsgericht wegen Feststellung der Sozial
versicherungspflicht, der Sozialversicherungsberechtigung, 
des Beginns oder Endes der Sozialversicherung sowie wegen 
Streitigkeiten über Beitragszahlungen und Zuschläge.

2.3.	für die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden 
gegen den Sozialversicherungsträger.

2.4.	Der Versicherungsschutz umfasst auch die Kosten für Verfas-
sungs- und Verwaltungsgerichtshofbeschwerden bis zur Höhe 
von 5.000 Euro, maximal jedoch bis zur Höhe des gesetzlich 
vorgesehenen Pauschalkostenersatzes.

3.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein 
Versicherungsschutz, ausgenommen

–– im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schaden
ersatzansprüchen gemäß Punkt 2.3.;

–– bei der Geltendmachung von Ansprüchen aus Unfallereignis-
sen, die nach Versicherungsbeginn eintreten.

4.	Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsgemäß auf 
den Betriebsbereich und wird das Unternehmen an einen Dritten 
veräußert oder aufgrund eines Fruchtnießungsrechts, eines Pacht-
vertrags oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten 
übernommen, so tritt anstelle des Versicherungsnehmers der 
Dritte in die sich während der Dauer seiner Berechtigung aus dem 
Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein.  
§ 69 Absatz 2 und Absatz 3 und §§ 70, 71 VersVG sind entspre-
chend anzuwenden.
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ARTIKEL 23
Beratungs-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf den 
Privat-, Berufs- und/oder Betriebsbereich.

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privat- und Berufsbereich der Versicherungsnehmer und 
seine Angehörigen (Art. 5.2.) für Rechtsangelegenheiten, die 
den privaten Lebensbereich betreffen oder unmittelbar mit 
der unselbstständigen Berufsausübung zusammenhängen;

1.2.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für Rechtsange-
legenheiten des versicherten Betriebs.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten für eine mündliche 
Rechtsauskunft durch einen vom Versicherungsnehmer frei 
gewählten Rechtsanwalt oder Notar bis zu der im Versicherungs
vertrag angegebenen Höhe sowie ein erstmaliges Anwaltsschreiben.

Die Rechtsauskunft kann sich auf Fragen aus allen Rechtsgebieten 
beziehen.

Eine Beratung kann höchstens ein Mal im Quartal, ein erstmaliges 
Anwaltsschreiben höchstens ein Mal pro Versicherungsjahr in 
Anspruch genommen werden.

3.	Was gilt als Versicherungsfall?

Als Versicherungsfall gilt eine bereits eingetretene oder bevorste-
hende Änderung in den rechtlichen Verhältnissen des Versiche-
rungsnehmers, die eine Beratung notwendig macht.

ARTIKEL 24
Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf den 
Privat- und/oder Betriebsbereich.

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privatbereich der Versicherungsnehmer und seine Ange-
hörigen (Art. 5.2.) für Versicherungsfälle, die den privaten 
Lebensbereich, also nicht den Berufs- oder Betriebsbereich 
oder eine sonstige Erwerbstätigkeit, betreffen;

1.2.	im Betriebsbereich der Versicherungsnehmer für den versi-
cherten Betrieb.

2.	Was ist versichert?

2.1.	Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung rechtli-
cher Interessen aus

2.1.1.	Versicherungsverträgen des Versicherungsnehmers;

2.1.2.	 schuldrechtlichen Verträgen des Versicherungsnehmers 
über bewegliche Sachen;

2.1.3.	Reiseverträgen des Versicherungsnehmers für Reisen 
bis zu einer Höchstdauer von acht Wochen;

2.1.4.	Reparatur- und sonstigen Werkverträgen des Versiche-
rungsnehmers über unbewegliche Sachen.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrecht
lichen Verträgen gilt auch die Geltendmachung und Abwehr 
von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die aus 
der Verletzung gesetzlicher oder vertraglicher Pflichten ent
stehen und über das Erfüllungsinteresse hinausgehen oder 
die aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten entstehen.

2.2.	Im Privatbereich erstreckt sich der Versicherungsschutz auf 
Reparatur- beziehungsweise sonstige Werkverträge über 
unbewegliche Sachen nur auf Gebäude oder Wohnungen 
einschließlich zugehöriger Grundstücke, die vom Versiche-
rungsnehmer zu eigenen Wohnzwecken benützt werden.

Bei Gebäuden, die sowohl eigenen Wohn- als auch sonstigen 
Zwecken dienen, besteht Versicherungsschutz nur für Fälle, 
die ausschließlich die eigene Wohnung betreffen.

Bei Gebäuden, die neben eigenen Wohnzwecken nur der 
nicht gewerbsmäßigen Fremdenbeherbergung dienen, be-
steht Versicherungsschutz in vollem Umfang.

Versicherungsschutz besteht ferner für die Kosten außerge-
richtlicher Konfliktlösung durch Mediation (Art. 6.8.7.) vor 
Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens.

2.3.	Im Betriebsbereich besteht Versicherungsschutz für die Punk-
te 2.1.2. und 2.1.4. nur unter folgenden Voraussetzungen:

2.3.1.	 sofern der Gegner dem Grunde oder der Höhe nach 
Einwendungen gegen die Forderung des Versiche-
rungsnehmers erhebt;

2.3.2.	 sofern und solange die tatsächlichen oder behaupte-
ten Forderungen und Gegenforderungen der Ver-
tragsparteien (Gesamtansprüche) aufgrund desselben 
Versicherungsfalls im Sinne des Art. 2.3. die vertraglich 
vereinbarte Obergrenze unabhängig von Umfang, 
Form und Zeitpunkt der Geltendmachung nicht über-
steigen.

Aufrechnungsweise geltend gemachte Forderungen werden dabei 
nicht berücksichtigt, sofern weder die Forderung noch die auf-
rechnungsweise geltend gemachte Gegenforderung die verein-
barte Obergrenze übersteigen.

Sinken die Gesamtansprüche vor gerichtlicher Geltendmachung 
beziehungsweise bei gerichtlicher Geltendmachung bis zum Be-
ginn der Verhandlung in der Sache beziehungsweise der Beweis-
aufnahme durch Zahlung, Vergleich oder Anerkenntnis unter die 
vereinbarte Obergrenze, besteht ab diesem Zeitpunkt Versiche-
rungsschutz.

Steigen die Gesamtansprüche nach Bestätigung des Versiche-
rungsschutzes über die vereinbarte Obergrenze, entfällt ab 
diesem Zeitpunkt der Versicherungsschutz.

Sofern gesondert vereinbart, umfasst der Versicherungsschutz im 
Betriebsbereich abweichend von Punkt 2.3.1. auch die Betrei-
bung unbestrittener Forderungen (Inkassofälle), nachdem der 
Gegner durch den Versicherungsnehmer schriftlich aufgefordert 
wurde, den rechtmäßigen Zustand herzustellen. Teilzahlungen 
des Gegners sind abweichend von Art. 6.8.6. zuerst auf Kosten 
anzurechnen.

3.	Was ist nicht versichert?

Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Rechts-
schutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz nicht die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen
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3.1.	aus Verträgen betreffend Motorfahrzeuge zu Lande, zu Was-
ser und in der Luft sowie Anhänger einschließlich Ersatzteilen 
und Zubehör (versicherbar in Art. 17);

3.2.	im Zusammenhang mit einem Arbeits- oder Lehrverhältnis  
(versicherbar in Art. 21);

3.3.	aus Verträgen mit Sozialversicherungsträgern  
(versicherbar in Art. 22);

3.4.	aus Verwaltungsverträgen über Liegenschaften  
(versicherbar in Art. 25);

3.5.	im Zusammenhang mit einer Erb- oder Familienrechtssache 
(versicherbar in Art. 26 oder 27).

Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Versiche
rungszweigen umfasst der Versicherungsschutz nicht die Abwehr 
von Ansprüchen aus der Verletzung vertraglicher oder vorvertrag
licher Pflichten, wenn dieses Risiko im Rahmen eines bestehenden 
Haftpflichtversicherungsvertrages versichert ist.

4.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem 
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versi-
cherungsschutz.

5.	Veräußerung

Erstreckt sich der Versicherungsschutz vereinbarungsgemäß auf 
den Betriebsbereich und wird das Unternehmen an einen Dritten 
veräußert oder aufgrund eines Fruchtnießungsrechts, eines Pacht-
vertrags oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem Dritten 
übernommen, so tritt anstelle des Versicherungsnehmers der 
Dritte in die sich während der Dauer seiner Berechtigung aus dem 
Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein.  
§ 69 Absatz 2 und Absatz 3 und §§ 70, 71 VersVG sind entspre-
chend anzuwenden.

ARTIKEL 25
Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz hat der Versicherungsnehmer in seiner jeweils 
versicherten Eigenschaft als Eigentümer, Vermieter, Verpächter, 
Mieter, Pächter oder dinglich Nutzungsberechtigter des in der 
Polizze bezeichneten Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteiles 
(Wohnung).

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor  
Gerichten

2.1.1.	 aus Miet- und Pachtverträgen über das versicherte 
Objekt;

2.1.2.	 aus Verwaltungsverträgen über das versicherte Objekt;

2.1.3.	 aus dinglichen Rechten am versicherten Objekt;

2.1.4.	 für die Einbringung von Besitzstörungsklagen gegen 
Dritte.

Als Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtver-
trägen oder aus Verwaltungsverträgen gilt auch die Geltendma-
chung und Abwehr von Ansprüchen wegen reiner Vermögens-

schäden, die aus der Verletzung vertraglicher Pflichten entstehen 
und über das Erfüllungsinteresse hinausgehen oder die aus der 
Verletzung vorvertraglicher Pflichten entstehen.

2.2.	vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens gemäß Punkt 2.1.

–– in Außerstreitsachen nach dem Mietrechtsgesetz die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Verfahren vor den 
Schlichtungsstellen der Gemeinden;

–– Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Mediation 
(Art. 6.8.7.);

–– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen bis 1.500 Euro, sofern die Angelegenheit dadurch 
endgültig beendet ist und Mediation nicht in Anspruch 
genommen worden ist.

2.3.	die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, die aus 
der Beschädigung des versicherten Objekts entstehen.

2.4.	abweichend von Art. 7 Punkt 1.2. die gerichtliche Geltend-
machung von nachbarrechtlichen Ansprüchen aufgrund all-
mählicher Einwirkungen, die von unmittelbar benachbarten 
Grundstücken ausgehen.

2.5.	für den Wohnungseigentümer für Versicherungsfälle, in 
denen die Eigentümergemeinschaft gegen Dritte vorgeht 
oder von Dritten in Anspruch genommen wird, anteilig ent-
sprechend der Anzahl der Eigentümer, zu der das versicherte 
Wohnungsobjekt gehört.

2.6.	den Wechsel des versicherten Objektes.

Wechselt der Versicherungsnehmer während der Laufzeit 
des Versicherungsvertrags das in der Polizze bezeichnete 
selbst genutzte Objekt, geht der Versicherungsschutz auf 
das Ersatzobjekt ohne Wartefrist über. Der Versicherungsneh-
mer ist verpflichtet, den Wechsel dem Versicherer längstens 
innerhalb eines Monats anzuzeigen. Rechtfertigt der Wechsel 
nach dem Tarif eine höhere als die vereinbarte Prämie, kann 
der Versicherer die erhöhte Prämie ab dem Zeitpunkt des 
Wechsels verlangen.

Für Versicherungsfälle im Zusammenhang mit dem bisheri-
gen Objekt besteht auch dann Versicherungsschutz, wenn 
diese erst nach dem Auszug eintreten.

Das Gleiche gilt für Versicherungsfälle, die sich auf das neue 
Objekt beziehen und vor dessen geplantem oder tatsächli-
chem Bezug eintreten.

Endet der Versicherungsvertrag durch Risikowegfall gemäß 
§ 68 VersVG, umfasst die vereinbarte Deckung nach Punkt 
2.1.1. (Miet- und Pachtverträge) auch Versicherungsfälle, die 
innerhalb von 6 Monaten ab Risikowegfall eintreten.

3.	Was ist nicht versichert?

3.1.	Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Rechts-
schutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz nicht die 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit 
erb- oder familienrechtlichen Auseinandersetzungen (versi-
cherbar in Art. 26 oder 27).

3.2.	Im Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete besteht –  
neben den in Art. 7 genannten Fällen – kein Versicherungs-
schutz für

3.2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zu-
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sammenhang mit dem derivativen Erwerb oder der 
Veräußerung des Eigentumsrechts oder sonstiger 
dinglicher Rechte am versicherten Objekt durch den 
Versicherungsnehmer;

3.2.2.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen zwischen 
Miteigentümern und zwischen sonstigen dinglich Nut-
zungsberechtigten des versicherten Objekts.

4.	Was gilt als Versicherungsfall?

Bei der gerichtlichen Geltendmachung von nachbarrechtli-
chen Ansprüchen aufgrund allmählicher Einwirkungen, die von 
unmittelbar benachbarten Grundstücken ausgehen, gilt der 
Versicherungsfall in dem Zeitpunkt als eingetreten, in dem die 
allmählichen Einwirkungen begonnen haben oder begonnen ha-
ben sollen, das ortsübliche Maß zu überschreiten. In allen übrigen 
Fällen gelten die Regelungen des Art. 2.

5.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem 
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versi-
cherungsschutz, ausgenommen im Zusammenhang mit der Gel-
tendmachung von Schadenersatzansprüchen gemäß Punkt 2.3. 

ARTIKEL 26
Rechtsschutz in Erbrechtssachen

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Art. 5.2.).

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Gerichten

2.1.1.	 aus dem Erbrecht;

2.1.2.	 aus Pflichtteils- oder Vermächtnisansprüchen;

2.1.3.	 aus Verträgen auf den Todesfall;

2.1.4.	 in Außerstreitsachen nur das Rechtsmittelverfahren 
gegen gerichtliche Entscheidungen. In Verfahren zur 
Entscheidung über widersprechende Erbantrittserklä-
rungen (§§ 161 ff. Außerstreitgesetz) besteht Versiche-
rungsschutz auch in der 1. Instanz.

2.2.	vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens gemäß Punkt 2.1.

–– Kosten außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.);

–– Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung recht
licher Interessen bis 1.500 Euro, sofern die Angelegenheit 
dadurch endgültig beendet ist.

2.3.	die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden, die im 
Zusammenhang mit Angelegenheiten gemäß Punkt 2.1.1. bis  
Punkt 2.1.3. eintreten.

3.	Was ist nicht versichert?

Im Rechtsschutz in Erbrechtssachen besteht – neben den in Art. 7 
genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen

3.1.	wenn der zugrunde liegende Erbfall vor Versicherungsbeginn 
oder innerhalb eines Jahres danach eingetreten ist;

3.2.	im Verlassenschaftsverfahren, ausgenommen im Verfahren 
zur Entscheidung über widersprechende Erbantrittserklärun-
gen (§§ 161 ff. AußStrG); vgl. Art. 26.2.1.4.;

3.3.	im Zusammenhang mit Erbteilungsklagen;

3.4.	für die Geltendmachung von erbrechtlichen Ansprüchen, die 
durch einen Vertrag über die Erbschaft übertragen worden sind.

4.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von sechs Monaten ab dem 
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versi-
cherungsschutz, ausgenommen im Zusammenhang mit der Gel-
tendmachung von Schadenersatzansprüchen gemäß Punkt 2.3.

ARTIKEL 27
Rechtsschutz in Familienrechtssachen

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Art. 5.2.).

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Gerichten im  
Zusammenhang mit

2.1.1.	dem Eherecht;

2.1.2.	den Rechten zwischen Eltern und Kindern;

2.1.3.	dem Obsorgerecht eines anderen;

2.1.4.	dem Sachwalterrecht für behinderte Personen.

In Außerstreitsachen besteht Versicherungsschutz nur für das 
Rechtsmittelverfahren gegen gerichtliche Entscheidungen.

2.2.	vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens

2.2.1.	Kosten außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.) in 
den Fällen

–– der Rechte zwischen Eltern und Kindern (Punkt 2.1.2.);

–– dem Obsorgerecht eines anderen (Punkt 2.1.3.);

2.2.2.	Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung recht
licher Interessen bis 1.500 Euro, sofern die Angelegen
heit dadurch endgültig beendet ist.

2.3.	während eines anhängigen gerichtlichen Verfahrens Kosten 
außergerichtlicher Mediation (Art. 6.8.7.) in den Fällen

–– der Rechte zwischen Eltern und Kindern (Punkt 2.1.2.) und

–– dem Obsorgerecht eines anderen (Punkt 2.1.3.),

sofern keine vorgerichtliche Mediation in Anspruch genom-
men wurde.

2.4.	die Geltendmachung von reinen Vermögensschäden, die im 
Zusammenhang mit Angelegenheiten gemäß Punkt 2.1.1. 
bis Punkt 2.1.4. eintreten.

3.	Was ist nicht versichert?

Im Rechtsschutz in Familienrechtssachen besteht – neben den in 
Art. 7 genannten Fällen – kein Versicherungsschutz für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen
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3.1.	in Ehescheidungssachen bei Aufhebung oder Nichtig
erklärung einer Ehe.

3.2.	in den damit im ursächlichen Zusammenhang stehenden 
Streitigkeiten über

3.2.1.	die Rechte zwischen den Ehegatten, wie insbeson-
dere die Abgeltung der Mitwirkung eines Ehegatten 
im Erwerb des anderen, die Aufteilung des ehelichen 
Gebrauchsvermögens und der ehelichen Ersparnisse 
sowie den Unterhalt,

3.2.2.	die Rechte zwischen Eltern und ehelichen Kindern, 
wie insbesondere den hauptsächlichen Aufenthalt 
minderjähriger Kinder, die Obsorge, das Recht auf 
persönlichen Verkehr zwischen den Eltern und den 
minderjährigen Kindern und den Unterhalt, wenn 
der Versicherungsfall während der Anhängigkeit des 
Scheidungsverfahrens oder innerhalb eines Jahres nach 
dessen rechtskräftigem Abschluss eingetreten ist.

In familien- und kindschaftsrechtlichen Streitigkeiten, 
die bei Einleitung des Ehescheidungsverfahrens bereits 
anhängig waren und mit diesem in ursächlichem Zu-
sammenhang stehen, entfällt der Versicherungsschutz 
ab diesem Zeitpunkt.

3.3.	in Streitigkeiten über die Rechte zwischen Eltern und unehe-
lichen Kindern, wenn der Versicherungsfall innerhalb eines 
Jahres nach Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft der 
Eltern unehelicher Kinder eingetreten ist. In Streitigkeiten, die 
im Zeitpunkt der Aufhebung der häuslichen Gemeinschaft 
bereits anhängig waren und damit in ursächlichem Zusam-
menhang stehen, entfällt der Versicherungsschutz ab diesem 
Zeitpunkt.

3.4.	zur Feststellung oder Bestreitung der Vaterschaft und zur Fest
stellung der Nichtabstammung vom Ehemann der Mutter und für 
die im Zusammenhang mit einem solchen Verfahren stehenden 
Unterhaltssachen, wenn der Versicherungsbeginn weniger als 9 
Monate vor der Geburt des betroffenen Kindes liegt.

3.5.	für die Geltendmachung von Entgeltansprüchen aus dem 
Sachwalterrecht.

4.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Regelungen des Art. 2.3.

Liegt jedoch kein Verstoß gemäß Art. 2.3. vor und ist die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen notwendig, dann gilt abweichend 
von Art. 2.3. als Versicherungsfall dasjenige Ereignis, das für den 
Versicherungsnehmer beziehungsweise seine mitversicherten 
Angehörigen eine Änderung der Rechtslage zur Folge hat und die 
Interessenwahrnehmung notwendig macht. Von mehreren Ereig
nissen gilt als Versicherungsfall das erste Ereignis, das dieselbe 
Interessenwahrnehmung notwendig macht.

5.	Gleichstellung eingetragene Partnerschaft

Nach Maßgabe des Versicherungsschutzes für Ehegatten erstreckt 
sich die Deckung im Rechtsschutz für Familienrecht sinngemäß 
auch auf eingetragene Partner.

6.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von sechs Monaten ab dem 
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versi-
cherungsschutz, ausgenommen im Zusammenhang mit der Gel-
tendmachung von Schadenersatzansprüchen gemäß Punkt 2.4.

ERGÄNZENDE BESTIMMUNGEN FÜR DIE 
RECHTSSCHUTZ-VERSICHERUNG (ERB 2015)

KLAUSEL 1
Opfer- und Anti-Stalking-Rechtsschutz

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Art. 5.2. ARB).

2.	Was ist versichert?

Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen

2.1.	als Opfer einer Straftat nach

–– §§ 75, 76, 81-87, 92-95 StGB 
(strafbare Handlungen gegen Leib und Leben),

–– §§ 99-107a StGB 
(strafbare Handlungen gegen die Freiheit),

–– §§ 201, 202, 205-208, 212, 213, 215, 217 StGB 
(strafbare Handlungen gegen die Sittlichkeit)

für die Erhebung einer Subsidiaranklage nach §§ 72 StPO;

2.2.	für die Übernahme der Kosten eines Rechtsanwalts zur 
Geltendmachung von Ansprüchen nach dem Verbrechensop-
fergesetz;

2.3.	als Privatankläger in Verfahren wegen Delikten gemäß Punkt 
1.1. gegen den beschuldigten Täter (soweit gesetzlich vorge-
sehen);

2.4.	für die Beantragung einer einstweiligen Verfügung gegen 
den beschuldigten Täter, soweit gegen ihn der Verdacht 
einer strafbaren Handlung gemäß § 107a StGB zum Nachteil 
versicherter Personen besteht.

3.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art 2.3. ARB. Bei mehreren Ereig-
nissen gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. Absatz 2 ARB.

Stalking ist das willentliche und wiederholte (beharrliche) Verfolgen 
oder Belästigen einer Person, deren physische oder psychische 
Unversehrtheit dadurch unmittelbar, mittelbar oder langfristig 
bedroht und geschädigt werden kann.

KLAUSEL 2
Daten-Rechtsschutz

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1.1.	im Privatbereich 
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl.  
Art. 5.2. ARB) für Versicherungsfälle, die im privaten Lebens-
bereich, also nicht im Berufs- oder Betriebsbereich oder bei 
sonstiger Erwerbstätigkeit, eintreten.

1.2.	im Betriebsbereich 
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb, soweit 
dieser personenbezogene Daten im Sinne des Datenschutz-
gesetzes (DSG) verarbeitet oder verarbeiten lässt.

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die Orga-
ne und alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 Arbeits- und 

ERGÄNZENDE BESTIMMUNGEN
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Sozialgerichtsgesetz (ASGG) für Versicherungsfälle, die mit 
dem Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb unmittelbar 
zusammenhängen.

2.	Was ist versichert?

2.1.	Im Privatbereich 
umfasst der Versicherungsschutz die Wahrnehmung recht-
licher Interessen zur Durchsetzung des Auskunfts-, Berichti-
gungs-, Löschungs- und Widerspruchsrechts gemäß §§ 26 bis 
28 und 50 e Datenschutzgesetz gegen private Datenverarbei-
ter im Sinne des Datenschutzgesetzes.

2.2.	Im Betriebsbereich 
umfasst der Versicherungsschutz die Wahrnehmung recht-
licher Interessen des Versicherungsnehmers zur Abwehr von 
Ansprüchen Betroffener nach dem Datenschutzgesetz.

3.	Was ist nicht versichert?

Im Betriebsbereich besteht kein Versicherungsschutz für die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen

3.1.	im Zusammenhang mit automationsunterstützter Verarbei-
tung von Daten, die Dienstnehmer des versicherten Betriebs 
betreffen;

3.2.	zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen wegen der Verlet-
zung datenschutzrechtlicher Bestimmungen.

4.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. ARB. Wird die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen notwendig, ohne dass ein 
tatsächlicher oder behaupteter Verstoß gegen Rechtspflichten 
oder Rechtsvorschriften vorliegt, so ist der Versicherungsfall das 
Ereignis, das den Betroffenen im Sinne des Datenschutzgesetzes 
nötigt, ein rechtliches Interesse wahrzunehmen.

Bei mehreren Ereignissen gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. 
Absatz 2 ARB sinngemäß.

5.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem 
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versi-
cherungsschutz.

KLAUSEL 3
Steuer-Rechtsschutz

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.	der Versicherungsnehmer als Eigentümer oder Halter von 
Fahrzeugen, für die ein Fahrzeug-Rechtsschutz (Art. 17 ARB) 
besteht;

1.2.	der Versicherungsnehmer als Eigentümer, Vermieter, Verpäch-
ter, Mieter, Pächter oder dinglich Nutzungsberechtigter von 
Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen (Wohnungen), 
für die ein Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete 
(Art. 25 ARB) besteht;

1.3.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen  
(vgl. Art. 5.2. ARB) für den privaten Lebensbereich  
(vgl. Art. 19.1.1. ARB);

1.4.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl.  

Art. 5.2. ARB) für den Berufsbereich (vgl. Art. 19.1.2. ARB);

1.5.	der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb.

Der Betriebsinhaber und seine Angehörigen (vgl. Art. 5.2. 
ARB) haben darüber hinaus Versicherungsschutz gemäß 
Punkt 1.3. und Punkt 1.4. als unselbstständig Erwerbstätige 
und im privaten Lebensbereich.

An die Stelle des Betriebsinhabers und seiner Familie tritt bei 
einer OHG beziehungsweise OEG ein namentlich genann-
ter Gesellschafter, bei einer KG, KEG, Ges.m.b.H. und einer 
Genossenschaft ein namentlich angeführter Geschäftsführer 
oder Vorstand und treten bei einer AG die Vorstandsmitglieder 
und jeweils deren Familien.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst abweichend von Art. 7.1. ARB

2.1.	die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Bereich des Steu-
er-, Zoll- und sonstigen Abgabenrechts vor dem 

2.1.1.	Verfassungsgerichtshof (Verfassungsbeschwerde gegen 
Bescheide gemäß Art. 144 Bundesverfassungsgesetz);

2.1.2.	Verwaltungsgerichtshof

2.1.2.1.	 wegen Überprüfung der Rechtmäßigkeit eines 
Bescheides (Revision gemäß Art. 133 Abs. 1 Z. 1 
Bundesverfassungsgesetz);

2.1.2.2.	 wegen Verletzung der Entscheidungspflicht 
über Eingaben des Versicherungsnehmers 
(Säumnisantrag gemäß Art. 133 Abs. 1 Z. 2 
Bundesverfassungsgesetz);

2.2.	die Verteidigung in gerichtlichen Strafverfahren nach dem 
Finanzstrafgesetz (FinStrG). Eingeschlossen ist die Verteidi-
gung in Verwaltungsstrafverfahren ab Einleitung des Verfah-
rens mittels Bescheids oder durch Strafverfügung gemäß  
§ 143 Absatz 1 FinStrG. Versicherungsschutz besteht dabei 

2.2.1.	wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen und Unter-
lassungen;

2.2.2.	bei Anklage wegen vorsätzlicher strafbarer Handlun-
gen und Unterlassungen wird rückwirkend Versi-
cherungsschutz gegeben, wenn eine rechtskräftige 
Verurteilung wegen Fahrlässigkeit, ein rechtskräftiger 
Freispruch oder eine endgültige Einstellung des Straf-
verfahrens erfolgt, weil es an genügenden Gründen 
fehlt, den Beschuldigten der Tat für verdächtig zu 
halten, oder ein Absehen von der Strafe gemäß § 25 
FinStrG erfolgt.

3.	Was gilt als Versicherungsfall?

Abweichend von Art. 2 ARB gilt für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen gemäß Punkt 2.1. (Verfassungs- und Verwaltungsge-
richtshofbeschwerde) der Versicherungsfall mit dem Zeitpunkt des 
Zuganges der ersten Entscheidung der Abgabenbehörde erster 
Instanz als eingetreten. Für die Verteidigung im gerichtlichen 
Strafverfahren gemäß Punkt 2.2. gelten die Regelungen des Art. 
2.3. ARB.

4.	Was ist nicht versichert? 

Kein Versicherungsschutz besteht 
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4.1.	im Zusammenhang mit der Haftung für Steuern, Gebühren 
oder sonstige Abgaben Dritter;

4.2.	im Zusammenhang mit Verfahren, die

4.2.1.	 vom Versicherungsnehmer durch ein vor Versiche-
rungsbeginn oder innerhalb der Wartefrist liegendes 
Anbringen ausgelöst wurden;

4.2.2.	durch einen vor Versicherungsbeginn oder innerhalb 
der Wartefrist liegenden tatsächlichen oder 
behaupteten Verstoß des Versicherungsnehmers, der 
Abgabenbehörde oder eines Dritten ausgelöst wurden.

5.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem 
vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versi-
cherungsschutz.

KLAUSEL 4
Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben in Verbindung mit dem Straf-Rechts-
schutz gemäß Art. 20 ARB

1.1.	im Privatbereich 
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (vgl.  
Art. 5.2. ARB) für Versicherungsfälle, die den privaten Lebens-
bereich, also nicht den Berufs- und Betriebsbereich oder eine 
sonstige Erwerbstätigkeit, betreffen.

1.2.	im Berufsbereich 
der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2. 
ARB) in ihrer Eigenschaft als unselbstständig Erwerbstätige für 
Versicherungsfälle, die mit der Berufsausübung unmittelbar 
zusammenhängen oder auf dem direkten Weg von und zur 
Arbeitsstätte eintreten.

1.3.	im Betriebsbereich 
der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb und 
alle Arbeitnehmer im Sinne des § 51 ASGG für Versicherungs-
fälle, die mit dem Betrieb oder der Tätigkeit für den Betrieb 
unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direkten Weg 
von und zur Arbeitsstätte eintreten.

2.	Was ist versichert?

In Erweiterung von Art. 20 ARB umfasst der Versicherungsschutz 
die Verteidigung in Verfahren vor der Anklage gemäß der Straf-
prozessordnung (StPO) wie folgt:

2.1.	Bei Ermittlungen wegen fahrlässiger strafbarer Handlungen 
und Unterlassungen besteht ab Ermittlungsbeginn Versiche-
rungsschutz unabhängig vom Ausgang des Strafverfahrens;

2.2.	Bei Handlungen und Unterlassungen, die sowohl bei fahrlässi-
ger als auch bei vorsätzlicher Begehung strafbar sind, besteht 
bei Vorwurf vorsätzlich strafbarer Handlungen und Unterlas-
sungen rückwirkend ab Ermittlungsbeginn bis Anklage oder 
Einstellung durch den Staatsanwalt Versicherungsschutz für 
die Verteidigung im Ermittlungsverfahren, wenn eine end-
gültige Einstellung, ein rechtskräftiger Freispruch oder eine 
rechtskräftige Verurteilung wegen Fahrlässigkeit erfolgt;

2.3.	Bei Handlungen und Unterlassungen, die nur bei vorsätzlicher 
Begehung strafbar sind, besteht rückwirkend ab Ermittlungs-

beginn bis Anklage oder Einstellung durch den Staatsanwalt 
Versicherungsschutz für die Verteidigung im Ermittlungsver-
fahren, wenn eine endgültige Einstellung oder ein rechtskräf-
tiger Freispruch erfolgt.

Die Leistungen sind mit 15.000 Euro limitiert.

3.	Was ist nicht versichert?

Im Ermittlungs-Straf-Rechtsschutz besteht – neben den in Art. 7 
ARB genannten Fällen – kein Versicherungsschutz

–– für Fälle, die beim Versicherungsnehmer und bei den mitver-
sicherten Personen in ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Halter, 
Zulassungsbesitzer, Leasingnehmer oder Lenker von Motorfahr-
zeugen zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhängern 
einschließlich Ersatzteilen und Zubehör eintreten (versicherbar 
gemäß Art. 17 und 18 ARB);

–– für Verbrechen gegen das Leben und Verbrechen mit Todesfolge;

–– für gewerbsmäßige Begehung im Sinne von § 70 StGB;

–– für Delikte gegen die Ehre und gegen die Sittlichkeit;

–– für Delikte des Versicherungsnehmers gegen mitversicherte 
Personen und umgekehrt sowie für Delikte mitversicherter 
Personen untereinander;

–– sofern der Versicherungsnehmer bereits mindestens einmal 
rechtskräftig wegen desselben Delikts verurteilt wurde;

–– bei Ergreifung von Diversionsmaßnahmen;

–– für Fälle des Steuer-Rechtsschutzes gemäß Klausel 3 ERB.

KLAUSEL 5
Pflege-Rechtsschutz für Eltern und Kinder  
(ohne Altersbegrenzung)

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.	die Eltern und Kinder (auch Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder) 
des Versicherungsnehmers, sofern sie Bezieher von Pflege-
geld beziehungsweise erhöhter Familienbeihilfe sind und in 
häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer oder 
im Pflege- beziehungsweise Seniorenheim wohnen;

1.2.	die Eltern und Kinder (auch Adoptiv-, Pflege- und Stiefkin-
der) mitversicherter Ehegatten oder verschieden- oder gleich-
geschlechtlicher Lebensgefährten, sofern sie Bezieher von 
Pflegegeld beziehungsweise erhöhter Familienbeihilfe sind 
und in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungsneh-
mer oder im Pflege- beziehungsweise Seniorenheim wohnen;

1.3.	eigene Rechtsschutz-Versicherungen der unter Punkt 1.1. 
beziehungsweise Punkt 1.2. aufgeführten Personen gehen 
dieser Deckung vor.

2.	Was ist versichert?

2.1.	Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß Art. 19 ARB im Zusam-
menhang mit der Erbringung von Pflegeleistungen;

2.2.	Sozialversicherungs-Rechtsschutz gemäß Art. 22 ARB in ge-
richtlichen Verfahren wegen Streitigkeiten über Pflegegeld;

2.3.	Beratungs-Rechtsschutz gemäß Art. 23 ARB in Pflegeangele-
genheiten;

2.4.	Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz gemäß Art. 24 ARB für 
Streitigkeiten aus
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–– einem Vertrag mit/ohne Pflegeverpflichtung mit dem  
Pflege-/Seniorenheim,

–– einem Vertrag über die häusliche Pflege der versicherten 
Person,

–– Verträgen mit privaten Pflegeversicherungen.

KLAUSEL 6
Ausfallversicherung für gerichtlich bestimmte Ansprüche aus  
Körperschäden

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1.	in Verbindung mit einem Fahrzeug-Rechtsschutz (Art. 17 ARB) 
der berechtigte Lenker und die berechtigten Insassen des 
versicherten Fahrzeugs;

1.2.	in Verbindung mit einem Lenker-Rechtsschutz (Art. 18 ARB) 
die im Lenker-Rechtsschutz versicherte Person als berechtig-
ter Lenker fremder, das heißt weder in deren Eigentum noch 
in deren Haltung stehender Fahrzeuge;

1.3.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2. 
ARB) im Privatbereich (Art. 19.1.1. ARB);

1.4.	der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2. 
ARB) im Berufsbereich (Art. 19.1.2. ARB);

1.5.	der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb  
(Art. 19.1.3. ARB) beziehungsweise der gesetzliche Vertreter 
der Versicherungsnehmerin, soweit es sich bei dieser um eine 
juristische Person handelt.

2.	Was ist versichert?

2.1.	In Ergänzung des in Art. 6 ARB vorgesehenen Versicherungs-
schutzes ersetzt der Versicherer in Versicherungsfällen des 
Schadenersatz-Rechtsschutzes mit Personenschäden diejeni-
gen Ansprüche des Versicherungsnehmers auf Schmerzens
geld (§ 1325 ABGB) und Verunstaltungsentschädigung 
(§ 1326 AGBG), die beim Schädiger uneinbringlich sind.

2.2.	Ersatzfähig sind

–– Ansprüche, die dem Versicherungsnehmer als Privatbetei-
ligtem in einem Strafprozess zuerkannt werden, und/oder

–– Ansprüche, die im Rahmen eines Zivilprozesses gegen den 
Schädiger durch ein staatliches Gericht zuerkannt werden. 
Zur Ermittlung der Höhe des Körperschadens bei Versäu-
mungsurteilen siehe Punkt 5.;

–– Verzugszinsen bis zur Rechtskraft und nach Maßgabe der 
gerichtlichen Entscheidung.

Sach- und Vermögensschäden sind nicht Gegenstand der 
Ersatzleistung des Versicherers.

2.3.	Ist für die Durchsetzung der Schadenersatzansprüche des 
Versicherungsnehmers aufgrund gesetzlicher Bestimmungen 
ausländisches Recht anzuwenden, erstreckt sich der 
Versicherungsschutz auf vergleichbare ideelle Schaden
ersatzansprüche.

2.4.	Die Ersatzleistung wird bis 65.000 Euro erbracht.

3.	Für welchen Zeitraum gilt die Versicherung (zeitlicher 
Geltungsbereich und Nachhaftung) und wann ist die 
Versicherungsleistung fällig?

3.1.	Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf Versicherungsfälle, 
die während der Laufzeit des Versicherungsvertrags unter 

Einschluss dieser Klausel eintreten.

3.2.	Der Versicherungsschutz umfasst Schadenersatzansprüche, 
die während der Laufzeit gemäß Art. 3.1. ARB und innerhalb 
von zwei Jahren nach Beendigung des Versicherungsvertrags 
für das Risiko des Schadenersatz-Rechtsschutzes fällig werden. 

3.3.	Die Versicherungsleistung ist innerhalb von zwei Wochen 
nach Kenntnis des Rechtsschutz-Versicherers von der Ergeb-
nislosigkeit des ersten Vollstreckungsversuchs fällig.

4.	Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer zur Sicherung 
seines Deckungsanspruchs zu beachten (Obliegenheiten)?

4.1.	Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Versicherer 
bei Geltendmachung der Versicherungsleistung spätestens 
innerhalb von 6 Monaten nach Rechtskraft der gerichtli-
chen Entscheidung über die zugesprochene Forderung zu 
informieren, das gerichtliche Erkenntnis zu überlassen und 
über die bereits durchgeführten Betreibungsmaßnahmen und 
deren Ergebnisse zu informieren.

4.2.	Der Versicherer kann nach Erbringung der Ausfallleistung 
vom Versicherungsnehmer verlangen, dass dieser unter Kos-
tenhaftung des Versicherers und nach Zession der Forderung 
an den Versicherungsnehmer den ersetzten Anspruch im 
eigenen Namen weiter betreibt.

5.	Was hat bei Versäumungsurteilen zu geschehen?

5.1.	Beteiligt sich der Gegner nicht am Verfahren, sodass es zu 
einem Versäumungsurteil kommt, hat der Versicherungsneh-
mer das Recht, seine Ansprüche unter Anschluss aller me-
dizinischen Unterlagen und einer Kopie des rechtskräftigen 
Versäumungsurteils sowie der Information über die bereits 
durchgeführten Betreibungsmaßnahmen und deren Ergebnis 
beim Versicherer anzumelden.

5.1.1.	 Ist aufgrund des Sachverhalts oder der strafbehörd-
lichen Ermittlungen von einem Mitverschulden des 
Versicherungsnehmers auszugehen, kann der Versiche-
rungsnehmer bei Meinungsverschiedenheiten über das 
Ausmaß des Mitverschuldens die Durchführung eines 
Schiedsgutachterverfahrens analog Art. 9.3. sowie  
Art. 9.5. bis 9.7. ARB verlangen.

5.1.2.	 Ist das Verschulden des Gegners unstrittig oder 
gegebenenfalls nach Durchführung eines Schiedsgut-
achterverfahrens gemäß Punkt 5.1.1. geklärt, wird der 
Versicherer einen im Wohnsitzsprengel des Versi-
cherungsnehmers niedergelassenen, in die Liste der 
medizinischen Sachverständigen eingetragenen Sach-
verständigen mit der Ausmittlung der Ersatzansprüche 
gemäß Punkt 2.1. auf eigene Kosten beauftragen. 14 
Tage nach Vorliegen des medizinischen Sachverstän-
digengutachtens hat die Versicherung die dergestalt 
festgestellte Leistung abzurechnen.

5.2.	Ist der Versicherungsnehmer mit der Abrechnung nicht ein-
verstanden, ist er berechtigt, ein Schiedsgutachterverfahren 
im Sinne des Art. 9.3. sowie Art. 9.5. bis 9.7. ARB zu beantra-
gen. Anstelle von Rechtsanwälten sind medizinische Sachver-
ständige des betroffenen Fachgebiets namhaft zu machen.

5.3.	Der Versicherungsnehmer hat mit den medizinischen Sach
verständigen zu kooperieren, sich untersuchen zu lassen und 
sich jenen Maßnahmen zu unterziehen, die diese für nötig 
halten.
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KLAUSEL 7
PVV (Patientenverfügungs- und Vorsorgeverfügungs-Rechts-
schutz)

1.	Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung der Versicherungs-
nehmer und seine Angehörigen (Art. 5.2. ARB) im Privatbereich.

2.	Was ist versichert?

Versicherungsschutz besteht für die rechtliche Beratung, Auskunft 
und Erstellung einer/eines

•	 Betreuungsverfügung,

•	 Vorsorgevollmacht,

•	 Patientenverfügung,

•	 Testaments

durch einen in Österreich zugelassenen ROLAND-Partner-Rechtsan-
walt. Die Rechtsberatung darf nicht mit einer anderen gebühren-
pflichtigen Tätigkeit des Rechtsanwalts zusammenhängen.

Die Kostenübernahme ist auf 250 Euro innerhalb des versicherten 
Zeitraums begrenzt und kann sowohl vom Versicherungsnehmer 
als auch von den mitversicherten Personen in Anspruch genommen 
werden.

3.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab 
dem vereinbarten Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein 
Versicherungsschutz.

KLAUSEL 8
Rechtsschutz gegen Mobbing und sexuelle Belästigung am 
Arbeitsplatz

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Art. 5.2. ARB) im Berufsbereich.

2.	Was ist versichert?

Versicherungsschutz besteht für die außergerichtliche Wahrnehmung 
der rechtlichen Interessen durch einen Rechtsanwalt oder Mediator 
für die Abwehr von Mobbinghandlungen und sexueller Belästigung 
am Arbeitsplatz unter Mitarbeitern des gleichen Unternehmens.

Die Leistung ist pro Schadenfall mit 1.000 Euro limitiert und umfasst 
Aufforderungsschreiben sowie Beratungen des beauftragten Rechts
anwalts.

3.	Was ist nicht versichert?

Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen Rechtsschutz-
Bausteinen besteht kein Versicherungsschutz für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen gegenüber dem Arbeitgeber (versicherbar in 
Art. 21 ARB).

4.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. ARB. Bei mehreren Ereig
nissen gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. Absatz 2 ARB. Voraus
setzung für den Versicherungsschutz ist die vorherige nachweisbare, 
schriftliche Mitteilung an den Arbeitgeber und/oder Betriebsrat über 
den behaupteten Vorfall.

Unter sexueller Belästigung versteht man: jede Form von uner
wünschtem Verhalten sexueller Natur, das sich in unerwünschter ver

baler, nichtverbaler oder physischer Form äußert und das bezweckt 
oder bewirkt, dass die Würde der betreffenden Person verletzt wird, 
insbesondere wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, 
Erniedrigungen, Entwürdigungen und Beleidigungen gekennzeich
netes Umfeld geschaffen wird.

Unter einer Mobbinghandlung versteht man: Unter Mobbing am 
Arbeitsplatz sind gegen eine andere Person gerichtete Handlungen 
einer Gruppe oder eines Individuums zu verstehen, die dazu ge
eignet sind, die betroffene Person ständig bzw. wiederholt und 
regelmäßig zu schikanieren, zu quälen und seelisch zu verletzen. 

Weiter muss sich die betroffene Person aufgrund wahrgenommener 
sozialer, ökonomischer, physischer oder psychischer Charakteristika 
außerstande sehen, sich zu wehren oder dieser Situation zu 
entkommen.

KLAUSEL 9
Patienten-Rechtsschutz

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Art. 5.2. ARB) im Privatbereich.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst nach einem Behandlungs- und/
oder einem Aufklärungsfehler eines zugelassenen Arztes oder einer 
Krankenanstalt über den Deckungsumfang des Schadenersatz-
Rechtsschutzes (Art. 19.2. ARB) und des Allgemeinen Vertrags-
Rechtsschutzes (Art. 24.2.1.2. ARB) hinaus

–– die Kosten für die Erstellung eines außergerichtlichen vorprozes-
sualen Gutachtens durch einen medizinischen Sachverständigen 
bis zur Höhe von 1.500 Euro, sofern der beauftragte Rechtsanwalt 
dies für notwendig erachtet;

–– die Übernahme der Kosten eines Rechtsanwaltes für die Geltend
machung von Ansprüchen vor dem Patientenentschädigungs
fonds bis zur Höhe von 2.000 Euro, sofern die gesetzlichen 
Voraussetzungen eine Geltendmachung erlauben und erfolgs
versprechend sind;

–– die außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen im 
Zusammenhang mit der Einsichtnahme in und der Herausgabe 
von Krankengeschichten und sonstigen Aufzeichnungen, zu deren 
Führung Krankenanstalten und Ärzte verpflichtet sind;

–– die Übernahme der Kosten eines Mediators bis maximal 3.000 Euro.

3.	Was ist nicht versichert?

Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen im Zusammenhang mit der Teilnahme an klinischen 
Studien als Proband, die der Erprobung von Medikamenten 
oder Therapien dienen; Streitigkeiten über psychiatrische und 
psychotherapeutische Behandlungen oder Leistungen.

4.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. ARB für Fälle aus dem 
Allgemeinen Vertrags-Rechtsschutz. Für Fälle aus dem Schaden
ersatz-Rechtsschutz gilt Art. 2.1. ARB.

5.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die den Allgemeinen Vertrags-Rechtsschutz 
betreffen, gilt auch für den Patienten-Rechtsschutz eine Wartefrist 
von 3 Monaten.
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KLAUSEL 10
Gutachten-Rechtsschutz

1.	Wer ist versichert?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer und seine 
Angehörigen (Art. 5.2. ARB) im Privatbereich.

2.	Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten für die Erstellung 
eines außergerichtlichen Gutachtens in privaten Versicherungs
streitigkeiten (ausgenommen gegen ROLAND Rechtsschutz 
Versicherung) bis zu einem Betrag von 1.500 Euro innerhalb 
eines Versicherungsjahres durch einen gerichtlich beeideten 
Sachverständigen, sofern die Angelegenheit nicht gerichtlich 
ausgetragen werden muss und damit endgültig beendet ist.

3.	Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Bestimmungen des Art. 2.3. ARB. Voraussetzung für 
den Versicherungsschutz ist die Vorlage der schriftlichen Ablehnung 
der gegnerischen Versicherung.

4.	Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die den Gutachten-Rechtsschutz betreffen, 
gilt eine Wartefrist von 3 Monaten.
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ANHANG ZU DEN ALLGEMEINEN 
BEDINGUNGEN FÜR DIE RECHTS-
SCHUTZ-VERSICHERUNG (ARB 2015),

WIEDERGABE DER IN DEN ARB 
ERWÄHNTEN GESETZESBESTIMMUNGEN

KONSUMENTENSCHUTZGESETZ (KSchG)

§ 3 RÜCKTRITTSRECHT

(1)
Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung weder in den vom 
Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke dauernd benützten 
Räumen noch bei einem von diesem dafür auf einer Messe oder 
einem Markt benützten Stand abgegeben, so kann er von seinem 
Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 
kann bis zum Zustandekommen des Vertrags oder danach binnen 
einer Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung 
einer Urkunde, die zumindest den Namen und die Anschrift des 
Unternehmers, die zur Identifizierung des Vertrags notwendigen 
Angaben sowie eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, 
an den Verbraucher, frühestens jedoch mit dem Zustandekom-
men des Vertrags zu laufen. Diese Belehrung ist dem Verbraucher 
anlässlich der Entgegennahme seiner Vertragserklärung auszufol-
gen. Das Rücktrittsrecht erlischt bei Versicherungsverträgen spä-
testens einen Monat nach dem Zustandekommen des Vertrags.

(2)
Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Unternehmer 
oder ein mit ihm zusammenwirkender Dritter den Verbraucher 
im Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugsfahrt oder einer 
ähnlichen Veranstaltung oder durch persönliches, individuelles 
Ansprechen auf der Straße in die vom Unternehmer für seine 
geschäftlichen Zwecke benützten Räume gebracht hat.

(3)
Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,

1.	 wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Unter-
nehmer oder dessen Beauftragtem zwecks Schließung dieses 
Vertrags angebahnt hat,

2.	 wenn dem Zustandekommen des Vertrags keine Bespre-
chungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten 
vorangegangen sind oder

3.	 bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort 
zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Unternehmern 
außerhalb ihrer Geschäftsräume geschlossen werden und das 
vereinbarte Entgelt 15 Euro nicht übersteigt oder wenn das 
Unternehmen nach seiner Natur nicht in ständigen Geschäfts
räumen betrieben wird und das Entgelt 45 Euro nicht über-
steigt.

(4)
Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. 
Es genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück, das seine 
Vertragserklärung oder die des Unternehmers enthält, dem 
Unternehmer oder dessen Beauftragtem, der an den Vertragsver-
handlungen mitgewirkt hat, mit einem Vermerk zurückstellt, der 
erkennen lässt, dass der Verbraucher das Zustandekommen oder 
die Aufrechterhaltung des Vertrags ablehnt. Es genügt, wenn 
die Erklärung innerhalb des im Absatz 1 genannten Zeitraums 
abgesendet wird.

(5)
Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertragsantrag oder 
vom Vertrag zurücktreten, wenn der Unternehmer gegen die 
gewerberechtlichen Regelungen über das Sammeln und die 
Entgegennahme von Dienstleistungen, über das Aufsuchen von 
Privatpersonen sowie Werbeveranstaltungen oder über die Entge-
gennahme von Bestellungen auf Waren (§§ 54, 57 und 59 GewO 
1994) verstoßen hat. Die Bestimmungen des Absatzes 1 und 4 
sind auch auf dieses Rücktrittsrecht anzuwenden. Es steht dem 
Verbraucher auch in den Fällen des Absatzes 3 zu.

§ 3a

(1)
Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom 
Vertrag weiters zurücktreten, wenn ohne seine Veranlassung für 
seine Einwilligung maßgebliche Umstände, die der Unternehmer 
im Zuge der Vertragsverhandlungen als wahrscheinlich dargestellt 
hat, nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten.

(2)
Maßgebliche Umstände im Sinne des Absatzes 1 sind

1.	 die Erwartung der Mitwirkung oder Zustimmung eines Drit-
ten, die erforderlich ist, damit die Leistung des Unternehmers 
erbracht oder vom Verbraucher verwendet werden kann,

2.	 die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile,

3.	 die Aussicht auf eine öffentliche Förderung und

4.	 die Aussicht auf einen Kredit.

(3)
Der Rücktritt kann binnen einer Woche erklärt werden. Die Frist  
beginnt zu laufen, sobald für den Verbraucher erkennbar ist, dass 
die in Absatz 1 genannten Umstände nicht oder nur in erheblich 
geringerem Ausmaß eintreten, und er eine schriftliche Beleh-
rung über dieses Rücktrittsrecht erhalten hat. Das Rücktrittsrecht 
erlischt jedoch spätestens einen Monat nach der vollständigen 
Erfüllung des Vertrags durch beide Vertragspartner, bei Bank- und 
Versicherungsverträgen mit einer ein Jahr übersteigenden Ver-
tragsdauer spätestens einen Monat nach dem Zustandekommen 
des Vertrags.

(4)
Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, wenn

1.	 er bereits bei den Vertragsverhandlungen wusste oder wissen 
musste, dass die maßgeblichen Umstände nicht oder nur in 
erheblich geringerem Ausmaß eintreten werden,

2.	 der Ausschluss des Rücktrittsrechts im Einzelnen ausgehandelt 
worden ist oder

3.	 der Unternehmer sich zu einer angemessenen Anpassung des 
Vertrags bereit erklärt.

(5)
Für die Rücktrittserklärung gilt § 3 Absatz 4 sinngemäß.
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VERSICHERUNGSVERTRAGSGESETZ (VersVG)

§ 5b (RÜCKTRITTSRECHT/OBLIEGENHEITSVERLETZUNG)

(1)
Gibt der Versicherungsnehmer seine schriftliche Vertragserklärung 
dem Versicherer oder seinem Beauftragten persönlich ab, so 
hat dieser ihm unverzüglich eine Kopie dieser Vertragserklärung 
auszuhändigen.

(2)
Der Versicherungsnehmer kann binnen zweier Wochen vom 
Vertrag zurücktreten, sofern er 

1.	 entgegen Absatz 1 keine Kopie seiner Vertragserklärung erhal-
ten hat,

2.	 die Versicherungsbedingungen einschließlich der Bestimmun-
gen über die Festsetzung der Prämie, soweit diese nicht im 
Antrag bestimmt ist, und über vorgesehene Änderungen der 
Prämie nicht vor Abgabe seiner Vertragserklärung erhalten hat 
oder

3.	 die in den §§ 9a und 18b VAG und, sofern die Vermittlung 
durch einen Versicherungsvermittler in der Form „Versiche-
rungsagent“ erfolgte, die in den §§ 137f Absatz 7 bis 8 und 
137g GewO 1994 unter Beachtung des § 137h GewO 1994 
vorgesehenen Mitteilungen nicht erhalten hat.

(3)
Dem Versicherer obliegt der Beweis, dass die in Absatz 2 Z 1 und 
2 angeführten Urkunden rechtzeitig ausgefolgt und die in Absatz 
2 Z 3 angeführten Mitteilungspflichten rechtzeitig erfüllt worden 
sind.

(4)
Die Frist zum Rücktritt nach Absatz 2 beginnt erst zu laufen, 
wenn die in Absatz 2 Z 3 angeführten Mitteilungspflichten erfüllt 
worden sind, dem Versicherungsnehmer der Versicherungsschein 
und die Versicherungsbedingungen ausgefolgt worden sind und 
er über sein Rücktrittsrecht belehrt worden ist.

(5)
Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der geschrie-
benen Form; es genügt, wenn die Erklärung innerhalb der Frist 
abgesendet wird. Das Rücktrittsrecht erlischt spätestens einen 
Monat nach Zugang des Versicherungsscheins einschließlich einer 
Belehrung über das Rücktrittsrecht. Hat der Versicherer vorläu-
fige Deckung gewährt, so gebührt ihm hierfür die ihrer Dauer 
entsprechende Prämie.

(6)
Das Rücktrittsrecht gilt nicht, wenn die Vertragslaufzeit weniger 
als sechs Monate beträgt.

§ 5c

(1)
Ist der Versicherungsnehmer Verbraucher (§ 1 Absatz 1 Z 2 
KSchG), so kann er vom Versicherungsvertrag oder von seiner 
Vertragserklärung ohne Angabe von Gründen binnen 14 Tagen 
in geschriebener Form zurücktreten. Hat der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer vorläufige Deckung gewährt, so gebührt 
ihm dafür die ihrer Dauer entsprechende Prämie.

(2)
Die Frist zur Ausübung des Rücktrittsrechts beginnt mit dem Tag 
zu laufen, an dem dem Versicherungsnehmer

1.	 der Versicherungsschein und die Versicherungsbedingungen 
einschließlich der Bestimmungen über die Prämienfestsetzung 
oder -änderung,

2.	 die in den §§ 9a und 18b VAG sowie in den §§ 137f Absatz 
7 und 8 und 137g in Verbindung mit § 137h GewO 1994 
vorgesehenen Informationen und

3.	 eine Belehrung über das Rücktrittsrecht 

zugegangen sind.

(3)
Das Rücktrittsrecht nach Absatz 1 steht dem Versicherungsneh-
mer nicht zu, wenn die Vertragslaufzeit weniger als sechs Monate 
beträgt. Es erlischt spätestens einen Monat nach dem Zugang 
des Versicherungsscheins und einer Belehrung über das Rück-
trittsrecht.

§ 6 (OBLIEGENHEITSVERLETZUNG)

(1)
Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Obliegen-
heit, die vor dem Eintritt des Versicherungsfalls dem Versicherer 
gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht 
ein, wenn die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. 
Der Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monats, nach-
dem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist kündigen, es sei denn, dass die Verletzung 
als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer 
innerhalb eines Monats nicht, so kann er sich auf die vereinbarte 
Leistungsfreiheit nicht berufen.

(1a)
Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versiche-
rungsvertrag zugrunde liegende Äquivalenz zwischen Risiko und 
Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit 
außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte 
hinter der für das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie 
zurückbleibt. Bei der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen 
bloßen Meldungen und Anzeigen, die keinen Einfluss auf die 
Beurteilung des Risikos durch den Versicherer haben, tritt die Leis-
tungsfreiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich verletzt 
worden ist.

(2)
Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer zum 
Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer 
Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber – unabhängig 
von der Anwendbarkeit des Absatzes 1a – zu erfüllen ist, so kann 
sich der Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht 
berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des 
Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang 
der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat.

(3)
Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine Oblie-
genheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungsfalls 
dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die vereinbarte 
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird die Obliegenheit 
nicht mit dem Vorsatz verletzt, die Leistungspflicht des Versiche-
rers zu beeinflussen oder die Feststellung solcher Umstände zu 
beeinträchtigen, die erkennbar für die Leistungspflicht des Ver-
sicherers bedeutsam sind, so bleibt der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, soweit die Verletzung weder auf die Feststellung des 
Versicherungsfalls noch auf die Feststellung oder den Umfang der 
dem Versicherer obliegenden Leistung Einfluss gehabt hat.
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(4)
Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung 
einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirk-
sam.

(5)
Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer ver-
einbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem Versi-
cherungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen oder 
eine andere Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit 
mitgeteilt wird.

§ 12 (VERJÄHRUNG, KLAGEFRIST)

(1)
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Steht der Anspruch einem Dritten zu, so beginnt die Ver-
jährung zu laufen, sobald diesem sein Recht auf die Leistung des 
Versicherers bekannt geworden ist; ist dem Dritten dieses Recht 
nicht bekannt geworden, so verjähren seine Ansprüche erst nach 
zehn Jahren.

(2)
Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers beim Versicherer 
angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum Einlangen 
einer in geschriebener Form übermittelten Entscheidung des Ver-
sicherers gehemmt, die zumindest mit der Anführung einer der 
Ablehnung derzeit zugrunde gelegten Tatsache und gesetzlichen 
oder vertraglichen Bestimmung begründet ist. Nach zehn Jahren 
tritt jedoch die Verjährung jedenfalls ein.

(3)
Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn 
der Anspruch auf die Leistung nicht innerhalb eines Jahres ge-
richtlich geltend gemacht wird. Die Frist beginnt erst, nachdem 
der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber den erho-
benen Anspruch in einer dem Absatz 2 entsprechenden Weise 
sowie unter Angabe der mit dem Ablauf der Frist verbundenen 
Rechtsfolge abgelehnt hat; sie ist für die Dauer von Vergleichs-
verhandlungen über den erhobenen Anspruch und für die Zeit, 
in der der Versicherungsnehmer ohne sein Verschulden an der 
rechtzeitigen gerichtlichen Geltendmachung des Anspruches 
gehindert ist, gehemmt.

§ 38 (VERSPÄTETE ZAHLUNG DER ERSTEN PRÄMIE)

(1)
Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen nach 
dem Abschluss des Versicherungsvertrags und nach der Auffor-
derung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Versicherer, 
solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag 
zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die 
Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag an ge-
richtlich geltend gemacht wird.

(2)
Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des Versi-
cherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Absatzes 1 noch nicht 
gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzeiti-
gen Zahlung der Prämie ohne sein Verschulden verhindert war.

(3)
Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Absatz 1 und 2 
vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.

(4)
Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen 
des Absatzes 1 und 2 nicht aus.

§ 39 (FRISTBESTIMMUNG FÜR FOLGEPRÄMIE)

(1)
Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten schriftlich 
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen bestimmen; zur 
Unterzeichnung genügt eine Nachbildung der eigenhändigen 
Unterschrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach 
Absatz 2 und 3 mit dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine 
Fristbestimmung ohne Beachtung dieser Vorschriften ist unwirk-
sam.

(2)
Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist 
der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintritts mit der Zahlung 
der Folgeprämie im Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei, es sei denn, dass der Versicherungs-
nehmer an der rechtzeitigen Zahlung ohne sein Verschulden 
verhindert war.

(3)
Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versiche-
rungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, 
wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist. 
Die Kündigung kann bereits mit der Bestimmung der Zahlungs-
frist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, 
wenn der Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit der Zah-
lung im Verzug ist; darauf ist der Versicherungsnehmer bei der 
Kündigung ausdrücklich aufmerksam zu machen. Die Wirkungen 
der Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungsnehmer inner-
halb eines Monats nach der Kündigung oder, falls die Kündigung 
mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines 
Monats nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung nachholt, 
sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.

(4)
Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen 
der Absatz 1 bis 3 nicht aus.

§ 39a

Ist der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH der 
Jahresprämie, höchstens aber mit 60 Euro im Verzug, so tritt eine 
im § 38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des Versicherers 
nicht ein.

§ 40 (PRÄMIE TROTZ AUFHEBUNG DES  
	 VERSICHERUNGSVERHÄLTNISSES)

Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode 
oder sonst vorzeitig aufgelöst, so gebührt dem Versicherer die 
Prämie nur für die bis dahin verstrichene Vertragslaufzeit, soweit 
nicht Sonderbestimmungen anderes vorsehen.

Die Möglichkeit für den Versicherer, sich für diesen Fall die Zah-
lung einer angemessenen Konventionalstrafe (Geschäftsgebühr) 
auszubedingen (§ 1336 ABGB), bleibt unberührt.

§ 64 (FESTSTELLUNGEN DURCH SACHVERSTÄNDIGE)

(1)
Eine Vereinbarung, dass einzelne Voraussetzungen des Anspruchs 
aus der Versicherung oder die Höhe des Schadens in einem 
Schiedsgutachterverfahren durch Sachverständige festgestellt 
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werden sollen, ist nur wirksam, wenn vorgesehen ist, dass der 
Sachverständige oder die Sachverständigen von einem unbe-
teiligten Dritten oder jeweils in gleicher Anzahl vom Versicherer 
und vom Versicherungsnehmer namhaft gemacht werden, wobei 
vorgesehen werden kann, dass diese Sachverständigen oder ein 
unbeteiligter Dritter einen Vorsitzenden zu bestimmen haben.

(2)
Die von dem oder den Sachverständigen getroffene Feststel-
lung ist nicht verbindlich, wenn sie offenbar von der wirklichen 
Sachlage erheblich abweicht. Die Feststellung erfolgt in diesem 
Fall durch Urteil. Das Gleiche gilt, wenn die Sachverständigen die 
Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern.

(3)
Sind nach dem Vertrag die Sachverständigen vom Gericht zu 
bestellen, so ist für die Bestellung das Bezirksgericht zuständig, in 
dessen Sprengel der Schaden entstanden ist. Durch eine aus-
drückliche Vereinbarung der Beteiligten kann die Zuständigkeit 
eines anderen Bezirksgerichts begründet werden. Der Beschluss, 
durch den dem Antrag auf Bestellung der Sachverständigen statt-
gegeben wird, ist nicht anfechtbar.

(4)
Eine Vereinbarung, die von der Vorschrift des Absatzes 1 Satz 1 
abweicht, ist nichtig.

§ 68

(1)
Besteht das versicherte Interesse beim Beginn der Versicherung 
nicht oder gelangt, falls die Versicherung für ein künftiges Unter-
nehmen oder sonst für ein künftiges Interesse genommen ist, das 
Interesse nicht zur Entstehung, so ist der Versicherungsnehmer 
von der Verpflichtung zur Zahlung der Prämie frei; der Versicherer 
kann eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

(2)
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
weg, so gebührt dem Versicherer die Prämie, die er hätte erheben 
können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt bean-
tragt worden wäre, in welchem der Versicherer vom Wegfall des 
Interesses Kenntnis erlangt.

(3)
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
durch ein Kriegsereignis oder durch eine behördliche Maßnahme 
aus Anlass eines Kriegs weg oder ist der Wegfall des Interesses die 
unvermeidliche Folge eines Kriegs, so gebührt dem Versicherer 
nur der Teil der Prämie, welcher der Dauer der Gefahrtragung 
entspricht.

(4)
In den Fällen der Absatz 2 und 3 sind die dem Versicherungsneh-
mer zurückzuerstattenden Prämienteile erst nach Kriegsende zu 
zahlen.

(5)
(Anm.: aufgehoben durch BGBl. Nr. 509/1994)

§ 68a

Auf eine Vereinbarung, die von den Vorschriften des § 51 Absatz 
1 und 2, des § 58 und der §§ 62, 67 und 68 zum Nachteil des 
Versicherungsnehmers abweicht, kann sich der Versicherer nicht 
berufen.

§ 69 (EINTRITT DES ERWERBERS)

(1)
Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, 
so tritt anstelle des Veräußerers der Erwerber in die während der 
Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich 
ergebenden Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.

(2)
Für die Prämie, welche auf die zur Zeit des Eintritts laufende Versi-
cherungsperiode entfällt, haften der Veräußerer und der Erwerber 
zur ungeteilten Hand.

(3)
Der Versicherer hat die Veräußerung in Ansehung der durch das 
Versicherungsverhältnis gegen ihn begründeten Forderungen erst 
dann gegen sich gelten zu lassen, wenn er von ihr Kenntnis er-
langt; die Vorschriften der §§ 1394 bis 1396 des Allgemeinen Bür-
gerlichen Gesetzbuchs (ABGB) sind entsprechend anzuwenden.

§ 70 (KÜNDIGUNGSRECHT)

(1)
Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungs-
verhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu 
kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn der Versicherer es 
nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausübt, in 
welchem er von der Veräußerung Kenntnis erlangt hat.

(2)
Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu 
kündigen; die Kündigung kann nur mit sofortiger Wirkung oder 
auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode erfolgen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats 
nach dem Erwerb ausgeübt wird; hatte der Erwerber von der Ver-
sicherung keine Kenntnis, so bleibt das Kündigungsrecht bis zum 
Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an bestehen, in welchem 
der Erwerber von der Versicherung Kenntnis erlangt hat.

(3)
Wird das Versicherungsverhältnis aufgrund dieser Vorschriften 
gekündigt, so hat der Veräußerer dem Versicherer die Prämie zu 
zahlen; der Erwerber haftet in diesen Fällen für die Prämie nicht.

§ 71 (ANZEIGE DER VERÄUSSERUNG)

(1)
Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 
Wird die Anzeige weder vom Erwerber noch vom Veräußerer 
unverzüglich erstattet, so ist der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige dem 
Versicherer hätte zugehen müssen.

(2)
Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt bestehen, 
wenn ihm die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in 
welchem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, oder wenn die 
Anzeige nicht vorsätzlich unterlassen worden ist und die Veräu-
ßerung keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder 
soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer 
obliegenden Leistung gehabt hat. Das Gleiche gilt, wenn zur Zeit 
des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des 
Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt ist.
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ARBEITS- UND SOZIALGERICHTSGESETZ 
(ASGG)

§ 51 ARBEITGEBER- UND ARBEITNEHMERBEGRIFF

(1)
Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind alle Personen, die zueinander in einem privat- oder 
öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis, in einem Lehr- oder 
sonstigen Ausbildungsverhältnis stehen oder gestanden sind.

(2)
Den Arbeitgebern stehen Personen gleich, für die von einem 
Arbeitnehmer aufgrund eines Arbeitsverhältnisses mit einem an-
deren wie von einem eigenen Arbeitnehmer Arbeit geleistet wird.

(3)
Den Arbeitnehmern stehen gleich

1.	 Personen, die den Entgeltschutz für Heimarbeit genießen, 
sowie

2.	 sonstige nicht mit gewerblicher Heimarbeit beschäftigte 
Personen, die, ohne in einem Arbeitsverhältnis zu stehen, im 
Auftrag und für Rechnung bestimmter Personen Arbeit leisten 
und wegen wirtschaftlicher Unselbstständigkeit als arbeitneh-
merähnlich anzusehen sind.

BANKWESENGESETZ (BWG)

§ 31

(1)
Spareinlagen sind Geldeinlagen bei Kreditinstituten, die nicht 
dem Zahlungsverkehr, sondern der Anlage dienen und als solche 
nur gegen die Ausfolgung von besonderen Urkunden (Sparurkun-
den) entgegengenommen werden dürfen. Sparurkunden können 
auf eine bestimmte Bezeichnung, insbesondere auf den Namen 
des gemäß § 40 Absatz 1 identifizierten Kunden, lauten, die Ver
wendung anderer Namen als des gemäß § 40 Absatz 1 identifi
zierten Kunden ist jedenfalls unzulässig.

STRAFGESETZBUCH (StGB)

§ 70 GEWERBSMÄSSIGE BEGEHUNG

Gewerbsmäßig begeht eine strafbare Handlung, wer sie in der 
Absicht vornimmt, sich durch ihre wiederkehrende Begehung 
eine fortlaufende Einnahme zu verschaffen.

§ 71 SCHÄDLICHE NEIGUNG

Auf der gleichen schädlichen Neigung beruhen mit Strafe be-
drohte Handlungen, wenn sie gegen dasselbe Rechtsgut gerich-
tet oder auf gleichartige verwerfliche Beweggründe oder auf den 
gleichen Charaktermangel zurückzuführen sind.

§ 75 MORD

Wer einen anderen tötet, ist mit einer Freiheitsstrafe von zehn 
bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu 
bestrafen.

§ 76 TOTSCHLAG

Wer sich in einer allgemein begreiflichen heftigen Gemütsbe-

wegung dazu hinreißen lässt, einen anderen zu töten, ist mit 
Freiheitsstrafe von fünf bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

§ 81 FAHRLÄSSIGE TÖTUNG UNTER BESONDERS  
	 GEFÄHRLICHEN VERHÄLTNISSEN

(1)
Wer fahrlässig den Tod eines anderen herbeiführt

1.	 unter besonders gefährlichen Verhältnissen,

2.	 nachdem er sich vor der Tat, wenn auch nur fahrlässig, 
durch Genuss von Alkohol oder den Gebrauch eines anderen 
berauschenden Mittels in einen die Zurechnungsfähigkeit 
nicht ausschließenden Rauschzustand versetzt hat, obwohl er 
vorhergesehen hat oder hätte vorhersehen können, dass ihm 
eine Tätigkeit bevorstehe, deren Vornahme in diesem Zustand 
eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder die körperliche 
Sicherheit eines anderen herbeizuführen oder zu vergrößern 
geeignet sei, oder

3.	 dadurch, dass er, wenn auch nur fahrlässig, ein gefährliches 
Tier entgegen einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen 
Auftrag hält, verwahrt oder führt,

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2)
Der Täter ist nach Absatz 1 Z 3 auch zu bestrafen, wenn er sich 
mit einer Rechtsvorschrift oder einem behördlichen Auftrag nicht 
bekannt gemacht hat, obwohl er seinem Beruf, seiner Beschäfti-
gung oder sonst den Umständen nach dazu verpflichtet gewesen 
wäre, oder wenn ihm der Irrtum über die Rechtsvorschrift oder 
den behördlichen Auftrag sonst vorzuwerfen ist.

§ 82 AUSSETZUNG

(1)
Wer das Leben eines anderen dadurch gefährdet, dass er ihn in 
eine hilflose Lage bringt und in dieser Lage im Stich lässt, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer das Leben eines anderen, der unter 
seiner Obhut steht oder dem er sonst beizustehen verpflichtet ist 
(§ 2), dadurch gefährdet, dass er ihn in einer hilflosen Lage im 
Stich lässt.

(3)
Hat die Tat den Tod des Gefährdeten zur Folge, so ist der Täter 
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

§ 83 KÖRPERVERLETZUNG

(1)
Wer einen anderen am Körper verletzt oder an der Gesundheit 
schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer einen anderen am Körper miss-
handelt und dadurch fahrlässig verletzt oder an der Gesundheit 
schädigt.

§ 84 SCHWERE KÖRPERVERLETZUNG

(1)
Hat die Tat eine länger als 24 Tage dauernde Gesundheitsschä-
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digung oder Berufsunfähigkeit zur Folge oder ist die Verletzung 
oder Gesundheitsschädigung an sich schwer, so ist der Täter mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn die Tat begangen worden 
ist

1.	 mit einem solchen Mittel und auf solche Weise, womit in der 
Regel Lebensgefahr verbunden ist,

2.	 von mindestens drei Personen in verabredeter Verbindung,

3.	 unter Zufügung besonderer Qualen oder

4.	 an einem Beamten, Zeugen oder Sachverständigen während 
oder wegen der Vollziehung seiner Aufgaben oder der Erfül-
lung seiner Pflichten.

(3) 
Ebenso ist der Täter zu bestrafen, wenn er mindestens drei selbst-
ständige Taten ohne begreiflichen Anlass und unter Anwendung 
erheblicher Gewalt begangen hat.

§ 85 KÖRPERVERLETZUNG MIT SCHWEREN  
	 DAUERFOLGEN

Hat die Tat für immer oder für lange Zeit

1.	 den Verlust oder eine schwere Schädigung der Sprache, des 
Sehvermögens, des Gehörs oder der Fortpflanzungsfähigkeit,

2.	 eine erhebliche Verstümmelung oder eine auffallende Verun-
staltung oder 

3.	 ein schweres Leiden, Siechtum oder Berufsunfähigkeit des 
Geschädigten zur Folge,

so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. 

§ 86 KÖRPERVERLETZUNG MIT TÖDLICHEM AUSGANG

Hat die Tat den Tod des Geschädigten zur Folge, so ist der Täter 
mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

§ 87 ABSICHTLICHE SCHWERE KÖRPERVERLETZUNG

(1)
Wer einem anderen eine schwere Körperverletzung (§ 84 Absatz 1) 
absichtlich zufügt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen.

(2)
Zieht die Tat eine schwere Dauerfolge (§ 85) nach sich, so ist der 
Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren, hat die Tat 
den Tod des Geschädigten zur Folge, mit Freiheitsstrafe von fünf 
bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

§ 92 �QUÄLEN ODER VERNACHLÄSSIGEN UNMÜNDIGER, 
JÜNGERER ODER WEHRLOSER PERSONEN

(1)
Wer einem anderen, der seiner Fürsorge oder Obhut untersteht 
und der das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder 
wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer geistigen Behinde-
rung wehrlos ist, körperliche oder seelische Qualen zufügt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer seine Verpflichtung zur Fürsorge oder 
Obhut einem solchen Menschen gegenüber gröblich vernach
lässigt und dadurch, wenn auch nur fahrlässig, dessen Gesund-
heit oder dessen körperliche oder geistige Entwicklung beträcht-
lich schädigt.

(3)
Hat die Tat eine Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen (§ 85) 
zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren, hat sie den Tod des Geschädigten zur Folge, mit 
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

§ 93 ÜBERANSTRENGUNG UNMÜNDIGER, JÜNGERER 	
	 ODER SCHONUNGSBEDÜRFTIGER PERSONEN

(1)
Wer einen anderen, der von ihm abhängig ist oder seiner Für-
sorge oder Obhut untersteht und der das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder wegen seines Gesundheitszustands 
offensichtlich schonungsbedürftig ist, aus Bosheit oder rücksichts-
los überanstrengt und dadurch, wenn auch nur fahrlässig, die 
Gefahr des Tods oder einer beträchtlichen Körperverletzung oder 
Gesundheitsschädigung des Überanstrengten herbeiführt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen.

(2)
Hat die Tat eine der im § 92 Absatz 3 genannten Folgen, so sind 
die dort angedrohten Strafen zu verhängen.

§ 94 IM-STICH-LASSEN EINES VERLETZTEN

(1)
Wer es unterlässt, einem anderen, dessen Verletzung am Körper  
(§ 83) er, wenn auch nicht widerrechtlich, verursacht hat, die er-
forderliche Hilfe zu leisten, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.

(2)
Hat das Im-Stich-Lassen eine schwere Körperverletzung (§ 84 Ab-
satz 1) des Verletzten zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren, hat es seinen Tod zur Folge, mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(3)
Der Täter ist entschuldigt, wenn ihm die Hilfeleistung nicht zuzu-
muten ist. Die Hilfeleistung ist insbesondere dann nicht zuzumu-
ten, wenn sie nur unter der Gefahr des Todes oder einer beträcht-
lichen Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung oder unter 
Verletzung anderer überwiegender Interessen möglich wäre.

(4)
Der Täter ist nach Absatz 1 und 2 nicht zu bestrafen, wenn er 
schon wegen der Verletzung mit der gleichen oder einer strenge-
ren Strafe bedroht ist.

§ 95 UNTERLASSUNG DER HILFELEISTUNG

(1)
Wer es bei einem Unglücksfall oder einer Gemeingefahr (§ 176) 
unterlässt, die zur Rettung eines Menschen aus der Gefahr des 
Todes oder einer beträchtlichen Körperverletzung oder Gesund-
heitsschädigung offensichtlich erforderliche Hilfe zu leisten, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis 
zu 360 Tagessätzen, wenn die Unterlassung der Hilfeleistung 
jedoch den Tod eines Menschen zur Folge hat, mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen, es sei denn, dass die Hilfeleistung dem Täter nicht 
zuzumuten ist.
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(2)
Die Hilfeleistung ist insbesondere dann nicht zuzumuten, wenn 
sie nur unter Gefahr für Leib oder Leben oder unter Verletzung 
anderer ins Gewicht fallender Interessen möglich wäre.

§ 99 FREIHEITSENTZIEHUNG

(1)
Wer einen anderen widerrechtlich gefangen hält oder ihm auf an-
dere Weise die persönliche Freiheit entzieht, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2)
Wer die Freiheitsentziehung länger als einen Monat aufrecht-
erhält oder sie auf solche Weise, dass sie dem Festgehaltenen 
besondere Qualen bereitet, oder unter solchen Umständen 
begeht, dass sie für ihn mit besonders schweren Nachteilen 
verbunden ist, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren 
zu bestrafen.

§ 100 ENTFÜHRUNG EINER GEISTESKRANKEN ODER 
	 WEHRLOSEN PERSON

Wer eine geisteskranke oder wehrlose Person in der Absicht 
entführt, dass sie von ihm oder einem Dritten sexuell missbraucht 
werde, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jah-
ren zu bestrafen.

§ 101 ENTFÜHRUNG EINER UNMÜNDIGEN PERSON

Wer eine unmündige Person in der Absicht entführt, dass sie von 
ihm oder einem Dritten sexuell missbraucht werde, ist mit Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

§ 102 ERPRESSERISCHE ENTFÜHRUNG

(1)
Wer einen anderen ohne dessen Einwilligung mit Gewalt oder 
nachdem er die Einwilligung durch gefährliche Drohung oder 
List erlangt hat, entführt oder sich seiner sonst bemächtigt, um 
einen Dritten zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung zu 
nötigen, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren zu 
bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer

1.	 in der im Absatz 1 genannten Absicht eine unmündige, geis-
teskranke oder wegen ihres Zustands zum Widerstand unfähi-
ge Person entführt oder sich ihrer sonst bemächtigt oder

2.	 unter Ausnützung einer ohne Nötigungsabsicht vorgenom-
menen Entführung oder sonstigen Bemächtigung einer Person 
einen Dritten zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung 
nötigt. 

(3)
Hat die Tat den Tod der Person zur Folge, die entführt worden 
ist oder deren sich der Täter sonst bemächtigt hat, so ist der 
Täter mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit 
lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.

(4)
Lässt der Täter freiwillig unter Verzicht auf die begehrte Leis-
tung die Person, die entführt worden ist oder deren sich der 
Täter sonst bemächtigt hat, ohne ernstlichen Schaden in ihren 
Lebenskreis zurückgelangen, so ist er mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

§ 103 ÜBERLIEFERUNG AN EINE AUSLÄNDISCHE 
	 MACHT

(1)
Wer einen anderen ohne dessen Einwilligung mit Gewalt oder 
nachdem er seine Einwilligung durch gefährliche Drohung oder 
List erlangt hat, ebenso wer eine unmündige, geisteskranke oder 
wegen ihres Zustands zum Widerstand unfähige Person einer 
ausländischen Macht überliefert, ist, wenn der Täter oder der 
Überlieferte ein Österreicher ist oder sich der Überlieferte zur Zeit 
der Tat im Inland aufgehalten hat, mit Freiheitsstrafe von zehn bis 
zu zwanzig Jahren zu bestrafen.

(2)
Wird das Opfer durch die Tat keiner erheblichen Gefahr aus-
gesetzt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen.

§ 104 SKLAVEREI

(1)
Wer Sklavenhandel treibt oder sonst einer anderen Person in 
Form von Sklaverei oder einer sklavereiähnlichen Lage die per-
sönliche Freiheit entzieht, ist mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu 
zwanzig Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer bewirkt, dass ein anderer versklavt 
oder in eine sklavereiähnliche Lage gebracht wird oder dass sich 
ein anderer in Sklaverei oder eine sklavereiähnliche Lage begibt.

§ 104a MENSCHENHANDEL

(1)
Wer
1.	 eine minderjährige Person oder

2.	 eine volljährige Person unter Einsatz unlauterer Mittel  
(Absatz 2) gegen die Person

mit dem Vorsatz, dass sie sexuell, durch Organentnahme oder in 
ihrer Arbeitskraft ausgebeutet werde, anwirbt, beherbergt oder 
sonst aufnimmt, befördert oder einem anderen anbietet oder 
weitergibt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2)
Unlautere Mittel sind die Täuschung über Tatsachen, die Ausnüt-
zung einer Autoritätsstellung, einer Zwangslage, einer Geistes-
krankheit oder eines Zustands, der die Person wehrlos macht, 
die Einschüchterung und die Gewährung oder Annahme eines 
Vorteils für die Übergabe der Herrschaft über die Person.

(3)
Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu 
bestrafen, wer die Tat unter Einsatz von Gewalt oder gefährlicher 
Drohung begeht.

(4)
Wer die Tat gegen eine unmündige Person, im Rahmen einer 
kriminellen Vereinigung, unter Anwendung schwerer Gewalt oder 
so begeht, dass durch die Tat das Leben der Person vorsätzlich 
oder grob fahrlässig gefährdet wird oder die Tat einen besonders 
schweren Nachteil für die Person zur Folge hat, ist mit Freiheits-
strafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.
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§ 105 NÖTIGUNG

(1)
Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung 
zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nötigt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen.

(2)
Die Tat ist nicht rechtswidrig, wenn die Anwendung der Gewalt 
oder Drohung als Mittel zu dem angestrebten Zweck nicht den 
guten Sitten widerstreitet.

§ 106 SCHWERE NÖTIGUNG

(1)
Wer eine Nötigung begeht, indem er

1.	 mit dem Tod, mit einer erheblichen Verstümmelung oder einer 
auffallenden Verunstaltung, mit einer Entführung, mit einer 
Brandstiftung, mit einer Gefährdung durch Kernenergie, ioni-
sierende Strahlen oder Sprengmittel oder mit der Vernichtung 
der wirtschaftlichen Existenz oder gesellschaftlichen Stellung 
droht,

2.	 die genötigte oder eine andere Person, gegen die sich die 
Gewalt oder gefährliche Drohung richtet, durch diese Mittel 
längere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt 
oder

3.	 die genötigte Person zur Eheschließung, zur Begründung 
einer eingetragenen Lebenspartnerschaft, zur Prostitution 
oder zur Mitwirkung an einer pornografischen Darbietung 
(§ 215a Absatz 3) oder sonst zu einer Handlung, Duldung 
oder Unterlassung veranlasst, die besonders wichtige Inte-
ressen der genötigten oder einer dritten Person verletzt, ist 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen.

(2)
Hat die Tat den Selbstmord oder einen Selbstmordversuch der 
genötigten oder einer anderen Person, gegen die sich die Gewalt 
oder gefährliche Drohung richtet, zur Folge, so ist der Täter mit 
Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

(3)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine Nötigung zur Prostitution oder 
zur Mitwirkung an einer pornografischen Darbietung gegen eine 
unmündige Person, im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, 
unter Anwendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch 
die Tat das Leben der Person vorsätzlich oder grob fahrlässig 
gefährdet wird oder die Tat einen besonders schweren Nachteil 
für die Person zur Folge hat.

§ 107 GEFÄHRLICHE DROHUNG

(1)
Wer einen anderen gefährlich bedroht, um ihn in Furcht und 
Unruhe zu versetzen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu 
bestrafen.

(2)
Wer eine gefährliche Drohung begeht, indem er mit dem Tod, 
mit einer erheblichen Verstümmelung oder einer auffallenden 
Verunstaltung, mit einer Entführung, mit einer Brandstiftung, mit 
einer Gefährdung durch Kernenergie, ionisierende Strahlen oder 
Sprengmittel oder mit der Vernichtung der wirtschaftlichen Exis-
tenz oder gesellschaftlichen Stellung droht oder den Bedrohten 
oder einen anderen, gegen den sich die Gewalt oder gefährliche 

Drohung richtet, durch diese Mittel längere Zeit hindurch in ei-
nen qualvollen Zustand versetzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen.

(3)
In den im § 106 Absatz 2 genannten Fällen ist die dort vorgese-
hene Strafe zu verhängen.

§ 107a BEHARRLICHE VERFOLGUNG

(1)
Wer eine Person widerrechtlich beharrlich verfolgt (Absatz 2), ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen.

(2)
Beharrlich verfolgt eine Person, wer in einer Weise, die geeignet 
ist, sie in ihrer Lebensführung unzumutbar zu beeinträchtigen, 
eine längere Zeit hindurch fortgesetzt

1.	 ihre räumliche Nähe aufsucht,

2.	 im Wege einer Telekommunikation oder unter Verwendung 
eines sonstigen Kommunikationsmittels oder über Dritte Kon-
takt zu ihr herstellt, 

3.	 unter Verwendung ihrer personenbezogenen Daten Waren 
oder Dienstleistungen für sie bestellt oder 

4.	 unter Verwendung ihrer personenbezogenen Daten Dritte 
veranlasst, mit ihr Kontakt aufzunehmen.

§ 201 VERGEWALTIGUNG

(1)
Wer eine Person mit Gewalt, durch Entziehung der persönlichen 
Freiheit oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
oder Leben (§ 89) zur Vornahme oder Duldung des Beischlafes 
oder einer dem Beischlaf gleichzusetzenden geschlechtlichen 
Handlung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren zu bestrafen.

(2)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Absatz 1) oder 
eine Schwangerschaft der vergewaltigten Person zur Folge oder 
wird die vergewaltigte Person durch die Tat längere Zeit hindurch 
in einen qualvollen Zustand versetzt oder in besonderer Weise 
erniedrigt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünf-
zehn Jahren, hat die Tat aber den Tod der vergewaltigten Person 
zur Folge, mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder 
mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.

§ 202 GESCHLECHTLICHE NÖTIGUNG

(1)
Wer außer den Fällen des § 201 eine Person mit Gewalt oder 
durch gefährliche Drohung zur Vornahme oder Duldung einer 
geschlechtlichen Handlung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren zu bestrafen.

(2)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Absatz 1) oder 
eine Schwangerschaft der genötigten Person zur Folge oder wird 
die genötigte Person durch die Tat längere Zeit hindurch in einen 
qualvollen Zustand versetzt oder in besonderer Weise erniedrigt, 
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren, 
hat die Tat aber den Tod der genötigten Person zur Folge, mit 
Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen.
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§ 205 SEXUELLER MISSBRAUCH EINER WEHRLOSEN 
	 ODER PSYCHISCH BEEINTRÄCHTIGTEN PERSON

(1)
Wer eine wehrlose Person oder eine Person, die wegen einer Geis-
teskrankheit, wegen einer geistigen Behinderung, wegen einer 
tief greifenden Bewusstseinsstörung oder wegen einer anderen 
schweren, einem dieser Zustände gleichwertigen seelischen Stö-
rung unfähig ist, die Bedeutung des Vorgangs einzusehen oder 
nach dieser Einsicht zu handeln, unter Ausnützung dieses Zu-
stands dadurch missbraucht, dass er an ihr eine geschlechtliche 
Handlung vornimmt oder von ihr an sich vornehmen lässt oder 
sie zu einer geschlechtlichen Handlung mit einer anderen Person 
oder, um sich oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen oder 
zu befriedigen, dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an 
sich selbst vorzunehmen, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

(2)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Absatz 1) oder 
eine Schwangerschaft zur Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe 
von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. Hat die Tat jedoch 
den Tod der missbrauchten Person zur Folge, so ist der Täter mit 
Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslan-
ger Freiheitsstrafe zu bestrafen.

§ 206 SCHWERER SEXUELLER MISSBRAUCH VON  
	 UNMÜNDIGEN

(1)
Wer mit einer unmündigen Person den Beischlaf oder eine dem 
Beischlaf gleichzusetzende geschlechtliche Handlung unter-
nimmt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu 
bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine unmündige Person zur Vor-
nahme oder Duldung des Beischlafes oder einer dem Beischlaf 
gleichzusetzenden geschlechtlichen Handlung mit einer ande-
ren Person oder, um sich oder einen Dritten geschlechtlich zu 
erregen oder zu befriedigen, dazu verleitet, eine dem Beischlaf 
gleichzusetzende geschlechtliche Handlung an sich selbst vorzu-
nehmen.

(3)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Absatz 1) oder 
eine Schwangerschaft der unmündigen Person zur Folge, so ist 
der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat 
sie aber den Tod der unmündigen Person zur Folge, mit Frei-
heitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger 
Freiheitsstrafe zu bestrafen.

(4)
Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Person 
nicht um mehr als drei Jahre, besteht die geschlechtliche Hand-
lung nicht in der Penetration mit einem Gegenstand und hat die 
Tat weder eine schwere Körperverletzung (§ 84 Absatz 1) noch 
den Tod der unmündigen Person zur Folge, so ist der Täter nach  
Absatz 1 und 2 nicht zu bestrafen, es sei denn, die unmündige 
Person hätte das 13. Lebensjahr noch nicht vollendet.

§ 207 SEXUELLER MISSBRAUCH VON UNMÜNDIGEN

(1)
Wer außer dem Fall des § 206 eine geschlechtliche Handlung an 
einer unmündigen Person vornimmt oder von einer unmündigen 
Person an sich vornehmen lässt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer eine unmündige Person zu einer 
geschlechtlichen Handlung (Absatz 1) mit einer anderen Person 
oder, um sich oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen oder 
zu befriedigen, dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an 
sich selbst vorzunehmen.

(3)
Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Absatz 1) zur 
Folge, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn 
Jahren, hat sie aber den Tod der unmündigen Person zur Folge, 
mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit 
lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen.

(4)
Übersteigt das Alter des Täters das Alter der unmündigen Person 
nicht um mehr als vier Jahre und ist keine der Folgen des Absat-
zes 3 eingetreten, so ist der Täter nach Absatz 1 und 2 nicht zu 
bestrafen, es sei denn, die unmündige Person hätte das zwölfte 
Lebensjahr noch nicht vollendet.

§ 207a PORNOGRAFISCHE DARSTELLUNGEN  
	 MINDERJÄHRIGER

(1)
Wer eine pornografische Darstellung einer minderjährigen Person 
(Absatz 4)

1.	 herstellt oder

2.	 einem anderen anbietet, verschafft, überlässt, vorführt oder 
sonst zugänglich macht,

ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2)
Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren ist zu be-
strafen, wer eine pornografische Darstellung einer minderjährigen 
Person (Absatz 4) zum Zweck der Verbreitung herstellt, einführt, 
befördert oder ausführt oder eine Tat nach Absatz 1 gewerbsmä-
ßig begeht. Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist zu 
bestrafen, wer die Tat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung 
oder so begeht, dass sie einen besonders schweren Nachteil der 
minderjährigen Person zur Folge hat; ebenso ist zu bestrafen, wer 
eine pornografische Darstellung einer minderjährigen Person (Ab-
satz 4) unter Anwendung schwerer Gewalt herstellt oder bei der 
Herstellung das Leben der dargestellten minderjährigen Person 
vorsätzlich oder grob fahrlässig gefährdet.

(3)
Wer sich eine pornografische Darstellung einer mündigen 
minderjährigen Person (Absatz 4 Z 3 und 4) verschafft oder eine 
solche besitzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestra-
fen. Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer 
sich eine pornografische Darstellung einer unmündigen Person 
(Absatz 4) verschafft oder eine solche besitzt.

(3a)
Nach Absatz 3 wird auch bestraft, wer im Internet wissentlich auf 
eine pornografische Darstellung Minderjähriger zugreift.

(4)
Pornografische Darstellungen Minderjähriger sind

1.	 wirklichkeitsnahe Abbildungen einer geschlechtlichen Hand-
lung an einer unmündigen Person oder einer unmündigen 
Person an sich selbst, an einer anderen Person oder mit einem 
Tier,
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2.	 wirklichkeitsnahe Abbildungen eines Geschehens mit einer 
unmündigen Person, dessen Betrachtung nach den Umstän-
den den Eindruck vermittelt, dass es sich dabei um eine ge-
schlechtliche Handlung an der unmündigen Person oder der 
unmündigen Person an sich selbst, an einer anderen Person 
oder mit einem Tier handelt,

3.	 wirklichkeitsnahe Abbildungen

a)	 einer geschlechtlichen Handlung im Sinne der Z 1 oder 
eines Geschehens im Sinne der Z 2, jedoch mit mündigen 
Minderjährigen, oder

b)	der Genitalien oder der Schamgegend Minderjähriger, 
soweit es sich um reißerisch verzerrte, auf sich selbst 
reduzierte und von anderen Lebensäußerungen losgelös-
te Abbildungen handelt, die der sexuellen Erregung des 
Betrachters dienen;

4.	 bildliche Darstellungen, deren Betrachtung – zufolge Verände-
rung einer Abbildung oder ohne Verwendung einer solchen – 
nach den Umständen den Eindruck vermittelt, es handle sich 
um eine Abbildung nach den Z 1 bis 3.

(5)
Nach Absatz 1 Z 1 und Absatz 3 ist nicht zu bestrafen, wer

1.	 eine pornografische Darstellung einer mündigen minderjäh-
rigen Person mit deren Einwilligung und zu deren eigenem 
Gebrauch herstellt oder besitzt oder

2.	 eine pornografische Darstellung einer mündigen minderjäh-
rigen Person nach Absatz 4 Z 4 zu seinem eigenen Gebrauch 
herstellt oder besitzt, sofern mit der Tat keine Gefahr der 
Verbreitung der Darstellung verbunden ist.

§ 207b SEXUELLER MISSBRAUCH VON JUGEND- 
	 LICHEN

(1)
Wer an einer Person, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat und aus bestimmten Gründen noch nicht reif genug ist, die 
Bedeutung des Vorgangs einzusehen oder nach dieser Einsicht zu 
handeln, unter Ausnützung dieser mangelnden Reife sowie seiner 
altersbedingten Überlegenheit eine geschlechtliche Handlung 
vornimmt, von einer solchen Person an sich vornehmen lässt oder 
eine solche Person dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung 
an einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich 
vornehmen zu lassen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.

(2)
Wer an einer Person, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollen-
det hat, unter Ausnützung einer Zwangslage dieser Person eine 
geschlechtliche Handlung vornimmt, von einer solchen Person an 
sich vornehmen lässt oder eine solche Person dazu verleitet, eine 
geschlechtliche Handlung an einem Dritten vorzunehmen oder 
von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, ist mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(3)
Wer eine Person, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
unmittelbar durch ein Entgelt dazu verleitet, eine geschlechtliche 
Handlung an ihm oder einem Dritten vorzunehmen oder von ihm 
oder einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, ist mit Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

§ 208 SITTLICHE GEFÄHRDUNG VON PERSONEN  
	 UNTER SECHZEHN JAHREN

(1)
Wer eine Handlung, die geeignet ist, die sittliche, seelische oder 
gesundheitliche Entwicklung von Personen unter sechzehn Jahren 
zu gefährden, vor einer unmündigen Person oder einer seiner Er-
ziehung, Ausbildung oder Aufsicht unterstehenden Person unter 
sechzehn Jahren vornimmt, um dadurch sich oder einen Dritten 
geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, ist mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr zu bestrafen, es sei denn, dass nach den 
Umständen des Falls eine Gefährdung der unmündigen oder 
Person unter sechzehn Jahren ausgeschlossen ist.

(2)
Übersteigt das Alter des Täters im ersten Fall des Absatzes 1 das 
Alter der unmündigen Person nicht um mehr als vier Jahre, so ist 
der Täter nicht zu bestrafen, es sei denn, die unmündige Person 
hätte das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet.

§ 212 MISSBRAUCH EINES AUTORITÄTS- 
	 VERHÄLTNISSES

(1)
Wer

1.	 mit einer mit ihm in absteigender Linie verwandten minder-
jährigen Person, seinem minderjährigen Wahlkind, Stiefkind 
oder Mündel oder

2.	 mit einer minderjährigen Person, die seiner Erziehung, Ausbil-
dung oder Aufsicht untersteht, unter Ausnützung seiner Stel-
lung gegenüber dieser Person eine geschlechtliche Handlung 
vornimmt oder von einer solchen Person an sich vornehmen 
lässt oder, um sich oder einen Dritten geschlechtlich zu erre-
gen oder zu befriedigen, dazu verleitet, eine geschlechtliche 
Handlung an sich selbst vorzunehmen, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2)
Ebenso ist zu bestrafen, wer 

1.	 als Arzt, klinischer Psychologe, Gesundheitspsychologe, Psy-
chotherapeut, Angehöriger eines Gesundheits- und Kranken-
pflegeberufes oder Seelsorger mit einer berufsmäßig betreuten 
Person,

2.	 als Angestellter einer Erziehungsanstalt oder sonst als in einer 
Erziehungsanstalt Beschäftigter mit einer in der Anstalt betreu-
ten Person oder

3.	 als Beamter mit einer Person, die seiner amtlichen Obhut 
anvertraut ist, unter Ausnützung seiner Stellung dieser Person 
gegenüber eine geschlechtliche Handlung vornimmt oder von 
einer solchen Person an sich vornehmen lässt oder, um sich 
oder einen Dritten geschlechtlich zu erregen oder zu befrie-
digen, dazu verleitet, eine geschlechtliche Handlung an sich 
selbst vorzunehmen.

§ 213 KUPPELEI

(1)
Wer eine Person, zu der er in einem der im § 212 bezeichneten 
Verhältnisse steht, unter den dort genannten Voraussetzungen 
zu einer geschlechtlichen Handlung mit einer anderen Person 
verleitet oder die persönliche Annäherung der beiden Personen 
zur Vornahme einer geschlechtlichen Handlung herbeiführt, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.
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(2)
Handelt der Täter, um sich oder einem anderen einen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, so ist er mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen.

§ 215 ZUFÜHREN ZUR PROSTITUTION

Wer eine Person der Prostitution zuführt, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren zu bestrafen.

§ 215a FÖRDERUNG DER PROSTITUTION UND  
	 PORNOGRAFISCHER DARBIETUNGEN  
	 MINDERJÄHRIGER

(1)
Wer eine minderjährige Person, mag sie auch bereits der Pro-
stitution nachgehen, zur Ausübung der Prostitution oder zur 
Mitwirkung an einer pornografischen Darbietung anwirbt oder 
einem anderen zu einem solchen Zweck anbietet oder vermittelt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. Ebenso ist 
zu bestrafen, wer eine minderjährige Person, die der Prostitution 
nachgeht oder an einer pornografischen Darbietung mitwirkt, 
ausnützt, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zuzuwenden.

(2)
Wer die Tat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung, unter 
Anwendung schwerer Gewalt oder so begeht, dass durch die Tat 
das Leben der Person vorsätzlich oder grob fahrlässig gefährdet 
wird oder die Tat einen besonders schweren Nachteil für die 
Person zur Folge hat, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Wer die Tat gegen eine unmün-
dige Person begeht, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen.

(2a)
Wer wissentlich eine pornografische Darbietung, an der eine 
mündige minderjährige Person mitwirkt, betrachtet, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. Mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer wissentlich eine porno-
grafische Darbietung, an der eine unmündige Person mitwirkt, 
betrachtet.

(3)
An einer pornografischen Darbietung wirkt mit, wer dabei eine 
auf sich selbst reduzierte, von anderen Lebensäußerungen los-
gelöste und der sexuellen Erregung eines Betrachters dienende 
geschlechtliche Handlung an sich selbst, an einer anderen Person 
oder mit einem Tier vornimmt, eine solche geschlechtliche 
Handlung an sich vornehmen lässt oder auf solche Weise seine 
Genitalien oder seine Schamgegend zur Schau stellt. 

§ 217 GRENZÜBERSCHREITENDER PROSTITUTIONS- 
	 HANDEL

(1)
Wer eine Person, mag sie auch bereits der Prostitution nachge-
hen, der Prostitution in einem anderen Staat als in dem, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzt oder in dem sie ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt hat, zuführt oder sie hierfür anwirbt, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, wenn er die 
Tat jedoch gewerbsmäßig begeht, mit Freiheitsstrafe von einem 
bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

(2)
Wer eine Person (Absatz 1) mit dem Vorsatz, dass sie in einem 
anderen Staat als in dem, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt 

oder in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, der Prostitu-
tion nachgehe, durch Täuschung über dieses Vorhaben verleitet 
oder mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung nötigt, sich in 
einen anderen Staat zu begeben, oder sie mit Gewalt oder unter 
Ausnützung ihres Irrtums über dieses Vorhaben in einen ande-
ren Staat befördert, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn 
Jahren zu bestrafen.

STRAFPROZESSORDNUNG (StPO)

§ 72 SUBSIDIARANKLÄGER

(1)
Privatbeteiligte sind berechtigt, die Anklage als Subsidiarankläger 
aufrechtzuerhalten, wenn die Staatsanwaltschaft von der Anklage 
zurücktritt. Zum Subsidiarankläger wird der Privatbeteiligte 
durch die Erklärung, die Anklage aufrechtzuerhalten; das Opfer 
hat zuvor überdies zu erklären, am Verfahren als Privatbeteiligter 
mitzuwirken.

(2)
Tritt die Staatsanwaltschaft in der Hauptverhandlung von der 
Anklage zurück, so ist eine Erklärung nach Absatz 1 sogleich ab-
zugeben. Erfolgt dies nicht, ist der Privatbeteiligte zur Hauptver-
handlung trotz ordnungsgemäßer Ladung nicht erschienen oder 
unterlässt er es, in der Hauptverhandlung zur Aufrechterhaltung 
der Anklage erforderliche Anträge zu stellen, so ist der Angeklagte 
freizusprechen (§ 259 Z 2).

(3)
Tritt die Staatsanwaltschaft außerhalb der Hauptverhandlung von 
der Anklage zurück, so hat das Gericht den Privatbeteiligten zu 
verständigen, der seine Erklärung binnen einem Monat abgeben 
kann. Gleiches gilt, wenn der Privatbeteiligte, ohne darauf 
verzichtet zu haben, zur Hauptverhandlung nicht geladen wurde 
oder seine Ladung nicht ausgewiesen ist. Sofern er dies nicht tut, 
wird angenommen, dass er die Verfolgung nicht aufrechthalte. In 
diesem Fall ist das Verfahren mit Beschluss einzustellen.

(4)
Der Subsidiarankläger hat im Hauptverfahren die gleichen Rechte 
wie der Privatankläger. Rechtsmittel gegen Urteile stehen ihm 
jedoch nur so weit zu, als der Privatbeteiligte sie zu erheben 
berechtigt ist. Die Staatsanwaltschaft kann sich jederzeit über den 
Gang des Verfahrens informieren und die Anklage wieder an sich 
ziehen; in diesem Fall stehen dem Subsidiarankläger wieder die 
Rechte des Privatbeteiligten zu.

FINANZSTRAFGESETZ

§ 25 ABSEHEN VON DER STRAFE; VERWARNUNG

(1)
Die Finanzstrafbehörde hat von der Einleitung oder von der 
weiteren Durchführung eines Finanzstrafverfahrens und von der 
Verhängung einer Strafe abzusehen, wenn das Verschulden des 
Täters geringfügig ist und die Tat keine oder nur unbedeutende 
Folgen nach sich gezogen hat. Sie hat jedoch dem Täter mit 
Bescheid eine Verwarnung zu erteilen, wenn dies geboten ist, um 
ihn von weiteren Finanzvergehen abzuhalten.

(2)
Unter den im Absatz 1 angeführten Voraussetzungen können die 
Behörden und Ämter der Bundesfinanzverwaltung von der Erstat-
tung einer Anzeige (§ 80) absehen.
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§ 143 (VEREINFACHTES VERFAHREN)

(1)
Die Finanzstrafbehörde erster Instanz kann ein Strafverfahren 
ohne mündliche Verhandlung und ohne Fällung eines Erkenntnis-
ses durch Strafverfügung beenden, wenn der Sachverhalt nach 
Ansicht der Finanzstrafbehörde durch die Angaben des Beschul-
digten oder durch das Untersuchungsergebnis, zu dem der 
Beschuldigte Stellung zu nehmen Gelegenheit hatte, ausreichend 
geklärt ist; ist der Sachverhalt schon durch das Ermittlungser-
gebnis des Abgabenverfahrens oder des Vorverfahrens (§ 82 
Absatz1), zu welchem der Täter Stellung zu nehmen Gelegenheit 
hatte, ausreichend geklärt, so kann das Finanzvergehen auch 
ohne Durchführung eines Untersuchungsverfahrens durch Straf-
verfügung geahndet werden (vereinfachtes Verfahren).

(2)
Für die Zuziehung von Nebenbeteiligten gilt § 122.

Tritt die Staatsanwaltschaft in der Hauptverhandlung von der 
Anklage zurück, so ist eine Erklärung nach Absatz 1 sogleich 
abzugeben. Erfolgt dies nicht, ist der Privatbeteiligte zur Haupt
verhandlung trotz ordnungsgemäßer Ladung nicht erschienen 
oder unterlässt er es, in der Hauptverhandlung zur Aufrechter-
haltung der Anklage erforderliche Anträge zu stellen, so ist der 
Angeklagte freizusprechen (§ 259 Z 2).

(3)
Eine Strafverfügung ist ausgeschlossen,

a)	 wenn die Durchführung der mündlichen Verhandlung und 
die Fällung des Erkenntnisses gemäß § 58 Absatz 2 einem 
Spruchsenat obliegt,

b)	wenn die Voraussetzungen für ein Verfahren gegen Personen 
unbekannten Aufenthalts (§ 147) oder für ein selbstständiges 	
Verfahren (§ 148) gegeben sind.

BUNDES-VERFASSUNGSGESETZ

ARTIKEL 133
(1)

Der Verwaltungsgerichtshof erkennt über

1.	 Revisionen gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes 
wegen Rechtswidrigkeit;

2.	 Anträge auf Fristsetzung wegen Verletzung der Entscheidungs
pflicht durch ein Verwaltungsgericht;

3.	 Kompetenzkonflikte zwischen Verwaltungsgerichten oder 
zwischen einem Verwaltungsgericht und dem Verwaltungs
gerichtshof.

ARTIKEL 144
(1)

Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Beschwerden gegen 
Bescheide der Verwaltungsbehörden einschließlich der unabhän-
gigen Verwaltungssenate, soweit der Beschwerdeführer durch 
den Bescheid in einem verfassungsgesetzlich gewährleisteten 
Recht oder wegen Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung, 
einer gesetzwidrigen Kundmachung über die Wiederverlautba-
rung eines Gesetzes (Staatsvertrags), eines verfassungswidrigen 
Gesetzes oder eines rechtswidrigen Staatsvertrags in seinen Rech-
ten verletzt zu sein behauptet. Die Beschwerde kann erst nach 
Erschöpfung des Instanzenzugs erhoben werden.

(2)
Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwer-
de bis zur Verhandlung durch Beschluss ablehnen, wenn sie keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg hat oder von der Entscheidung 
die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage nicht zu erwarten 
ist. Die Ablehnung der Behandlung ist unzulässig, wenn es sich 
um einen Fall handelt, der nach Art. 133 von der Zuständigkeit 
des Verwaltungsgerichtshofs ausgeschlossen ist.

(3)
Findet der Verfassungsgerichtshof, dass durch den angefochte-
nen Bescheid der Verwaltungsbehörde ein Recht im Sinne des 
Absatzes 1 nicht verletzt wurde, und handelt es sich nicht um 
einen Fall, der nach Art. 133 von der Zuständigkeit des Verwal-
tungsgerichtshofs ausgeschlossen ist, so hat der Verfassungs-
gerichtshof auf Antrag des Beschwerdeführers die Beschwerde 
zur Entscheidung darüber, ob der Beschwerdeführer durch den 
Bescheid in einem sonstigen Recht verletzt wurde, dem Verwal-
tungsgerichtshof abzutreten. Dies gilt sinngemäß bei Beschlüssen 
nach Absatz 2.

AUSSERSTREITGESETZ

§ 161 ENTSCHEIDUNG ÜBER DAS ERBRECHT

(1)
Das Gericht hat im Rahmen des Vorbringens der Parteien und ih-
rer Beweisanbote das Erbrecht der Berechtigten festzustellen und 
die übrigen Erbantrittserklärungen abzuweisen. Darüber kann mit 
gesondertem Beschluss (§ 36 Absatz 2) oder mit dem Einantwor-
tungsbeschluss entschieden werden.

(2)
Auch während des Verfahrens über das Erbrecht sind all jene Ab-
handlungsmaßnahmen weiterzuführen, die von der Feststellung 
des Erbrechts unabhängig sind.

§ 162

Im Verfahren über das Erbrecht ist mündlich zu verhandeln.  
Die Parteien können sich nur durch einen Rechtsanwalt vertreten 
lassen; übersteigt der Wert der Aktiven der Verlassenschaft voraus-
sichtlich 5.000 Euro, so müssen sie sich durch einen Rechtsanwalt 
vertreten lassen. Stellt sich im Verfahren heraus, dass der Wert der 
Aktiven diesen Betrag übersteigt, so hat das Gericht dies den Par-
teien bekannt zu geben und ihnen zur Bevollmächtigung eines 
Vertreters eine Frist zu setzen.

§ 163

(1)
Vereinbaren die Parteien vor dem Gericht Ruhen des Verfahrens 
über das Erbrecht oder treten andere Fälle der §§ 25 bis 29 ein, 
so hat das Gericht den Gerichtskommissär davon zu verständi-
gen.

(2)
Setzen die Parteien das Verfahren über das Erbrecht nach Ablauf 
der Ruhensfrist nicht fort, so hat das Gericht sie zur Stellung 
geeigneter Anträge innerhalb einer zu bestimmenden Frist 
aufzufordern. Versäumt ein Erbansprecher diese Frist, so ist das 
Verlassenschaftsverfahren ohne Berücksichtigung seiner Erban-
trittserklärung fortzusetzen. Auf diese Rechtsfolge ist er im Auffor-
derungsbeschluss hinzuweisen.
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§ 164

Gibt eine Partei erst nach Feststellung des Erbrechts, aber bevor 
das Gericht an den Beschluss über die Einantwortung gebunden 
ist, eine Erbantrittserklärung ab, so ist neuerlich im Sinne der 
§§ 160 bis 163 vorzugehen, wobei auch eine Abweisung der Erb-
antrittserklärung, die Grundlage der früheren Entscheidung über 
das Erbrecht war, zulässig ist. Später sind erbrechtliche Ansprüche 
nur noch mit Klage geltend zu machen.

ALLGEMEINES BÜRGERLICHES GESETZBUCH 
(ABGB)

§ 1325

Wer jemanden an seinem Körper verletzt, bestreitet die Heilungs-
kosten des Verletzten; ersetzt ihm den entgangenen oder, wenn 
der Beschädigte zum Erwerb unfähig wird, auch den künftig 
entgehenden Verdienst und bezahlt ihm auf Verlangen überdies 
ein den erhobenen Umständen angemessenes Schmerzensgeld.

§ 1326

Ist die verletzte Person durch die Misshandlung verunstaltet 
worden; so muss, zumal wenn sie weiblichen Geschlechts ist, 
insofern auf diesen Umstand Rücksicht genommen werden, als 
ihr besseres Fortkommen dadurch verhindert werden kann.

DATENSCHUTZGESETZ

§ 26 AUSKUNFTSRECHT

(1)
Ein Auftraggeber hat jeder Person oder Personengemeinschaft, 
die dies schriftlich verlangt und ihre Identität in geeigneter Form 
nachweist, Auskunft über die zu dieser Person oder Personen-
gemeinschaft verarbeiteten Daten zu geben. Mit Zustimmung 
des Auftraggebers kann das Auskunftsbegehren auch mündlich 
gestellt werden. Die Auskunft hat die verarbeiteten Daten, die 
Informationen über ihre Herkunft, allfällige Empfänger oder 
Empfängerkreise von Übermittlungen, den Zweck der Daten-
verwendung sowie die Rechtsgrundlagen hierfür in allgemein 
verständlicher Form anzuführen. Auf Verlangen eines Betroffenen 
sind auch Namen und Adressen von Dienstleistern bekannt zu 
geben, falls sie mit der Verarbeitung seiner Daten beauftragt sind. 
Wenn zur Person des Auskunftswerbers keine Daten vorhanden 
sind, genügt die Bekanntgabe dieses Umstands (Negativaus-
kunft). Mit Zustimmung des Auskunftswerbers kann anstelle der 
schriftlichen Auskunft auch eine mündliche Auskunft mit der 
Möglichkeit der Einsichtnahme und der Abschrift oder Ablichtung 
gegeben werden.

(2)
Die Auskunft ist nicht zu erteilen, soweit dies zum Schutz des 
Auskunftswerbers aus besonderen Gründen notwendig ist oder 
soweit überwiegende berechtigte Interessen des Auftraggebers 
oder eines Dritten, insbesondere auch überwiegende öffentliche 
Interessen, der Auskunftserteilung entgegenstehen. Überwiegen-
de öffentliche Interessen können sich hiebei aus der Notwendig-
keit

1.	 des Schutzes der verfassungsmäßigen Einrichtungen der Repu-
blik Österreich oder

2.	 der Sicherung der Einsatzbereitschaft des Bundesheeres oder

3.	 der Sicherung der Interessen der umfassenden Landesverteidi-
gung oder

4.	 des Schutzes wichtiger außenpolitischer, wirtschaftlicher oder 
finanzieller Interessen der Republik Österreich oder der Euro-
päischen Union oder

5.	 der Vorbeugung, Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten 

ergeben. Die Zulässigkeit der Auskunftsverweigerung aus den 
Gründen der Z 1 bis 5 unterliegt der Kontrolle durch die Daten
schutzkommission nach § 30 Absatz 3 und dem besonderen 
Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzkommission gemäß 
§ 31 Absatz 4.

(3)
Der Auskunftswerber hat am Auskunftsverfahren über Befragung 
in dem ihm zumutbaren Ausmaß mitzuwirken, um ungerechtfer-
tigten und unverhältnismäßigen Aufwand beim Auftraggeber zu 
vermeiden.

(4)
Innerhalb von acht Wochen nach Einlangen des Begehrens ist 
die Auskunft zu erteilen oder schriftlich zu begründen, warum 
sie nicht oder nicht vollständig erteilt wird. Von der Erteilung 
der Auskunft kann auch deshalb abgesehen werden, weil der 
Auskunftswerber am Verfahren nicht gemäß Absatz 3 mitgewirkt 
oder weil er den Kostenersatz nicht geleistet hat.

(5)
In jenen Bereichen der Vollziehung, die mit der Wahrnehmung 
der in Absatz 2 Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben betraut sind, ist, 
soweit dies zum Schutz jener öffentlichen Interessen notwendig 
ist, die eine Auskunftsverweigerung erfordern, folgendermaßen 
vorzugehen: Es ist in allen Fällen, in welchen keine Auskunft erteilt 
wird – also auch weil tatsächlich keine Daten verwendet werden 
–, anstelle einer inhaltlichen Begründung der Hinweis zu geben, 
dass keine der Auskunftspflicht unterliegenden Daten über den 
Auskunftswerber verwendet werden. Die Zulässigkeit dieser Vor-
gangsweise unterliegt der Kontrolle durch die Datenschutzkom-
mission nach § 30 Absatz 3 und dem besonderen Beschwerdever-
fahren vor der Datenschutzkommission nach § 31 Absatz 4.

(6)
Die Auskunft ist unentgeltlich zu erteilen, wenn sie den aktuellen 
Datenbestand einer Datenanwendung betrifft und wenn der 
Auskunftswerber im laufenden Jahr noch kein Auskunftsersuchen 
an den Auftraggeber zum selben Aufgabengebiet gestellt hat. 
In allen anderen Fällen kann ein pauschalierter Kostenersatz 
von 18,89 Euro verlangt werden, von dem wegen tatsächlich 
erwachsender höherer Kosten abgewichen werden darf. Ein etwa 
geleisteter Kostenersatz ist ungeachtet allfälliger Schadenersatz-
ansprüche zurückzuerstatten, wenn Daten rechtswidrig verwen-
det wurden oder wenn die Auskunft sonst zu einer Richtigstellung 
geführt hat.

(7)
Ab dem Zeitpunkt der Kenntnis von einem Auskunftsverlangen 
darf der Auftraggeber Daten über den Auskunftswerber innerhalb 
eines Zeitraums von vier Monaten und im Falle der Erhebung 
einer Beschwerde gemäß § 31 an die Datenschutzkommission bis 
zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens nicht vernichten. 
Diese Frist gilt nicht, wenn einem Löschungsantrag des Aus-
kunftswerbers nach § 27 Absatz 1 Z 2 oder § 28 zu entsprechen 
ist.
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(8)
In dem Umfang, in dem eine Datenanwendung für eine Person 
oder Personengemeinschaft hinsichtlich der zu ihr verarbeiteten 
Daten von Gesetzes wegen einsehbar ist, hat diese das Recht 
auf Auskunft nach Maßgabe der das Einsichtsrecht vorsehenden 
Bestimmungen. Für das Verfahren der Einsichtnahme (einschließ-
lich deren Verweigerung) gelten die näheren Regelungen des 
Gesetzes, das das Einsichtsrecht vorsieht. In Absatz 1 genannte 
Bestandteile einer Auskunft, die vom Einsichtsrecht nicht umfasst 
sind, können dennoch nach diesem Bundesgesetz geltend ge-
macht werden.

§ 27 RECHT AUF RICHTIGSTELLUNG ODER  
	 LÖSCHUNG

(1)
Jeder Auftraggeber hat unrichtige oder entgegen den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes verarbeitete Daten richtigzustel-
len oder zu löschen, und zwar

1.	 aus eigenem, sobald ihm die Unrichtigkeit von Daten oder die 
Unzulässigkeit ihrer Verarbeitung bekannt geworden ist, oder

2.	 auf begründeten Antrag des Betroffenen.

Der Pflicht zur Richtigstellung nach Z 1 unterliegen nur solche 
Daten, deren Richtigkeit für den Zweck der Datenanwendung von 
Bedeutung ist. Die Unvollständigkeit verwendeter Daten bewirkt 
nur dann einen Berichtigungsanspruch, wenn sich aus der Unvoll
ständigkeit im Hinblick auf den Zweck der Datenanwendung die 
Unrichtigkeit der Gesamtinformation ergibt. Sobald Daten für 
den Zweck der Datenanwendung nicht mehr benötigt werden, 
gelten sie als unzulässig verarbeitete Daten und sind zu löschen, 
es sei denn, dass ihre Archivierung rechtlich zulässig ist und dass 
der Zugang zu diesen Daten besonders geschützt ist. Die Weiter-
verwendung von Daten für einen anderen Zweck ist nur zulässig, 
wenn eine Übermittlung der Daten für diesen Zweck zulässig ist; 
die Zulässigkeit der Weiterverwendung für wissenschaftliche oder 
statistische Zwecke ergibt sich aus den §§ 46 und 47.

(2)
Der Beweis der Richtigkeit der Daten obliegt – sofern gesetzlich 
nicht ausdrücklich anderes angeordnet ist – dem Auftraggeber, 
soweit die Daten nicht ausschließlich aufgrund von Angaben des 
Betroffenen ermittelt wurden.

(3)
Eine Richtigstellung oder Löschung von Daten ist ausgeschlos-
sen, soweit der Dokumentationszweck einer Datenanwendung 
nachträgliche Änderungen nicht zulässt. Die erforderlichen 
Richtigstellungen sind diesfalls durch entsprechende zusätzliche 
Anmerkungen zu bewirken.

(4)
Innerhalb von acht Wochen nach Einlangen eines Antrags auf 
Richtigstellung oder Löschung ist dem Antrag zu entsprechen 
und dem Betroffenen davon Mitteilung zu machen oder schrift-
lich zu begründen, warum die verlangte Löschung oder Richtig-
stellung nicht vorgenommen wird.

(5)
In jenen Bereichen der Vollziehung, die mit der Wahrnehmung 
der in § 26 Absatz 2 Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben betraut 
sind, ist, soweit dies zum Schutz jener öffentlichen Interessen not-
wendig ist, die eine Geheimhaltung erfordern, mit einem Richtig-
stellungs- oder Löschungsantrag folgendermaßen zu verfahren: 
Die Richtigstellung oder Löschung ist vorzunehmen, wenn das 
Begehren des Betroffenen nach Auffassung des Auftraggebers be-

rechtigt ist. Die gemäß Absatz 4 erforderliche Mitteilung an den 
Betroffenen hat in allen Fällen dahingehend zu lauten, dass die 
Überprüfung der Datenbestände des Auftraggebers im Hinblick 
auf das Richtigstellungs- oder Löschungsbegehren durchgeführt 
wurde. Die Zulässigkeit dieser Vorgangsweise unterliegt der Kon-
trolle durch die Datenschutzkommission nach § 30 Absatz 3 und 
dem besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzkom-
mission nach § 31 Absatz 4.

(6)
Wenn die Löschung oder Richtigstellung von Daten auf aus-
schließlich automationsunterstützt lesbaren Datenträgern aus 
Gründen der Wirtschaftlichkeit nur zu bestimmten Zeitpunkten 
vorgenommen werden kann, sind bis dahin die zu löschenden 
Daten für den Zugriff zu sperren und die zu berichtigenden Da-
ten mit einer berichtigenden Anmerkung zu versehen.

(7)
Werden Daten verwendet, deren Richtigkeit der Betroffene be-
streitet, und lässt sich weder ihre Richtigkeit noch ihre Unrichtig-
keit feststellen, so ist auf Verlangen des Betroffenen ein Vermerk 
über die Bestreitung beizufügen. Der Bestreitungsvermerk darf 
nur mit Zustimmung des Betroffenen oder aufgrund einer Ent-
scheidung des zuständigen Gerichts oder der Datenschutzkom-
mission gelöscht werden.

(8)
Wurden im Sinne des Absatzes 1 richtiggestellte oder gelöschte 
Daten vor der Richtigstellung oder Löschung übermittelt, so hat 
der Auftraggeber die Empfänger dieser Daten hiervon in geeig-
neter Weise zu verständigen, sofern dies keinen unverhältnismä-
ßigen Aufwand, insbesondere im Hinblick auf das Vorhandensein 
eines berechtigten Interesses an der Verständigung, bedeutet und 
die Empfänger noch feststellbar sind.

(9)
Die Regelungen der Absätze 1 bis 8 gelten für das gemäß Straf-
registergesetz 1968 geführte Strafregister sowie für öffentliche 
Bücher und Register, die von Auftraggebern des öffentlichen 
Bereichs geführt werden, nur insoweit, als für

1.	 die Verpflichtung zur Richtigstellung und Löschung von Amts 
wegen oder

2.	 das Verfahren der Durchsetzung und die Zuständigkeit zur 
Entscheidung über Berichtigungs- und Löschungsanträge von 
Betroffenen durch Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist. 

§ 28 WIDERSPRUCHSRECHT

(1)
Sofern die Verwendung von Daten nicht gesetzlich vorgesehen 
ist, hat jeder Betroffene das Recht, gegen die Verwendung seiner 
Daten wegen Verletzung überwiegender schutzwürdiger Ge-
heimhaltungsinteressen, die sich aus seiner besonderen Situation 
ergeben, beim Auftraggeber der Datenanwendung Widerspruch 
zu erheben. Der Auftraggeber hat bei Vorliegen dieser Voraus-
setzungen die Daten des Betroffenen binnen acht Wochen aus 
seiner Datenanwendung zu löschen und allfällige Übermittlungen 
zu unterlassen.

(2)
Gegen eine nicht gesetzlich angeordnete Aufnahme in eine 
öffentlich zugängliche Datenanwendung kann der Betroffene 
jederzeit auch ohne Begründung seines Begehrens Widerspruch 
erheben. Die Daten sind binnen acht Wochen zu löschen.

(3)
§ 27 Absatz 4 bis 6 gelten auch in den Fällen der Absatz 1 und 2.
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§ 50e AUSKUNFTSRECHT

(1)
Abweichend von § 26 Absatz 1 ist dem Auskunftswerber, 
nachdem dieser den Zeitraum, in dem er möglicherweise von 
der Überwachung betroffen war, und den Ort möglichst genau 
benannt und seine Identität in geeigneter Form nachgewiesen 
hat, Auskunft über die zu seiner Person verarbeiteten Daten durch 
Übersendung einer Kopie der zu seiner Person verarbeiteten Da-
ten in einem üblichen technischen Format zu gewähren. Alterna-
tiv kann der Auskunftswerber eine Einsichtnahme auf Lesegeräten 
des Auftraggebers verlangen, wobei ihm auch in diesem Fall die 
Ausfolgung einer Kopie zusteht. Die übrigen Bestandteile der Aus-
kunft (verfügbare Informationen über die Herkunft, Empfänger 
oder Empfängerkreise von Übermittlungen, Zweck, Rechtsgrund-
lagen sowie allenfalls Dienstleister) sind auch im Fall der Über-
wachung schriftlich zu erteilen, wenn nicht der Auskunftswerber 
einer mündlichen Auskunftserteilung zustimmt.

(2)
§ 26 Absatz 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass in dem Fall, 
dass eine Auskunft wegen überwiegender berechtigter Interessen 
Dritter oder des Auftraggebers nicht in der in Absatz 1 geregelten 
Form erteilt werden kann, der Auskunftswerber Anspruch auf eine 
schriftliche Beschreibung seines von der Überwachung verarbeite-
ten Verhaltens oder auf eine Auskunft unter Unkenntlichmachung 
der anderen Personen hat.ü

(3)
In Fällen der Echtzeitüberwachung ist ein Auskunftsrecht 
ausgeschlossen.
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VORBEMERKUNG
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mithilfe 
der elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so 
lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaft-
lich abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der 
Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen 
als die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der 
uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das 
Datenschutzgesetz (DSG) geregelt. Danach ist die Datenverar-
beitung und -nutzung zulässig, wenn das DSG oder eine andere 
Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt 
hat. Das DSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, 
wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertrags-
verhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses 
geschieht oder soweit es zur Wahrnehmung berechtigter Inte-
ressen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein Grund 
zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des 
Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung 
überwiegt.

EINWILLIGUNGSERKLÄRUNG
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden 
Interessenabwägung und im Hinblick auf eine sichere 
Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in Ihren 
Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem 
DSG aufgenommen worden. Diese gilt über die Beendigung 
des Versicherungsvertrags hinaus, endet jedoch schon mit 
Ablehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen 
Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragsstellung 
ganz oder teilweise gestrichen, kommt es unter Umständen 
nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf gemäß dem 
Konsumentenschutzgesetz oder ganz beziehungsweise teilweise 
gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung 
und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, 
wie in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen.

Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für 
die Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

(1)
DATENSPEICHERUNG BEI IHREM VERSICHERER

Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig 
sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). 
Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische Daten 
wie Kundennummer (Partnernummer), Versicherungssumme, 
Versicherungsdauer, Prämie, Bankverbindung sowie 
erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, zum Beispiel eines 
Vermittlers oder eines Sachverständigen, geführt (Vertragsdaten). 
Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum 
Schaden und gegebenenfalls auch Angaben von Dritten.

(2)
DATENÜBERMITTLUNG AN RÜCKVERSICHERER

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer 
stets auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken 
achten. Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken 
an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer 
benötigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische 
Angaben von uns, wie Versicherungsnummer, Prämie, Art des 
Versicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie 
im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der 
Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch 
die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. In 
einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rück
versicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

(3)
DATENÜBERMITTLUNG AN ANDERE VERSICHERER

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei 
Antragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem 
Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die Scha-
denabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören 
zum Beispiel frühere Versicherungsfälle oder Mitteilungen über 
gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, 
abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu 
verhindern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versi-
cherten aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum 
entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, 
andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende 
Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherun-
gen, Mitversicherung, gesetzlicher Forderungsübergang sowie 
bei Teilungsabkommen) eines Austauschs von personenbezo-
genen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des 
Betroffenen weitergegeben, zum Beispiel Name und Anschrift, 
Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos 
oder Angaben zum Schaden wie Schadenhöhe und Schadentag.

(4)
WEITERE AUSKÜNFTE UND ERLÄUTERUNGEN ÜBER IHRE RECHTE

Sie haben als Betroffener nach dem Datenschutzgesetz neben 
dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft 
sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichti-
gung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespeicherten 
Daten. Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen 
wenden Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlan-
gen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen 
der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren 
Versicherer.

(5)
GESUNDHEITSDATEN GEMÄSS § 11 a VersVG

(5.1.)
Der Versicherer darf im Zusammenhang mit Versicherungsver-
hältnissen, bei welchen der Gesundheitszustand des Versicher-
ten oder eines Geschädigten erheblich ist, personenbezogene 
Gesundheitsdaten verwenden, soweit dies

1.	 zur Beurteilung, ob und zu welchen Bedingungen ein Versi-
cherungsvertrag abgeschlossen oder geändert wird, oder

2.	 zur Verwaltung bestehender Versicherungsverträge oder

3.	 zur Beurteilung und Erfüllung von Ansprüchen aus einem Ver-
sicherungsvertrag unerlässlich ist. Das Verbot der Ermittlung 
genanalytischer Daten gemäß § 67 Gentechnikgesetz bleibt 
unberührt.

(5.2.)
Versicherer dürfen personenbezogene Gesundheitsdaten für die 
in Absatz 1 genannten Zwecke nur auf folgende Art ermitteln:

1.	 durch Befragung der Person, die versichert werden soll oder 
bereits versichert ist, beziehungsweise durch Befragung des 
Geschädigten oder

2.	 anhand der vom Versicherungsnehmer oder vom Geschädig-
ten beigebrachten Unterlagen oder

3.	 durch Auskünfte von Dritten bei Vorliegen einer für den Einzel-
fall erteilten ausdrücklichen Zustimmung des Betroffenen oder
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4.	 zur Beurteilung und Erfüllung von Ansprüchen aus 
einem konkreten Versicherungsfall durch Auskünfte von 
untersuchenden oder behandelnden Ärzten, Krankenanstalten 
oder sonstigen Einrichtungen der Krankenversorgung oder 
Gesundheitsvorsorge über Diagnose sowie Art und Dauer der 
Behandlung, sofern der Betroffene dem ausdrücklich schriftlich 
zugestimmt und dies im Einzelfall nicht untersagt hat, oder

5.	 durch Heranziehung sonstiger, dem Versicherer 
rechtmäßigerweise bekannt gewordener Daten; diese 
sind dem Betroffenen mitzuteilen; es steht ihm das 
Widerspruchsrecht gemäß § 28 Datenschutzgesetz 2000 zu.

(5.3.)
Soweit eine ausdrückliche, den einzelnen Übermittlungsfall 
betreffende Zustimmung des Betroffenen nicht vorliegt, dürfen 
Versicherer Gesundheitsdaten für die in Absatz 1 genannten 
Zwecke nur an folgende Empfänger übermitteln:

1.	 untersuchende oder behandelnde Ärzte, Krankenanstalten 
oder sonstige Einrichtungen der Krankenversorgung oder 
Gesundheitsvorsorge oder

2.	 Sozialversicherungsträger, Rückversicherer oder Mitversicherer 
oder

3.	 andere Versicherer, die bei der Abwicklung von Ansprüchen 
aus einem Versicherungsfall mitwirken, oder

4.	 vom Versicherer herangezogene befugte Sachverständige oder

5.	 gewillkürte oder gesetzliche Vertreter des Betroffenen oder

6.	 Gerichte, Verwaltungsbehörden, Schlichtungsstellen und 
sonstige Einrichtungen der Streitbeilegung und ihre Organe, 
einschließlich der von ihnen bestellten Sachverständigen.

(5.4.)
Der Versicherer ist verpflichtet, auf Verlangen des 
Versicherungsnehmers oder jedes Versicherten Auskunft über und 
Einsicht in Gutachten zu geben, die aufgrund einer ärztlichen 
Untersuchung eines Versicherten erstattet worden sind, wenn die 
untersuchte Person der Auskunftserteilung beziehungsweise der 
Einsichtgewährung zustimmt.

(5.5.)
Gemäß Absatz 1 und 2 erhobene Gesundheitsdaten unterliegen 
dem besonderen Geheimnisschutz des § 108a VAG mit der 
Maßgabe, dass das Vorliegen eines berechtigten privaten 
Interesses an der Weitergabe außerhalb der Fälle der Absatz 1 
und 3 ausgeschlossen ist. Derartige Daten sind umgehend zu 
löschen, sobald sie nicht mehr für einen rechtlich zulässigen 
Zweck aufbewahrt werden; dies gilt insbesondere im 
Zusammenhang mit Gesundheitsdaten, die in Vorbereitung eines 
nicht zustande gekommenen Versicherungsvertrags erhoben 
wurden.

(6)
DATENVERARBEITUNG INNER- UND AUSSERHALB DER 
UNTERNEHMENSGRUPPE

Einzelne Versicherungsbranchen (zum Beispiel Lebens-, Kranken-, 
Sachversicherung) werden durch rechtlich selbstständige 
Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen umfassenden 
Versicherungsschutz anbieten zu können, arbeiten die 
Unternehmen häufig in Unternehmensgruppen zusammen. Zur 
Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie 
das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird zum Beispiel 
Ihre Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit 

verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschließen; und auch 
Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge, gegebenenfalls 
Ihr Geburtsdatum, Ihre Kontonummer und Bankleitzahl, das 
heißt Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, 
werden in einer zentralen Datensammlung geführt. Dabei sind 
die sogenannten Partnerdaten (zum Beispiel Name, Adresse, 
Kundennummer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende 
Verträge) von allen Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf 
diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und 
bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt 
werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne 
Rückfragen korrekt verbucht werden. Die übrigen allgemeinen 
Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur von 
den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar. Obwohl 
alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen 
Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, 
spricht das Gesetz auch hier von „Datenübermittlung”, bei der 
die Vorschriften des Datenschutzgesetzes (DSG) zu beachten 
sind. Branchenspezifische Daten – wie zum Beispiel Gesundheits- 
oder Bonitätsdaten – bleiben dagegen unter ausschließlicher 
Verfügung der jeweiligen Unternehmen.

Der ROLAND-Gruppe gehören zurzeit folgende Unternehmen an:

ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG, Köln

ROLAND Schutzbrief-Versicherung AG, Köln

ROLAND Assistance GmbH, Köln

ROLAND Assistance Partner GmbH, Dresden

ROLAND ProzessFinanz AG, Köln

Jurpartner Rechtsschutz-Versicherung AG, Köln

Jurpartner Services Gesellschaft für Rechtsschutz-Schadenregulierung 
mbH, Köln
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WAS TUN IM SCHADENFALL?

WAS SIE IM SCHADENFALL BEACHTEN MÜSSEN:

Schadenanzeige

Bitte melden Sie Ihren Schaden direkt nach Eintritt des 
Versicherungsfalls telefonisch unter

+43 1 718 77 33-0

oder senden Sie Ihre Schadenanzeige an

ROLAND
Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Direktion für Österreich
Mariannengasse 14
A-1090 Wien
roland.info@roland-rechtsschutz.at
Telefon +43 1 718 77 33-0
Telefax +43 1 718 77 33-30

Geben Sie eine detaillierte Sachverhaltsschilderung. Nach Ein-
gang der Schadenmeldung werden wir uns unverzüglich melden.

Rechtsanwaltsbeauftragung

Ihre Interessen werden durch einen Rechtsanwalt wahrgenom-
men. Es besteht freie Anwaltswahl. 

Näheres zur örtlichen Begrenzung des Wahlrechts ergibt sich aus 
Art. 10 Punkt 3 ARB.

Der Rechtsanwalt wird von uns in Ihrem Namen beauftragt. 
Wenn Sie sich im Rahmen Ihres Wahlrechts nach einem Versiche-
rungsfall sofort unmittelbar mit einem Rechtsanwalt in Verbin-
dung setzen wollen, sind wir damit einverstanden. Voraussetzung 
ist jedoch, dass Sie oder Ihr Rechtsanwalt uns hierüber anschlie-
ßend unverzüglich benachrichtigen. Wollen Sie sichergehen, ob 
in Ihrem Fall Versicherungsschutz besteht, empfehlen wir, sich vor 
der Beauftragung des Rechtsanwalts mit uns abzustimmen.

Kostenrechnungen

Schicken Sie uns Rechnungen von Rechtsanwälten, Gerichten 
und Verwaltungsbehörden sowie Exekutionstitel, die Ihnen zuge-
hen, unverzüglich zu. Die Rechtsanwaltskosten werden von uns 
direkt an den Anwalt überwiesen. Wenn kurze Fristen einzuhalten 
sind, möchten wir Sie bitten, eventuell sofort fällige Gerichts- und 
Rechtsanwaltskosten vorzustrecken. Den auf uns entfallenden 
Betrag werden wir umgehend erstatten.

Haftpflichtansprüche

Wenn bei einem Kraftfahrzeugunfall der Gegner Schadenersatz-
ansprüche gegen Sie geltend macht, teilen Sie dies bitte unver-
züglich Ihrer eigenen Fahrzeug-Haftpflicht-Versicherung mit. Für 
die Abwehr unbegründeter Ansprüche ist nicht der Rechtsschutz-
Versicherer, sondern der Fahrzeug-Haftpflicht-Versicherer zustän-
dig. Dies gilt auch dann, wenn der Gegner in einem von Ihnen 
angestrengten Schadenersatz-Prozess wegen seiner angeblichen 
Ersatzansprüche Kompensandoeinwendungen erhebt.
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ROLAND
Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Direktion für Österreich

Mariannengasse 14
A-1090 Wien

Telefon +43 1 718 77 33-0
Telefax +43 1 718 77 33-30

www.roland-rechtsschutz.at
roland.info@roland-rechtsschutz.at

ROLAND	Rechtsschutz –  
	 der starke Partner für Ihr Recht!

Die ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG mit Hauptsitz
in Köln zählt zu den führenden Rechtsschutz-Versicherern in
Deutschland und ist seit 1994 auch in Österreich mit eigener
Niederlassung in Wien tätig. Einen besonderen Namen hat sich
ROLAND seit jeher als Spezialanbieter innovativer Deckungs-
konzepte gemacht.
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